
1 Einleitung

Familienpolitische Geldleistungen

Leistungen der deutschen Familienpolitik lassen 
sich grob in Geldleistungen und Dienstleistungen 
einteilen. In den vergangenen Jahrzehnten hat sich 
in der Bundesrepublik eine Vielzahl familienpoliti-
scher Geldleistungen etabliert (unter anderem Kin-
dergeld; Kinderfreibeträge; steuerliche Förderung 
von Ehe, Ausbildung der Kinder, Haushaltshilfen 
und Kinderbetreuung; Kinderzuschlag; Sozialgeld; 
Unterhaltsvorschuss; Waisenrenten; Familienver-
sicherung; Mutterschaftsgeld etc.). Zuletzt wur-
den das Elterngeld (2007) und das Betreuungsgeld 
(2013) als monetäre Leistungen für Familien mit 
Kleinkindern eingeführt. Letzteres wurde jedoch 
2015 durch das Bundesverfassungsgericht in den 
Gestaltungsbereich der Bundesländer verwiesen, 
welche überwiegend davon Abstand nahmen, das 
Betreuungsgeld als familienpolitische Geldleis-
tung aufrechtzuerhalten. Zielsetzungen der mone-
tären Transfers sind ein horizontaler und ein verti-
kaler Leistungsausgleich. Der horizontale Ausgleich 
berücksichtigt den Rückgang des Lebensstandards 
von Personen mit Kindern gegenüber Kinderlo-
sen. Dadurch werden vor allem Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen steuerlich entlastet (Steuerge-
rechtigkeit). Der vertikale Familienlastenausgleich 

zielt darauf, Familien mit geringem Einkommen 
und mehreren Kindern finanziell durch direkte Zah-
lungen zu unterstützen (Bedarfsgerechtigkeit).

Betreuungsdienstleistungen als wachsende Säule 
deutscher Familienpolitik
Neben den monetären Transfers stellt die Bereitstel-
lung von sozialen Dienstleistungen eine wachsende 
Säule deutscher Familienpolitik dar. Dazu zählen 
das Vorhalten von Beratungs- und Unterstützungs-
diensten der Familienhilfe sowie die Ermöglichung 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch Kin-
dertagesbetreuung. Dass sich der Staat der Aufgabe 
annimmt, Betreuung und Erziehung für Kinder in 
geeigneten Einrichtungen zu garantieren, ist in der 
Bundesrepublik Deutschland erst seit den 1990er 
Jahren zunehmend selbstverständlich geworden. So 
wurde der Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-
platz im Zusammenhang mit der Neuregelung des 
Schwangerschaftsabbruchs eingeführt. Das Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) machte deutlich, dass 
der Staat seiner Schutzpflicht gegenüber dem unge-
borenen Menschen, dem Schutzauftrag für Ehe und 
Familie aus Artikel 6 des Grundgesetzes und dem 
Gleichstellungsgebot von Mann und Frau in der 
Teilhabe am Arbeitsleben auch durch die Förderung 
einer kinderfreundlichen Gesellschaft nachkommen 
muss. Das umfasse unter anderem auch eine Ver-
besserung der Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf durch einen Ausbau der instituti-
onellen Kinderbetreuung.

So mussten mit Wirkung des 01.01.1999 die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe bei Nachfrage jedem 
Kind ab dem vollendeten dritten Lebensjahr einen 
Platz in einer Kindertageseinrichtung eines beliebi-
gen Trägers zur Verfügung stellen, der eine durch-
gehende Mindestbetreuungszeit von vier Stunden 
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Liebe Leserinnen und Leser,

zum dritten Mal in Folge liegt das bremische Wirtschaftswachstum über dem Bundesdurchschnitt. Das 
mag verwundern, sind wir doch zugleich – was die öffentlichen Finanzen angeht – kein reiches Bundes
land. Doch das ist kein Widerspruch: Bremen verfügt über starke, vor allem auch umsatzstarke Wirtschafts
zweige. Im Jahr 2017 geht das Wirtschaftswachstum erneut in erster Linie aufs verarbeitende Gewerbe 
zurück, vor allem auf den Fahrzeugbau und auf die Luft- und Raumfahrt. Doch zum einen sind es auch die 
vielen Einpendler, die dies mit ihrer Arbeit erwirtschaften – die aber ihre Lohnsteuer in Niedersachsen oder 
anderen Bundesländern bezahlen. Zum anderen steht der starken Wirtschaftsleistung leider eine weniger 
starke Beschäftigungsentwicklung gegenüber. Diese ist im Land Bremen im Vergleich zum Bund im vergan
genen Jahr unterdurchschnittlich. Warum? Die hoch produktiven Industrien brauchen, um mehr zu erwirt
schaften, nicht gleichzeitig auch mehr Beschäftigte. 
  Trotzdem: 6.000 neue Arbeitsstellen im Land Bremen sind mehr als erfreulich. Im IT-Bereich, der 
technischen Beratung, im Sozial- und Erziehungswesen entstanden neue Arbeitsplätze. In Bremerhaven 
waren es der Maschinenbau, die Leiharbeit und auch die öffentliche Verwaltung, die einen Beschäftigungs
zuwachs verzeichneten.
  Zwei Gruppen aber profitieren kaum vom Beschäftigungsaufbau: Bei um 3,5 Prozent gestiegener 
Wirtschaftsleistung und der um 1,8 Prozent gewachsener Beschäftigung sinkt die Arbeitslosenquote um nur 
0,3 Prozent. Weiterhin geht die gute Konjunktur an den Arbeitslosen vorbei. Und auch die Auszubildenden 
beziehungsweise solche, die es werden wollen, profitieren nicht im selben Maß von den positiven Entwick
lungen. Auf längere Sicht – von 2009 bis 2016 – ist die Zahl der besetzten Ausbildungsstellen sogar um 
über sechs Prozent zurückgegangen. Und leider gibt es zwischen diesen beiden Gruppen auch einen Zusam
menhang: Denn Arbeitslosigkeit im Land Bremen ist auch dieses: jung. Mit neun Prozent ist die Jugend
arbeitslosigkeit hierzulande hoch und mehr als zwei Drittel der arbeitslos gemeldeten jungen Menschen 
haben keinen Berufsabschluss. Politisches Programm der Landesregierung war es, mit Ausbildungsgarantie, 
Jugendberufsagentur und Bremer Vereinbarung für Ausbildung und Fachkräftesicherung den „Nachschub“ 
in der Arbeitslosigkeit zu begrenzen. Das ist bislang leider nur in Ansätzen gelungen. 

Liebe Leserinnen und Leser, dieser Bericht zur Lage der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschreibt 
in Zahlen alljährlich die Situation unserer Mitglieder. Der Darstellung und Analyse müssen Empfehlungen 
folgen – das ist der Auftrag der Arbeitnehmerkammer. Vor diesem Hintergrund nehmen wir jährlich auch 
neue Themen in diesen Lagebericht auf, wenn wir der Auffassung sind, hier gebe es besonderen Hand
lungsbedarf. An dieser einführenden Stelle seien zwei Themen genannt, die uns auch in 2018 und vermut
lich darüber hinaus weiter beschäftigen werden: die Berufsschulen im Land Bremen und die Zukunft der 
Pflegeversicherung. 

Vorwort 
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—  Vorwort

  Was die Berufsschulen angeht, so stehen diese vor besonderen Herausforderungen. Sie müssen eine 
gute Alternative zu Universitäten und Hochschulen bieten und dürfen nicht als Orte einer „Ausbildung 
zweiter Klasse“ empfunden werden. Sie müssen neue Gruppen integrieren, die mit zum Teil sehr unter
schiedlichen Voraussetzungen in die Ausbildung kommen. Sie müssen – last, not least – auf neustem Stand 
sein, um die Herausforderungen durch die Digitalisierung von Berufsbildern, aber auch von neuen Lernfor
men zu meistern. Das Land Bremen muss hier deshalb mehr investieren.
  Was die Pflegeversicherung angeht, so zeigt sich mehr und mehr der problematische Charakter 
 dieser „Teilkasko“-Versicherung. Immer seltener gelingt es den Pflegebedürftigen, den Eigenanteil für die 
Pflege selbst aufzubringen. Wenn die Alterssicherung wegen unsteter Erwerbsbiografien und sinkender 
Rentenbezüge nicht ausreicht, springt die Fürsorgeleistung „Hilfe zur Pflege“ in die Bresche: Im Jahr 2016 
bezog fast die Hälfte der Menschen in vollstationärer Pflege diese staatliche Leistung. Die Befunde sind vor 
dem Hintergrund immer noch nicht festgeschriebener Qualitätsstandards problematisch. Denn der Kosten
druck im System geht oftmals zulasten des Personals und damit auch der Qualität. Ein mutiges Um  steuern 
im Sinne guter Pflege ist überfällig, zumal der Pflegebedarf demografisch bedingt erheblich zunehmen 
wird. Schritte in Richtung „Vollkaskoversicherung“ müssen auf Bundesebene getan werden, damit gute 
Pflege und gute Arbeit in der Pflege finanzierbar sind. 

Wir wünschen Ihnen nun eine anregende Lektüre und freuen uns über Ihr Interesse an den vielen Themen, 
die der Bericht aufgreift. 

Peter Kruse
Präsident der 
Arbeitnehmerkammer Bremen

Ingo Schierenbeck
Hauptgeschäftsführer der  
Arbeitnehmerkammer Bremen
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Konjunktur in Deutschland  
trotz  globaler Turbulenzen  
weiterhin robust 

  Das konjunkturelle Hoch in Deutschland 
erweist sich weiterhin als äußerst stabil. Trotz 
einiger globaler Unsicherheiten – zu nennen sind 
neben dem „Brexit“ und der zukünftigen handels- 
und steuerpolitischen Ausrichtung der USA  leider 
auch das Risiko (weiterer) militärischer Konflikte 
– konnte auch 2017 ein kräftiges Wachstum des 
Bruttoinlands produktes von preisbereinigt 2,2 Pro
zent verbucht werden, womit das Ergebnis aus dem 
Vor  jahr nochmals deutlich übertroffen wurde. Die 
deutsche Wirtschaft ist damit im Anschluss an die 
weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise, mit der 

2009 der historische Einbruch der deutschen Wirt
schaftsleistung um 5,6 Prozent ver bunden war, 
im nunmehr achten Jahr in Folge gewachsen – 
im  vergangenen Jahr so stark wie seit 2011 nicht 
mehr. In der längerfristigen Betrachtung lag das 
Wirtschaftswachstum in Deutschland 2017 um fast 
einen Prozentpunkt über dem Durchschnittswert 
der vergangenen zehn Jahre. Fast alle ökonomi
schen Indikatoren zeigen nach oben.1 

Zuletzt hat der Aufschwung sogar noch etwas an 
Breite gewonnen. Es ist weiterhin die Binnennach
frage, die die stärksten Wachstumsimpulse gibt. Der 
ungebrochene Beschäftigungsaufbau kurbelt den 
Konsum nach wie vor an. Zusätzlich trägt mittler
weile aber auch eine mehr und mehr florierende 
Weltwirtschaft zum deutschen Wirtschaftswachs
tum bei. Gerade das verarbeitende Gewerbe pro
fitiert von steigenden Exporten. Die anhaltende 
Hoch konjunktur dürfte nach Meinung der meisten 
Experten zu moderat steigenden Preisen – die In -
flationsrate 2017 betrug 1,8 Prozent – führen, eine 
Überhitzung der deutschen Wirtschaft zeichnet sich 
jedoch vorerst nicht ab. Mittelfristig wird wohl eine 
restriktivere Geldpolitik dämpfend auf die Expan
sion der Wirtschaftsleistung wirken. Da die der-
zeitigen Finanzierungsüberschüsse des Staates auf 
Sondereffekte, wie die sehr gute konjunkturelle 
Lage und historisch niedrige Zinsen zurückzuführen 
sind, dürfen sie nicht überschätzt werden und soll
ten mit Weitsicht investiert werden.

 

In aller Kürze:

Die bremische Wirtschaftsleistung steigt weiterhin schneller als 
die gesamtdeutsche: Mit real 3,5 Prozent im ersten Halbjahr 2017 
stieg das Bruttoinlandsprodukt im Zwei-Städte-Staat stärker als in 
jedem anderen Bundesland. Das liegt vor allem am auf blühenden 
Export, der die starke Binnennachfrage flankiert und das konjunk-
turelle Hoch weiter auf stabile Füße stellt. Davon profitiert ins-
besondere die bremische Industrie. Beschäftigungsimpulse gehen 
aber eher vom Dienstleistungssektor aus. Hier wurden 2017 in der 
Stadt Bremen 6.000 neue Arbeitsplätze geschaffen. Im Land Bremen 
war die Beschäftigtenentwicklung insgesamt gut, blieb aber hinter 
dem deutschlandweiten Anstieg zurück. Über 325.000 Menschen 
und damit 1,8 Prozent mehr als 2016 waren im vergangenen Jahr in 
 Bremen und Bremerhaven sozialversicherungspflichtig beschäftigt. 
Bedenklich ist nach wie vor die hohe Zahl an Arbeitslosen, die trotz 
Hochkonjunktur und steigenden Beschäftigungszahlen zu langsam 
abnimmt. Hier muss politisch deutlich gegengesteuert werden.

Tobias Peters 

Wirtschafts- und 
 Beschäftigungs - 
entwicklung in Bremen 

1 Für ausführliche volkswirtschaftliche Analysen 

siehe beispielsweise Deutsches Institut für Wirtschafts-

forschung (2017): „Grundlinien der Wirtschaftsent-

wicklung im Winter 2017“, DIW Wochenbericht 50 / 2017.
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—  Bericht zur Lage 2018 

Land Bremen: starkes   
Wachstum, aber nur langsamer 
Abbau der Arbeitslosigkeit

Bremen und seiner exportorientierten Wirtschaft 
hilft die steigende Auslandsnachfrage aus dem Euro
raum, aber auch aus Übersee in besonderer Weise. 
Das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts lag hier
zulande zuletzt deutlich über dem Bundesdurch
schnitt. Vor allem die industriellen Sektoren wie 
der Fahrzeugbau (Luft- und Raumfahrt, Herstellung 
von Kraftwagen und Kraftwagenteilen) konnten der 

bremischen Wirtschaft deutliche Impulse geben. Da 
das verarbeitende Gewerbe allerdings kapitalinten
siv produziert, spiegeln sich diese Impulse nicht in 
gleicher Weise auf dem Arbeitsmarkt und in einem 
ähnlich starken Anstieg der Beschäftigung wider.

Zu einer positiven Einschätzung der wirtschaft-
lichen Lage kommen auch die Betriebsräte im Land 
Bremen. Über 200 von ihnen nahmen bis Februar 
2018 an der regelmäßigen Betriebsrätebefragung 
der Arbeitnehmerkammer teil und repräsentierten 
über 90.000 Beschäftigte. Rund 85 Prozent schätzen 
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Abbildung 1: 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts
preisbereinigt

* Für Bremen 1. Halbjahr 
Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder
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„Die Entwicklung der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung im Land  Bremen 
ist gut, blieb zuletzt aber hinter dem 
deutschlandweiten Anstieg zurück.“

Schon im Jahr 2017 war die Entwicklung der 
sozial versicherungspflichtigen Beschäftigung im 
Land Bremen laut Bundesagentur für Arbeit mit 
einem Plus von 1,8 Prozent gut, blieb aber hinter 
dem deutschlandweiten Anstieg von 2,3 Prozent 
zurück. Mitte des vergangenen Jahres waren somit 
gut 325.000 Menschen in Bremen und Bremer  haven 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt, davon 
94.000 in Teilzeit. Hinzu kamen 69.500 gering-
fügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse („Mini-
jobber“), was einen leichten Rückgang gegenüber 
2016 bedeutete. Dieser Trend ist im Wesentli
chen auf die Einführung des gesetzlichen Mindest
lohns zurückzuführen, der deutschlandweit die 
zuvor lange Zeit zunehmende Zahl von gering fügig 
entlohnter Beschäftigung eingehegt und zur Um -
wandlung von Minijobs in sozialversicherungs
pflichtige (Teilzeit-)Beschäftigung geführt hat. Rund 
45.000 Menschen arbeiten im Land Bremen aus
schließlich geringfügig entlohnt, fast 24.500 üben 
neben einer sozialversicherungspflichtigen Beschäf
tigung einen Mini- im Nebenjob aus. Hier ist die 
Tendenz nach wie vor steigend.

die derzeitige Lage ihres Unternehmens als „gut“ 
oder „befriedigend“ ein, nur 15 Prozent bewerten 
sie als „schlecht“ oder gar „sehr schlecht“ – im Ver
gleich zu Vorjahresergebnissen ein sehr hoher Wert 
positiver Einordnungen. Es kommen auch deutlich 
mehr Betriebsräte zu der Einschätzung, dass sich 
die derzeitige Lage im Vergleich zum Vorjahr ver
bessert, als dass sie sich verschlechtert habe. Eben
falls sehen mehr Betriebsräte für 2018 eine eher 
günstige als eine eher ungünstige Entwicklung auf 
ihr Unternehmen zukommen. Rund 30 Prozent 
erwarten in diesem Jahr Investitionen in Erweite
rung beziehungsweise Ausbau der Kapazitäten. Fast 
40 Prozent glauben gar, dass die Beschäftigtenzahl 
ihres Unternehmens in 2018 zunehmen wird.
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Annähernd vier von fünf sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten im Land Bremen arbeiten in 
Dienstleistungsbranchen. Und der Anteil nimmt 
weiterhin zu. Im produzierenden Gewerbe sind 
gut 70.000 Menschen (22 Prozent) beschäftigt, der 
Agrarsektor fällt hierzulande kaum ins Gewicht. In 
Bremen und Bremerhaven wohnhaft sind 240.000 
Beschäftigte, was den hohen Einpendleranteil ver
deutlicht. Zugenommen hat im vergangenen wie in 
den Jahren zuvor vor allem die Beschäftigung in  
der Altersklasse über 55 Jahren, insbesondere über 
65 Jahren. Ursächlich hierfür ist neben demo -
gra fischen Gründen auch die stufenweise An -
hebung der Regelaltersgrenze bis auf 67 Jahre. 
Der Anstieg betraf vor allem weibliche Beschäf
tigte. Auch die Altersgruppe unter 25 Jahren konnte 
von der Arbeitsmarktlage profitieren: Im Land 
 Bremen stieg die Beschäftigung um zwei Prozent, 
was ausschließlich auf die Stadt Bremen (+2,3 
Prozent) zurückzuführen ist. Hier nahm insbe-
sondere die Zahl junger männlicher Arbeitnehmer 
zu. Die Zahl sozial versicherungspflichtig beschäf
tigter  Ausländer stieg 2017 um 7,6 Prozent (Deut
sche 1,3 Prozent). Der Anteil der Beschäftigten mit 
 aka demischem Abschluss erhöhte sich auf fast 17 

Prozent. Aus    zubildende gab es im Juni 2017 im 
Land  Bremen insgesamt rund 12.400 – ein Anstieg 
um 1,3 Pro    zent und damit erneut ein deutlich ge   -
ringerer als der der Beschäftigung insgesamt (siehe 
auch Artikel „Höchste Zeit für Ausbildung!“).

Auffällig ist, dass die Arbeitslosigkeit in Bremen 
und Bremerhaven eine sehr verfestigte ist, die sich 
trotz des anhaltenden Aufschwungs und steigen
der Beschäftigungszahlen nicht gleichermaßen 
zügig abbaut wie anderswo (siehe Abbildung 3). Im 
Jahresdurchschnitt 2017 waren im Land Bremen 
knapp 35.700 Menschen als arbeitslos registriert. 
Das waren rund 700 weniger als im Vorjahr. Die 
Arbeitslosenquote ging damit um 0,3 Prozentpunkte 
zurück, erreichte aber mit 10,2 Prozent weiter den 
höchsten Wert aller Bundesländer. Dabei geht diese 
leicht rückläufige Entwicklung allein auf Bremer-
haven zurück. Hier sank die Zahl der Arbeits losen 
gegenüber dem Vorjahr deutlich um 10,3 Prozent 
auf 7.660, die Arbeits losenquote ging in der Folge 
auf 13 Prozent zurück (siehe dazu auch den  Artikel 
„Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung in 
Bremer haven“).  

Abbildung 2: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in Prozent
2017

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

—  12



Abbildung 3: 
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts, der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung und der Arbeitslosenzahl
im Land Bremen und in Deutschland insgesamt (2010 = 100)

* BIP 2017 für Bremen auf Grundlage des 1. Halbjahres
Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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Die Arbeitslosenzahlen spiegeln dabei gewisser-
maßen nur die Spitze des Eisbergs wider. Denn in 
der Statistik nicht berücksichtigt wird beispiels
weise, wer an einer arbeitsmarktpolitischen Maß
nahme teilnimmt, wer kurzfristig erkrankt oder 
auch älter als 58 Jahre ist. Würden auch diese 
 faktisch Arbeitslosen mitgerechnet, fiele die offi
zielle Arbeitslosigkeit entsprechend höher aus, 
 weshalb die Bundesagentur für Arbeit das  Konzept 
der Unterbeschäftigung entwickelt hat, das die 
 Situation am Arbeitsmarkt deutlicher darstellt 
und auch die in der Arbeitslosenstatistik nicht als 
arbeitslos geltenden sichtbar werden lässt. Dem
nach kamen zu den 35.700 registrierten Arbeits-
losen im Land Bremen noch rund 14.600 hinzu. Im 
Jahr 2017 waren also insgesamt 50.300  Menschen 
offi ziell ohne Arbeit, die Unterbeschäftigung stieg 
somit um 1,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr.  
Hier gilt es politisch weiter gegenzusteuern. Pro
gramme, die insbesondere die Langzeitarbeits
losigkeit ins Visier nehmen, zielen in die richtige 
 Richtung. Mehr abschlussbezogene Weiterbildung 
wie auch verstärkte öffentlich geförderte Beschäfti
gung  können nächste Schritte sein.

In der Stadt Bremen hat die Arbeitslosigkeit dage
gen sogar zugenommen. Mit 28.027 arbeitslos 
gemeldeten Menschen im Jahr 2017 ist sie gegen
über dem Vorjahr um 0,6 Prozent angestiegen. Die 
durchschnittliche Arbeitslosenquote stagnierte bei 
9,7 Prozent.

Die gute Konjunktur und das Beschäftigungswachs
tum scheinen im ZweiStädteStaat weiter an den 
Arbeitslosen vorbeizugehen. Insgesamt ist die Ar -
beitslosigkeit im Land Bremen von einem hohen 
Risiko geprägt, dort länger zu verbleiben.  Aktuell 
sind 45 Prozent der Arbeitslosen bereits länger 
als ein Jahr ohne Arbeit. Nur noch gut ein  Fünftel 
wird von der Arbeitslosenversicherung (SGB III) 
geschützt, knapp vier Fünftel befinden sich im 
Hartz-IV-System (SGB II). Es gelingt trotz Beschäf-
tigungsaufbaus und unbesetzter Stellen zu  selten, 
für Arbeitslose eine neue Stelle zu finden. Von 
ihnen mündet knapp ein Viertel in einen Leihar
beitsjob ein und damit in eine Branche, die oft für 
kurze Beschäftigung und Drehtüreffekte zurück in 
die Arbeitslosigkeit steht. 
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Beschäftigungsentwicklung in der 
Stadt Bremen bleibt erfreulich

Im Juni 2017 – für diesen Zeitpunkt liegen die 
 letzten gesicherten Angaben der Bundesagentur für 
Arbeit vor – waren in der Stadt Bremen 273.068 
Menschen und damit 5.080 mehr als im Jahr zuvor 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Ein Anstieg 
von 1,9 Prozent, der sich gleichermaßen bei weib
lichen wie männlichen Beschäftigten vollzog. Wie 
2016 sind knapp 44 Prozent der Be  schäftigten 
Frauen. Deutschlandweit liegt der Frauenanteil 
rund 2,4 Prozentpunkte, in vielen Großstädten gar 
noch weitaus höher als in Bremen. Insbesondere  
die Arbeit in Teilzeit nahm 2017 deutlich zu:  
Gut 2.900 Beschäftigungsverhältnisse mehr 

be deuten ein Plus von 3,8 Prozent auf nunmehr 
über 80.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Getragen wurde die positive Entwicklung auf dem 
bremischen Arbeitsmarkt von Dienstleistungsbran
chen. Rund 6.000 zusätzliche Arbeitsplätze sind 
hier 2017 entstanden. Zwar gingen im Gastgewerbe 
(-167), bei Finanz- und Versicherungsdienstleistun
gen (-121) und den sogenannten „sonstigen Dienst
leistungen“ (-86) die Beschäftigtenzahlen zurück, 
diese Verluste wurden aber insbesondere durch 
wissenschaftliche und technische Dienstleistungen 
(+1.342) und im Bereich Information und Kommu
nikation (+1.333) bei Weitem kompensiert. Damit 
sind es insbesondere und nach wie vor „wissens-
intensive“ Dienstleistungsbranchen, in denen 

Abbildung 4: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung und des Frauenanteils
in der Stadt Bremen seit 2007

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

„In der Stadt Bremen entstanden 2017  
fast 6.000 zusätzliche Arbeitsplätze im 
Dienstleistungsbereich. In der  Industrie ist 
dagegen trotz Zuwächsen im Fahrzeugbau 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
verloren gegangen.“
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Auch das abgelaufene Jahr 2017 brachte posi tive  
wie negative Aspekte in der  stadtbre mischen 
Wirtschafts- und Beschäfti gungsentwicklung, 
die nachfolgend  auszugsweise  skizziert sind. 
Für die Entwick  lungen in Bremer haven siehe den 
 Artikel „Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung in 
 Bremerhaven“.

 Die Automobilproduktion in Bremen läuft 
auf Hochtouren. Den Negativschlagzeilen 
der Branche zum Trotz ist das Mercedes  -
Benz-Werk in Sebaldsbrück nahe an der 
maximalen Kapazi tätsauslastung (siehe Arti-
kel „Automobilin dustrie in Bremen – Bedingun-
gen für gute Arbeit und Zukunftsperspektiven“). Ab 
2019 sollen auch wieder Modelle der Marke 
Borgward im Bremer Güter verkehrszentrum 
gebaut werden.

 Die Lage für die deutsche Stahlproduktion 
bleibt angespannt. Für das Bremer Werk 
konnte allerdings erst einmal das Schlimmste 
verhindert werden: Eine Investitionsent-
scheidung garantiert, dass weiterhin in 
 Bremen produziert wird. Der weltweite Stahl-
markt bleibt durch den Handels streit um 
Zölle und Überkapazitäten in Bewegung.

 Der Online-Versandriese Amazon plant, ein 
Logistikzentrum in Achim zu bauen. Lange 
stand auch eine Ansiedlung in Bremen im 
Raum, nun werden wohl demnächst in dem 
flächeninten siven Gewerbe 2.000 Menschen 
vor den Toren der Hansestadt arbeiten.

 Die Herstellung im Bremer Kellogg-Werk wurde  
Ende des vergangenen Jahres eingestellt. Der 
US-amerikanische Konzern produziert seine 
Frühstücksflocken damit gar nicht mehr in 
Deutschland. In Bremen sind rund 200 Mit     -
ar beiterinnen und Mitarbeiter be  troffen. 
Auch der Schokoladenhersteller Hachez will 
seine Produktion in den nächsten  Jahren 
voll ständig nach Polen verlagern. Etwa 
250 Arbeitsplätze würden in Bremen weg-
fallen. Schon 2016 kam das Aus des Coca- 
Cola-Werkes in Bremen- Hemelingen, wo 300 
Angestellte beschäftigt waren. Mit Mondelez 
bleibt der  weltweit drittgrößte Nahrungs- und 
Genussmittelhersteller Bremen erhalten und 
zieht mit rund 500 Verwaltungsange stellten 
in die Überseestadt. Der alte Firmensitz in 
der Langemarck straße wurde unter  anderem 
von einer Projektentwicklungs-GmbH über-
nommen, hinter der die Bremer Kaffee- 
Dynastie Jacobs steht, die mit dem Erwerb 
an ihre alte Wirkungsstätte zurückkehrt. 

 Weiterhin diskutiert wird die Innen stadt-
entwick lung, bei der man stadt planerisch 
vor großen Herausforderungen steht. Eine 

Arbeitsplätze entstehen und die auch in der Stadt 
Bremen der Motor für die Beschäftigten entwicklung 
sind.2 Auch in den sonstigen wirtschaftlichen 
Dienstleistungen ohne Arbeitnehmerüberlassung 
(+689), dem Komplex Erziehung und Unterricht 
(+675), in Heimen und im Sozialwesen (+484), 
dem öffentlichen Sektor (+467), dem Gesundheits-
wesen (+384), der Logistik (+343), im Groß- 
(+200) und Einzelhandel (+73) sowie dem Handel 
und der Reparatur von Kraftfahrzeugen (+175) und 
der Arbeitnehmerüberlassung (+136) wurde sozial
versicherungspflichtige Beschäftigung aufgebaut. 

Anders sieht es in den meisten Industriesparten aus: 
Allein in der Metall-, Elektro- und Stahlindustrie 
sind 554 Arbeitsplätze weggefallen, wobei in der 
Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagen teilen 
fast 600 Beschäftigungsverhältnisse – teilweise 
durch Festanstellung von Leiharbeit nehmerinnen 
und Leiharbeitnehmern – neu geschaffen, in der 
Herstellung von Datenverarbeitungsge räten sowie 
elektronischen und optischen Erzeugnissen jedoch 
1.150 Stellen weniger ausgewiesen wurden. Auch 
in der Herstellung überwiegend häuslich konsu
mierter Güter (wie Nahrungsmitteln, Bekleidung, 
Druckerzeugnissen und Möbeln) waren 278 Men
schen weniger sozialversicherungspflichtig beschäf
tigt als 2016. Die Bereiche Ver- und Entsorgung 
(- 62) sowie Energiewirtschaft (+65) blieben in der 
Summe unverändert, in der Herstellung von Vor-
leistungsgütern (wie chemische Erzeugnisse und 
Kunststoffwaren) entstanden 12, im Baugewerbe  
25 zusätzliche Arbeitsplätze. Die Bundes agentur 
weist für 2017 insgesamt für die Stadt Bremen 
einen Zuwachs der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung von 2,9 Prozent im Dienstleistungs
bereich aus, im produzierenden Gewerbe ging die 
Beschäftigtenzahl um 1,3 Prozent zurück.

2 Siehe auch den Artikel „Moderne städtische Arbeits-

märkte brauchen wissensintensive Dienstleistungen“. 

Der Zuwachs im Bereich „Information und Kommuni ka-

tion“ (J) fand maßgeblich im Wirtschaftszweig „Ver legen 

von Software“ (WZ 58.2) statt und ist zum Teil durch 

Umstrukturierungen zulasten des Bereichs „Her stellung 

von Datenverarbeitungsgeräten, elektronischen und 

optischen Erzeugnissen“ (WZ 26) zu erklären.
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ausgewogene Struktur an Einzelhandels-
angeboten wäre wichtig, um Kaufkraft und 
letztlich Arbeitsplätze im Bremer Zentrum zu 
halten.

 Verloren gehen wird der Status der  Exzellenz 
für die Bremer Universität. Diese Ent-
scheidung wurde im Herbst bekannt. Neben 
dem Image- Gewinn bedeutete die Auszeich-
nung als Exzellenz- Universität 2012 rund 100 
 Millionen Euro, die 2019 wegfallen, was das 
Problem nicht langfristig einplanbarer Gelder 
und des Wegbrechens geschaffener Struktu-
ren deutlich werden lässt. Die Ab  hängigkeit 
von den Zu  wendungen ist groß. In sie-
ben  Jahren will man sich wieder bewerben. 
Bis dahin gilt es in jedem Fall, die  Mittel so 
gut wie möglich zu kompensieren. Aus dem 
Landes haushalt sollten Universität und Hoch-
schulen in Bremen und Bremer haven ohne-
hin auf eine verlässliche und ange messene 
Grundfinanzierung vertrauen  dürfen – auch, 
um Planungssicherheit zu  schaffen, Arbeits-
bedingungen zu verbessern und  Qualität in 
Lehre und Forschung aufrecht erhalten zu 
können. 

 Auf der Dubai Airshow im November konnte 
Airbus den größten Auftrag seiner Firmen-
ge schichte an Land ziehen. 430 Maschinen 
der A320neo-Familie wurden verkauft. Das 
 Volumen beläuft sich auf rund 40 Milliar-
den Euro. Insgesamt verbuchte Airbus 2017 
Aufträge über 1.109 Flugzeuge, 718 Flugzeuge 
wurden ausgeliefert, was einen Rekord für 
den Konzern bedeutet. Hiervon könnte auch 
der Bremer Standort des Flugzeugbauers 
profitieren, wo insbe sondere Landeklappen 
gefertigt werden. Den zuletzt überraschend 
angekündigten Abbau von konzernweit 3.600 
Stellen hofft der Betriebsrat abwenden zu 
können. Das wäre gerade für den Luft- und 
Raumfahrtstandort Bremen wichtig.

Der wirtschaftsstrukturelle Wandel schreitet in 
 Bremen wie in Bremerhaven unwillkürlich voran. 
Diesen Prozess gilt es politisch proaktiv zu ge -
stalten. Die guten Zahlen im Wirtschaftswachs
tum  dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
 Bremen insbesondere im zukunftsweisenden 
Feld der Arbeit für Hochqualifizierte Nachholbe
darf hat (siehe  Artikel „Moderne städtische Arbeits-
märkte brauchen wissensintensive Dienstleistungen“). 
Die Standortattraktivität für Fachkräfte, aber auch 
die Wahrnehmung der Stadt im Rest der Republik 
gilt es zu verbessern. Dies kann nur durch gemein
same Anstrengungen in vielen Politikfeldern ge -
lingen, da vom Wohnraumangebot über eine gute 
 materielle, vor allem aber soziale Infrastruktur 
bis hin zu einer funktionierenden Verwaltung ver
schiedene  Faktoren eine Rolle spielen. Ein zentrales 
 Element sind sicherlich Bildung und Weiterbildung, 
um die Herausforderungen im Zuge der Digitali-
sierung der Arbeitswelt zusammen mit den Beschäf
tigten zu bewältigen. Auch eine abschlussbezogene 
Quali fi    zierung von Arbeitslosen trägt dazu bei, dem 
in manchen Bereichen absehbaren Mangel an Fach
kräften frühzeitig vorzubeugen und vorhandene 
Potenziale zu nutzen. Der zukünftigen Wirtschafts- 
und Beschäftigtenentwicklung in Bremen wäre 
durch entsprechende Maßnahmen geholfen. 
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Dr. Marion Salot

Wirtschafts- und 
 Beschäftigungsentwicklung 
in Bremerhaven

  Zwischen 2016 und 2017 ist die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung in Bremerhaven er-
neut leicht angestiegen. Insgesamt sind 614  Stellen 
entstanden. Das entspricht einem Zuwachs von  
1,2 Prozent. Damit bleibt die Entwicklung in 
Bremer haven gegenüber den Trends in Deutsch
land und Bremen zurück: In Deutschland haben 
die sozial versicherungspflichtigen Arbeitsplätze 
im  selben Zeitraum um 2,3 Prozent zuge nommen, 
in Bremen-Stadt immerhin um 1,9 Prozent. Die 
Zahl der männlichen sozialversicherungs pflichtig 
Beschäftigten ist um 1,1 Prozent angestiegen, bei 
den Frauen lag der Zuwachs bei 1,3 Prozent. Pro
zentual gesehen haben sie also in diesem Jahr etwas 
stärker vom Beschäftigungsanstieg  profitiert als die 
Männer. Der Zuwachs war aber nur so  margi nal, 
dass sich ihr Anteil an den sozialversicherungs
pflichtig Beschäftigten gegenüber dem Vorjahr 
nicht verändert hat. Er lag weiterhin bei 43,5 Pro
zent (siehe Abbildung 1). In Bremen und im bundes
deutschen Durchschnitt liegt der Frauenanteil unter 
den sozialversicherungspflichtig Be  schäftigten mit 
43,9 Prozent beziehungsweise 46,3 Prozent höher. 
In Bremerhaven macht sich auf dem Arbeitsmarkt 
also weiterhin die starke Abhängigkeit von den 
männlich dominierten maritimen Branchen wie 
dem Hafen bemerkbar.

Zwischen 2016 und 2017 beschränkte sich der 
 Be schäftigungszuwachs weitgehend auf Teilzeit
stellen. Nur 152 der 614 neu entstandenen Ar  beits-
plätze waren Vollzeitstellen. Von diesen  wurden 
zudem nur 18 mit Frauen besetzt. Gleichzeitig hat 
die Zahl der teilzeitbeschäftigten Frauen um 270 
 Stellen zugenommen. Aber auch für die männ lichen 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sind im 
vergangenen Jahr mehr Teilzeit- als Vollzeit stellen 
entstanden (195 Teilzeitstellen gegenüber 134 Voll
zeitstellen). Dies war zwischen 2015 und 2016 noch 
vollkommen anders. Damals sind nur knapp 100 

In aller Kürze:

2017 ist die  sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in Bremerha-
ven um 614 Stellen oder 1,2 Prozent auf 52.307 angestiegen. Vor allem 
im Maschinenbau, in der Leiharbeit und in der öffentlichen Verwal-
tung sind zusätzliche Arbeitsplätze entstanden. Deutliche Ein brüche 
gab es in der Metall- und Elektroindustrie, was unter anderem auf 
den Beschäftigungsrückgang in der Offshore-Windenergiebranche 
zurückzu führen ist. Die Arbeitslosenquote ist von 14,6 Prozent auf  
13 Prozent ge  sunken. Für 2018 kündigt sich ein weiterer Arbeits-
platzabbau in der Off shore-Windenergiebranche an. Angesichts 
dieser Entwicklung ist es  wichtig, die Diversifizierung der Bremer-
havener Wirtschafts struktur weiter voranzutreiben, wie es beispiels-
weise mit dem Gewerbe gebiet für Betriebe aus dem Bereich der 
Green  Economy vorgesehen ist.  Darüber hinaus sollte verstärkt daran 
gearbeitet  werden, Bremer haven als Standort für wissensintensive 
Dienst leistungen attrak tiver zu machen, da hiervon auch wichtige 
Impulse und Innovations schübe auf andere Branchen aus strahlen. 
Weil die Einpendlerquote auch 2017 erneut angestiegen ist, ist die 
Aufwertung der Lebens qualität in den Bremerhavener Quartieren 
weiter eine Kernaufgabe.
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Abbildung 1:
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung  
und des Frauenanteils in Bremerhaven

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.
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Teilzeitstellen, aber mehr als 600 Vollzeitarbeits
plätze mit Männern besetzt  worden. Auff ällig ist, 
dass vor allem unter den ausländischen sozialversi
cherungspflichtigen Arbeitnehmerinnen und Arbeit
nehmern die Beschäftigung zugenommen hat. Nur 
184 der 614 zusätzlichen Arbeitsplätze sind von 
Deutschen besetzt worden. Der Beschäftigungs
zuwachs unter den ausländischen Be  schäftigten 
lag damit bei 9,4 Prozent. In Bremen-Stadt und 
Deutschland lassen sich allerdings ähnliche Trends 
beobachten. Hier lag der Beschäftigungszuwachs 
bei 7,6 beziehungsweise 10,7 Prozent.

Wie auch im vergangenen Jahr war gerade die Zahl 
der jungen sozialversicherungspflichtig beschäftig
ten Frauen unter 25 Jahren rückläufig, während die 
Beschäftigung in allen anderen Altersgruppen bei 
Frauen und Männern zugenommen hat. Am stärks
ten war der Anstieg unter den 55- bis 65-jährigen 
Frauen. Hier lag er bei 257 Stellen beziehungsweise 
5,8 Prozent. Bei den 55- bis 65-jährigen Männern 
ist die Beschäftigung um 202 Stellen (beziehungs
weise 3,7 Prozent) angestiegen. Insgesamt entfallen 
459 der 614 neu entstandenen Arbeitsplätze alleine 
auf diese Altersklasse.

Differenziert nach Qualifikationsniveau fällt auf, 
dass es vor allem im Bereich der Beschäftigten ohne 
Berufsausbildung und bei den Beschäftigten mit 
akademischem Abschluss Zuwächse gab. Die Zahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ohne 
Berufsausbildung ist um 5,8 Prozent ge  stiegen. 
Diese Entwicklung verlief vor allem zugunsten 
von Männern: 231 dieser 398 zusätzlichen Stellen 
 wurden mit ihnen besetzt. Die Beschäftigungsver
hältnisse, die einen akademischen Abschluss erfor
dern, sind um fünf Prozent oder 254 Stellen ange
stiegen. Von dieser Entwicklung haben Frauen 
stärker profitiert, als Männer (+5,9  Prozent be-
ziehungsweise 136 Stellen). Für hoch qualifizierte 
Frauen sind die Beschäftigungsperspektiven in 
Bremer haven also deutlich besser als für Frauen mit 
geringerer Qualifikation. Vor diesem Hintergrund 
ist es auch nicht überraschend, dass der Frauen
anteil unter den Beschäftigten mit akademischem 
Abschluss mit 45,3 Prozent deutlich über dem 
Frauenanteil an allen sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten liegt. In diesem Bereich unterscheidet 
sich die Struktur auch erheblich von Bremen-Stadt: 
Hier liegt der Frauenanteil unter den Be  schäftigten 
mit akademischen Abschluss mit 42,5 Prozent 
 deutlich niedriger als in Bremerhaven, obwohl der 
Frauen anteil an allen Beschäftigten in der Hanse
stadt insgesamt höher ist. 
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Die Zahl der Minijobs ist zwischen 2016 und 
2017 von 10.749 auf 10.529 und damit um 220 
 Stellen (oder zwei Prozent) zurückgegangen. Die
ser Rückgang war um einiges höher als im Vorjahr 
( - 38 geringfügige Beschäftigungsverhältnisse). In 
 Bremen blieb die Zahl Minijobberinnen und Mini
jobber konstant, in Deutschland ist sie sogar um 0,7 
Prozent angestiegen. Dabei ließen sich in Bremer
haven bei geringfügig Beschäftigten im Nebenjob 
und bei den ausschließlich geringfügig Beschäftig
ten gegensätzliche Trends beobachten: Die Zahl der 
Minijobber und Minijobberinnen, die ausschließ
lich dieser Tätigkeiten nachgehen, ist mit 4,7 Pro
zent (- 359 Stellen) zurückgegangen, vor allem 
in der Gastro nomie (- 99 Stellen) und im Einzel-
handel (- 81  Stellen). Die geringfügig Beschäftigten 
im Nebenjob haben hingegen zugenommen (+139 
Stellen oder 4,4 Prozent). Hiervon war der Bereich 
Gebäude betreuung und das Grundstücks- und Woh
nungswesen am stärksten betroffen.

Entwicklung der Arbeitslosigkeit

Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Bremer-
haven ist äußert differenziert zu betrachten. Auf 
den ersten Blick scheint sie sich trotz der in vielen 
Wirtschaftsbereichen angespannten Lage (wie bei
spielsweise in der Offshore-Windenergie branche) 
spürbar reduziert zu haben. So hat die Agentur für 
Arbeit im November 2017 mit 12,2 Prozent die 
niedrigste Arbeitslosenquote seit 25 Jahren ge -
meldet. Im Jahresdurchschnitt lag sie bei 13 Pro
zent und damit um 1,6 Prozentpunkte niedriger  
als 2016. 

Insgesamt waren 2017 7.660 Menschen ohne 
Beschäftigung.1 Das sind 878 weniger als 2016 und 
entspricht einem Rückgang von 10,3 Prozent. Die 
Unterbeschäftigung ist allerdings nur um 3,8 Pro
zent gesunken (von 11.394 auf 10.957 Stellen).  

1 Jahresdurchschnittswerte.
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Abbildung 2: 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Bremerhaven
2011 bis 2017

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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im Jahresdurchschnitt von 3.744 auf 3.235 (also 
um 13,6 Prozent) zurückgegangen. Damit sank auch 
ihr Anteil an allen Arbeitslosen von 43,9 Prozent 
auf 42,2 Prozent. Im Bundesdurchschnitt beträgt er 
35,7 Prozent und ist deutlich niedriger. 

Beschäftigungsentwicklung nach 
Wirtschaftsabschnitten

Differenziert nach Wirtschaftsabschnitten sind die 
meisten Arbeitsplätze im Maschinenbau entstanden. 
Hier ist die Beschäftigung um 200 Stellen (oder  
40 Prozent) angestiegen. Auch in der Leih arbeit  
gab es Zuwächse. Die Zahl der Stellen ist um  
130 gewachsen. Auffällig ist, dass hier erstmals 
mehr Beschäftigungsverhältnisse für Frauen als 
für  Männer entstanden sind. Dieser Bereich war in 
 Bremerhaven lange Zeit stark männerdominiert, 

da vor allem maritime Branchen wie die Off shore-
Windenergiebranche auf Leiharbeiter zurückge
griffen haben. Der aktuelle Befund kann ein Indiz 
dafür sein, dass diese Form der Beschäftigung auch 
in sogenannten „Frauenbranchen“ wie etwa dem 
Gesundheitswesen immer weiter um sich greift. 
Genauso viele Arbeitsplätze wie in der Leiharbeit 
sind in der öffentlichen Verwaltung entstanden. Von 
diesem Zuwachs haben fast ausschließlich Frauen 
profitiert (siehe Abbildung 3).

Von den 7.660 Arbeitslosen entfielen 1.460 auf  
den SGB-III-Bereich und 6.200 auf den Rechtskreis 
SGB II. Zum Vergleich: Im Jahr 2016 waren es 
1.129 be ziehungsweise 7.409 Arbeitslose in den 
jeweiligen Rechtskreisen. Die Zahl der SGB-III- 
Empfängerinnen und -Empfänger ist damit um  
29,3 Prozent angestiegen. Im SGB-II-Bereich war 
hingegen ein Rückgang von 16,3 Prozent zu beob
achten (Abbildung 2). Zwischen 2016 und 2017 
hat sich also nicht nur die Arbeitslosigkeit verrin
gert, sondern es erfolgte auch eine Verschiebung 
zwischen den Rechts kreisen. Diese hängt der Agen
tur für Arbeit zufolge unter anderem damit zusam
men, dass aufgrund einer entsprechenden Gesetze
sänderung die Arbeitslosengeld-I-Bezieherinnen und 
-Bezieher, die auf stockende Leistungen empfangen, 
nicht mehr in den SGBIIBereich fallen, sondern in 
die Zuständigkeit der Agentur für Arbeit. 

Der Rückgang der Arbeitslosenzahlen im Rechts
kreis SGB II hat aber noch andere Ursachen. Zum 
einen hat die Aufdeckung des Sozialbetrugs dazu 
geführt, dass viele Zugewanderte aus Südost europa 
inzwischen die Stadt wieder verlassen haben und 
damit aus der Statistik herausgefallen sind. Zum 
anderen ist der Rückgang aber auch darauf zu -
rückzuführen, dass die Landesregierung über das 
Programm „Perspektive Arbeit“ versucht, der Lang
zeitarbeitslosigkeit zu begegnen. Die Zahl der 
Langzeit arbeitslosen ist zwischen 2016 und 2017 

—  20



Abbildung 3: 
Beschäftigungsentwicklung nach Wirtschaftsabschnitten
Juni 2016 bis Juni 2017

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.

-455

-23

-39

-16

24

76

41

12

36

14

32

6

40

42

8

43

57

2

57

58

46

95

17

48

171

-17

-26

-3

-1

-1

-49

-14

17

-6

22

4

30

-3

-5

30

-5

1

56

10

18

60

24

113

82

29

-600 -500 -400 -300 -200 -100 0 100 200 300

Metall- und Elektroindustrie sowie Stahl (ohne Maschinenbau)

Gesundheitswesen

Großhandel

Herstellung von Möbeln und sonstigen Waren

freiberufliche, wissenschaftl. und techn. Dienstleistungen (ohne Werbung)

Erziehung und Unterricht

Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln

Grundstücks- und Wohnungswesen

Gastgewerbe

sonstige überwiegend persönliche Dienstleistungen

Verwaltung und Führung von Unternehmen

Lagerei und sonstige Dienstleistungen für den Verkehr

Post-, Kurier- und Expressdienste

Energieversorgung und Abfallbeseitigung

Gebäudebetreuung; Garten- und Landschaftsbau

Interessenvertretungen und sonstige Vereine

mit Finanz- und Versicherungsdienstleistungen verbundene Tätigkeiten

Einzelhandel

Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen

Handel und Reparatur von Kraftfahrzeugen

Heime und Sozialwesen

Dienstleistungen für Unternehmen und Privatpersonen

öffentliche Verwaltung

Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften

Maschinenbau

Männer Frauen

—  01  Arbeit und Wirtschaft

In der Rubrik „Dienstleistungen für Unter nehmen 
und Privatpersonen“ werden Sekretariats- und 
Schreibdienste, Messe- und Kongressveran stalter, 
Inkassobüros und Callcenter erfasst. Hier sind 
 zwischen Juni 2016 und Juni 2017 119 zusätzliche 
Stellen entstanden. Dies entspricht einem Zuwachs 
von 27 Prozent. Auch im Bereich „Heime und 
Sozial wesen“ ist die Beschäftigung angestiegen (um 
106 Stellen oder gut drei Prozent). Dieser Zuwachs 
konzentrierte sich ausschließlich auf das Sozial-
wesen, also den Bereich der ambulanten Pflege und 
der Tagesbetreuung von Kindern. Die Beschäftigung 
in den Pflegeheimen war hingegen leicht rückläufig.

Während sich die Beschäftigungszuwächse in 
Bremerhaven auf mehrere Branchen verteilten, 
beschränkten sich die Arbeitsplatzverluste weit
gehend auf die Metall- und Elektroindustrie. Hier 
sind fast 13 Prozent der Arbeitsplätze verloren 
gegangen. Dieser Rückgang ist unter anderem auf 
die Schließung von Weserwind zurückzuführen. 
Hier waren mehr als 350 Beschäftigte tätig. Die 
schwierigen Rahmenbedingungen in der Offshore- 
Windenergiebranche haben sich dementsprechend 
bereits auf den Arbeitsmarkt in Bremerhaven aus-
gewirkt (siehe Exkurs).
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Umschlagentwicklung in den Häfen

Das Containergeschäft wird nach wie vor von den 
Folgen der Schifffahrtskrise beeinflusst, die 2017 
bereits in das neunte Jahr gegangen ist. Auf den 
Preisverfall im Chartergeschäft haben die Reederei-
 en mit einem massiven Konsolidierungs prozess 
reagiert, der sich auch 2017 fortgesetzt hat. Mittler
weile hat sich die Zahl der global  operierenden 
 Reedereien von vier auf drei reduziert (siehe 
 Kasten). 

Die drei großen Reeder- 
Allianzen im  Containerverkehr

 2M: MSC und Maersk, in Kooperation mit 
Hyundai: Marktanteil über 33 Prozent.

 Ocean Alliance: CMA CGM (Frankreich), China 
Cosco Shipping, Evergreen (Taiwan), OOCL 
(Hongkong): Marktanteil über  
33 Prozent.

 THE Alliance: Hapag Lloyd ( Deutschland), 
NYK, MOL, K-Line (Japan), Yang Ming 
(Taiwan): Marktanteil knapp 30 Prozent. 

Diese setzen verstärkt auf große Containerschiffe, 
die mehr als 20.000 Standardcontainer transpor
tieren können. Das hat erhebliche Folgen für die 
Häfen. Da es an den nordeuropäischen Umschlag
plätzen, insbesondere durch den massiven Aus
bau des Rotterdamer Containerhafens, auch hier 
Überkapazitäten gibt, stehen diese großen, teil
weise sogar übermächtigen Verhandlungs partnern 
gegenüber, die die Bedingungen diktieren  können. 
Die Hafenstandorte sind dementsprechend unter 
Druck, möglichst gute Rahmenbedingungen zu 
bieten, damit sie als Anlaufpunkte für die Ree
derei en weiter hin attraktiv sind, denn der Verlust 
einer Route kann in den Häfen schnell umfang
reiche Umschlagrückgänge zur Folge haben. Die 
Umschlagkosten – und damit auch die Personal-
kosten – werden bei diesem Wettbewerb immer 
wieder ins Feld geführt. 

Arbeitsplätze abgebaut hat auch die Lloyd Werft. 
Nach der Übernahme durch die Genting-Gruppe 
und ihrer Entscheidung, den Neubau ihrer Kreuz
fahrtschiffe auf die Ostsee-Werften zu konzen-
trieren, war die Auftragslage in Bremerhaven 
schwierig. Erschwerend kam hinzu, dass sich die 
Werft auf den Bau von Luxusjachten und den 
Umbau von Kreuzfahrtschiffen beschränken und 
den Geschäftsbereich der Schiffsreparatur auf geben 
sollte. Diese strategische Neuausrichtung ging 
zunächst mit Kurzarbeit einher und hatte schließ
lich auch den Abbau von 117 Arbeits plätzen zur 
Folge. Weil genügend Beschäftigte bereit waren, 
den Betrieb mit entsprechenden Abfindungen zu 
verlassen, gelang dies ohne betriebsbedingte Kündi-
gungen. Dennoch hatte dieser Schritt zur Folge, 
dass die Werftindustrie, die jahrzehntelang das 
Rückgrat der Bremerhavener Wirtschaft war, im 
vergangenen Jahr weiter geschrumpft ist. Aktuell 
befinden sich Teile der Belegschaft in Kurzarbeit. 
Im Konstruktionsbereich wurden allerdings Neu
einstellungen vorgenommen. 2018 wird der Bau 
einer Luxusjacht für Beschäftigung sorgen. Außer
dem bewirbt sich die Lloyd Werft für den Bau der 
Polarstern 2.

Im industriellen Bereich wird sich der Beschäfti
gungsrückgang auf dem Bremerhavener Arbeits
markt weiter fortsetzen. 2017 wurden mehrere 
betriebliche Entscheidungen getroffen, die einen 
Arbeitsplatzabbau zur Folge haben, der sich in der 
aktuellen Statistik noch nicht niederschlägt. Hierzu 
gehört beispielsweise die Verlagerung der Rotor
blattproduktion von Powerblades nach Portugal 
oder die Einstellung der Turbinenproduktion bei 
Adwen. Das Unternehmen wird sich in Zukunft auf 
den Service und die Wartung von Offshore-Wind-
energieanlagen konzentrieren. Es gilt als sicher, 
dass diese Neuorientierung des Betriebs mit einem 
Beschäftigungsabbau einhergehen wird. Auch der 
Stellenabbau bei der Lloyd Werft wird statistisch 
erst im kommenden Jahr zu Buche schlagen. Im 
Sommer 2017 wurde außerdem bekannt gegeben, 
dass die Drahtseilwerke fast 40 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter entlassen werden und die Produk
tion von Kunststoffseilen nur noch mit einer kleinen 
Belegschaft von acht bis zehn Beschäftigten auf
rechterhalten werden soll. Auch das Unternehmen 
Larsson Danish Seafood hat seine Werksschließung 
angekündigt. Dies betrifft mehr als 40 Mitarbeite
rinnen und Mitarbeiter. 

„Bremerhaven muss attraktiver werden für 
hoch  qualifizierte und junge Menschen.“
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Trotz dieser Umstrukturierungen und der umfang
reichen Fahrplanänderungen im Containerverkehr, 
konnte Bremerhaven seine Umschlagzahlen im ver
gangenen Jahr stabil halten. 2017 wurden in der 
Seestadt insgesamt 5,479 Millionen TEU umge-
schlagen. 2016 waren es 5,535 Millionen TEU. 
Da der Hafen tendenziell von weniger, aber dafür 
 größeren Schiffen angelaufen wird, die eine große 
Menge an Fracht transportieren, führt dies dazu, 
dass Schiffe zwar seltener, aber schneller gelöscht 
werden müssen. Auch dies wirkt sich auf die 
Beschäftigten aus.

Im Automobilumschlag ist es gelungen, den Ein
bruch von 2016 wieder wettzumachen. 2017 
 wurden insgesamt 2,25 Millionen Autos umge-
schlagen. Im Jahr davor waren es 2,07 Millionen. 
Der Rückgang im Jahr 2016 wurde unter  anderem 
durch den Dieselskandal ausgelöst, der dazu ge-
führt hat, dass weniger deutsche Autos exportiert 
 wurden. Weil Daimler mittlerweile dazu überge
gangen ist, seine Autos vermehrt über Mittelmeer-
häfen, wie das slowenische Koper zu verladen, ist 
auch hierdurch Ladung aus Bremerhaven abge
zogen  worden. Diese Verluste konnten aber durch 
eine  Steigerung der Importe kompensiert werden. 

Wie im Containergeschäft ist der Wettbewerbsdruck 
auch im Automobilumschlag weiterhin hoch, zum 
Beispiel durch die Konkurrenz mit dem belgischen 
Zeebrügge. Obwohl bereits vor Jahren extra für 
den Automobilumschlag ein gesonderter Tarifver
trag mit geringeren Löhnen abgeschlossen wurde, 
hat die BLG nicht ausgeschlossen, dass die Tarife 
hier weiter abgesenkt werden müssen. Aktuell plant 
das Unternehmen, 170 neue Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auf dem Autoterminal einzustellen. Bei 
100 dieser Arbeitsplätze handelt es sich um Teil
zeitstellen, durch die es der BLG zufolge für Eltern 
mit Kindern einfacher sein soll, eine Beschäftigung 
im Hafen anzunehmen. Auch der Frauenanteil soll 
hierdurch erhöht werden. Da diese sechs stündigen 
Schichten aber keine Pausen vorsehen, sieht die 
Gewerkschaft hier einen Tarifbruch.

Positiv entwickelt sich auch das Kreuzfahrt terminal. 
Hier hat sich die Zahl der Ankünfte von 69 auf 84 
und damit um 21,7 Prozent gesteigert. 2017  gingen 
165.644 Passagiere an und von Bord. Das sind sogar 
68,1 Prozent mehr als 2016. Dieses Wachstum kam 
zustande, weil große Schiffe von TUI Cruises und 
Costa-Kreuzfahrten nach Bremerhaven gekommen 
sind.

Angesichts des harten Wettbewerbs im Hafen-
umschlag wird versucht, mithilfe der Digitali-
sierung Abläufe zu optimieren und Kosten zu 
senken. Diese Überlegungen wurden nun im 
Containerumschlag immer konkreter.  Eurogate 
hat 2017 angekündigt, in Wilhelmshaven ein 
Pilotprojekt zur Einführung automatisierter 
Straddle Carrier durchzuführen. Auf einem Test-
gelände wird mit zwei Containerbrücken und vier 
autonomen Fahrzeugen ein Jahr lang geprüft, ob 
eine Automatisierung tatsächlich zu Einsparun-
gen im Containerumschlag führt. Eurogate ver-
spricht sich hierdurch eine höhere Produktivi tät 
und Flexibilität sowie weniger Unfälle. In erster 
Linie geht es aber darum, Personalkosten ein-
zusparen. Obwohl es mittlerweile sechs auto-
matisierte Terminals alleine in Europa gibt, wer-
den die computergesteuerten Van  Carrier bislang 
nur in Brisbane, Sydney und Los  Angeles ein-
gesetzt. Gelingt der Test in Wilhelms haven, ist 
es absehbar, dass dieses Modell auch auf den 
Eurogate-Terminals in Bremerhaven und Ham-
burg eingeführt wird. Insgesamt sind im Euro-
gate-Konzern 1.500 Van-Carrier-Fahrer be schäf-
tigt, in Bremerhaven etwa 660. Wie viele dieser 

Arbeitsplätze durch eine Automatisierung auf 
der Strecke bleiben würden, ist  derzeit unklar. 

Im Automobil-Bereich würde die Umstellung auf 
das autonome Fahren die Arbeitsplätze auf dem 
Terminal ebenfalls unmittelbar bedrohen. Dies 
ist bei Weitem keine Utopie mehr: Da das selbst-
ständige Bewegen von Fahrzeugen auf abge-
grenzten und geschützten Bereichen ein facher 
umzusetzen ist als auf offener Straße, vermuten 
Experten, dass dies bereits in zehn bis 15  Jahren 
möglich sein könnte. Tagesgeschäft ist die Digi-
talisierung aber bereits bei den Planungsab-
läufen. Hier wird aktuell ein Forschungsprojekt 
zur Steuerung und Planung von Betriebsab läufen 
über Echtzeitstatusmeldungen und eine mobile 
Datenerfassung durchgeführt. Indem die intui-
tive Planung der logistischen Abläufe durch das 
digitale Durchspielen und Simulieren verschie-
dener Alternativen ersetzt wird, soll die Flächen-
nutzung und Personalplanung optimiert werden.
 Außerdem läuft ein Forschungs projekt 
zur autonomen Hafenbahn, bei dem er -
mittelt  werden soll, wie es gelingen kann, dass 
 führer lose Rangierloks computergesteuert den 

Arbeit 4.0 im Hafen
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Strukturwandel in Dauerschleife

Die bereits erfolgten und angekündigten Betriebs
verlagerungen und Stellenstreichungen im indus
triellen Sektor verdeutlichen, dass die Stadt 
weiter hin einen massiven Strukturwandel durch
läuft.  Diesen gilt es entsprechend politisch zu be -
gleiten. Die geplante Entwicklung eines  Industrie- 
und Ge werbegebiets für Unternehmen aus dem 
Bereich der Green Economy ist hier ein wichtiger 
Schritt, weil er einerseits an vorhandene Stärken 
wie die Lebensmittelindustrie anknüpft und ande
rerseits auch junge, dynamische Betriebe ange
zogen werden  sollen, die ihren Fokus auf nach
haltiges Wirt schaften legen. Die Idee, gerade hier 
ein Gründerzentrum anzusiedeln, das den Green 
Economy-Gedanken aufgreift, kann als Initial-
zündung wirken.

Aber auch im Dienstleistungssektor muss die 
See   stadt weiter daran arbeiten, ihre Standort
attrak  tivität zu erhöhen. Gerade im Bereich der 
Wissens arbeit gibt es noch Nachholbedarf. Der 
 Forschungssektor hat sich zwar in den vergangenen 
Jahren besonders dynamisch entwickelt und wird 
durch die Ansiedlung der Thünen-Institute und des 
DLR-Instituts für den Schutz maritimer Infra struktur 
im kommenden Jahr weiter an Beschäftigung zule
gen. In anderen Dienstleistungsbe reichen ist die 
Situation aber eine andere. So hat sich beispiels
weise die sozialversicherungspflichtige Beschäf ti-
gung in Architektur- und Ingenieur büros seit 2009 
fast halbiert und auch in den  Be  reichen der nicht 
technischen Beratung und  Forschung ist die Zahl 
der Arbeitsplätze zurückge gangen, während sie 
hier in Deutschland beispielsweise in den vergange
nen zehn Jahren deutlich angestiegen ist. Insgesamt 

ist der Besatz an wissens intensiven Dienstleistun
gen in Bremerhaven noch zu niedrig (siehe  Artikel 
„Moderne städtische Arbeitsmärkte brauchen wissens-
intensive Dienstleistungen“ in diesem Bericht). Da 
von diesem Bereich aber er  hebliche Innovations
schübe ausgehen, die auch auf andere Branchen 
aus strah len, gilt es, ihn besonders zu fördern. Um 
einer  solchen Entwicklung den ent sprechenden 
Nähr boden zu bieten, muss Bremerhaven für 
hoch  qualifizierte und junge Menschen attraktiver 
 werden.

Die Hochschule spielt in diesem  Zusammenhang 
nach wie vor eine zentrale Rolle. Vor diesem 
Hinter   grund sind die Bestrebungen, das Studien
angebot zu erweitern und mehr Studierende in die 
Seestadt zu holen, zu begrüßen. So sollen hier bei
spielsweise die neuen Masterstudiengänge Lebens
mitteltechnologie und Cruise Tourism  Management 
eingerichtet werden. Außerdem ist es aber auch 
vorgesehen, den Bachelorstudiengang „ Gründung, 
Innovation, Führung“ zu etablieren. Hierbei  handelt 
es sich um eine Kombination aus Studiengang und 
Gründerzentrum mit selbstgesteuertem  Lernen. 
 Studierende bilden hier Teams und gründen zu 
Beginn des Studiums ein Unternehmen, das für 
die nächsten drei Jahre ihr Lernumfeld bildet. Mit 
 solchen innovativen Ansätzen gelingt es der Hoch
schule, ihre überregionale Ausstrahlung aus  zu-
weiten.

Weiter transport der Waggons übernehmen. Bis-
lang werden die Züge auf dem Hafengelände mit 
Dieselloks  rangiert. Hierbei müssen die Züge bei 
jedem Lokwechsel per Hand verbunden und die 
 Weichen auch von Hand gesteuert werden.
  Darüber hinaus testet die BLG auch den 
Einsatz von Drohnen, um Schäden an Park-
häusern festzustellen oder in hohen Lager-
hallen In  venturen durchzuführen. Künftig sollen 
diese auch selbstständig Kartons scannen und 
 re  gistrieren.
 
Der gesamte Hafenbereich ist also von der fort-
schreitenden Digitalisierung betroffen und auch 
die Beschäftigung wird sich im Zuge  dieser 
Entwicklung verändern, viele Arbeitsplätze 

 werden dabei wegfallen. Um hier recht zeitig 
zu  agieren und nicht nur reagieren zu  müssen, 
ist es  wichtig, diesen Prozess eng von Arbeit-
nehmerseite zu begleiten. Hierbei sollte nicht 
nur  eruiert  werden, welche Arbeitsplätze in 
Zukunft bedroht sind. Es muss auch  darüber 
nachgedacht  werden, in  welchen Bereichen 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten entstehen 
und welche Quali fizierungen hierfür erforderlich 
sind. Gerade in Bremerhaven ist der gesamte 
Hafen nach wie vor ein wichtiges Rückgrat des 
Arbeitsmarktes. Ein ersatzloses Wegfallen dieser 
gut bezahlten Arbeitsplätze würde sich hier nur 
schwer  kompensieren  lassen.

—  24



—  01  Arbeit und Wirtschaft

Über die Hochschule hinaus ist es aber weiterhin 
wichtig, die Lebensqualität in Bremerhaven zu ver
bessern, denn die Einpendlerquote ist auch im ver
gangenen Jahr weiter angestiegen und liegt nun 
bei 47,4 Prozent (im Vorjahr: 46,9 Prozent). Das 
er  fordert zunächst weitere Investitionen in die 
 Bildung und Kinderbetreuung, damit die Stadt 
attraktiver für Familien wird. Darüber hinaus sollte 
die Stadt weiter daran arbeiten, attraktiven Wohn
raum für alle Einkommensgruppen zu schaffen und 
das Einzelhandels- und Kulturangebot weiterzu
entwickeln und zu pflegen. Dabei wird es immer 
stärker auf kleinteilige Vorhaben ankommen, um 
Bremer haven als Lebens- und Arbeitsort aufzu-
werten. Maßnahmen wie das Projekt Springflut, mit 
dem über Zwischennutzungen durch Pop-up-Stores 
gezielt gegen den Ladenleerstand in der Innenstadt 
oder in Lehe vorgegangen werden soll, sind daher 
wichtige Schritte in die richtige Richtung. 
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Dr. Marion Salot

Exkurs: Die Offshore-  
Wind energiebranche:  
Stand und  Perspektiven

  2017 ist der Ausbau der Offshore-Windenergie
anlagen in Deutschland weiter vorangegangen: Es 
wurden Windräder errichtet, die über eine Leistung 
von 1.250 Megawatt verfügen. Das entspricht einem 
Zubau von 32 Prozent. Insgesamt haben die Wind
parks auf See in diesem Jahr 18,3 Terrawatt stunden 
Strom produziert. Das sind 50 Prozent mehr als 
2016. Inzwischen stehen 997 Windräder in der 
Nordsee und 172 in der Ostsee, die in der Lage sind, 
5.387 Megawatt Strom zu produzieren. Bis 2025 
soll diese Leistung verdoppelt werden. Sollte dies 
realisiert werden, wird dann durch Offshore-Wind-
energieanlagen ebenso viel Strom produziert wie 
durch Atomkraftwerke.

Aktuell muss sich die Branche aber mit  schwierigen 
Rahmenbedingungen auseinandersetzen. Um zu 
vermeiden, dass die Kosten für die Energiewende 
die Stromkosten in die Höhe treiben, wurden mit 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 2017 die Ausbau
ziele gedrosselt. Außerdem wird die Vergabe von 
 Lizenzen für die Windparks inzwischen über Aus
schreibungen geregelt. Der Projektentwickler mit 
dem günstigsten Angebot bekommt den Zuschlag. 
Vor Inkrafttreten des aktuellen EEG wurde den 
Betreibern eine gesetzlich garantierte Einspeise-
vergütung zugesichert. Diese lag im Durchschnitt 
bei 15 Cent pro Kilowattstunde für zwölf Jahre oder 
18,4 Cent je Kilowattstunde über acht Jahre. 

2017 wurden 1.500 Megawatt ausge schrieben, 
die 2021 ans Netz gehen sollen. Das entspricht 
dem Volumen von drei bis vier Windparks. Die 
zweite Ausschreibung von 1.500 Megawatt er-
folgt im April 2018. In den Niederlanden und in 
 Dänemark haben solche Ausschreibungen bereits 
dazu geführt, dass sich die gesetzlich zuge sicherten 
Einspeisevergütungen auf fünf bis sieben Cent pro 
Kilowatt stunde reduzieren ließen. Im Rahmen der 
deutschen Ausschreibungen hat zum einen der 

dänische Energiekonzern Dong drei Projekte für 
sich entscheiden können, für die er bis zu sechs 
Cent pro Kilowattstunde fordert. Für den Wind
park He Dreiht, der über ein Ausbau volumen von 
900 Megawatt verfügt, will der Be  treiber  Energie 
Baden-Württemberg (EnBW) sogar ganz ohne 
 Vergütung aus dem EEG auskommen und sich kom
plett aus dem Marktpreis für Strom finanzieren. 
Damit erhielten Betreiber den Zuschlag für die vier 
Nordsee- Windparks, die im Durchschnitt mit einer 
Einspeisevergütung von 0,44 Cent pro Kilowatt
stunde für 20 Jahre kalkuliert haben. Dieses Er -
gebnis konnte also die Einsparungen, die in den 
Niederlanden und Dänemark erzielt wurden, sogar 
noch toppen. 

Die EnBW geht bei ihrer Kalkulation davon aus, 
dass die Strompreise bis zur Inbetriebnahme des 
Windparks deutlich gestiegen sind. Eine solche 
Steige rung setzt aber voraus, dass bis dahin ein 
Großteil der Kohlekraftwerke vom Markt ge gan
gen und die Zertifikate für Treibhausgas emissionen 
deutlich teurer geworden sind. Auch durch das Ab -
schalten der Atomkraftwerke bis 2022 wird mit 
einem steigen den Strompreis gerechnet. Im Falle 
des Windparks He Dreiht lassen sich aber auch des
halb die Kosten deutlich reduzieren, weil er mehr 
als doppelt so groß ist wie bisherige Windparks, 
die in Betrieb genommen wurden. Weil andere von 
EnBW betriebene Windparks in der Nähe  liegen, 
sinken die Kosten für die Wartung und auch die 
Technik wird sich weiterentwickeln. Es wird davon 
ausgegangen, dass sich der Betrieb eines solchen 
Windparks nur dann lohnt, wenn die Leistung der 
Turbinen bis dahin verdoppelt und auch Funda
mente, Rotorblätter und die Logistik erheblich 
günsti ger werden.

Experten gehen allerdings davon aus, dass diese 
Windparks nur dann gebaut werden, wenn diese 
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Kostensenkungen auch tatsächlich realisierbar sind. 
Dass sich die Konzerne trotz der Unsicherheiten auf 
diese riskante Kalkulation eingelassen haben, hängt 
damit zusammen, dass sie sich auf diesem Weg den 
Marktzugang sichern und andere Konkurrenten vom 
Markt drängen wollen. Sie werden versuchen, den 
Bau der Windparks möglichst weit hinauszuzögern, 
um möglichst viele Kosteneinsparungen mitnehmen 
zu können. Mittelständische Betreiber sind unter 
den gegebenen Voraussetzungen allerdings nicht in 
der Lage, derart spekulativ vorzugehen. 

Diese Entwicklungen werden sich also auch direkt 
auf die Produzenten von Offshore-Windenergie-
anlagen auswirken, denn der Kostendruck wird 
sehr wahrscheinlich direkt an sie weitergegeben. 
Ebenso wie bei den Betreibern werden auch im 
produzieren den Bereich Marktführer und Groß-
konzerne Vorteile haben, weil sie bei ihrer Kalkula
tion mehr Spielräume und Kostensenkungsoptionen 
haben als mittelständische Betriebe. Ihre Chancen 
sind damit besser, sich dauerhaft auf dem Markt 
zu etablieren. Der Druck, Produktionsarbeiten an 
 günstige Standorte zu verlegen, wird sich damit 
auch in Zukunft fortsetzen. 

Die Offshore-Windenergiebranche  
in Bremerhaven

Diese Rahmenbedingungen werden auch für die 
Bremerhavener Unternehmen die Perspektiven ver
schlechtern. Dies hat die Branche bereits deutlich 
zu spüren bekommen: 2017 war für die Offshore- 
Windenergiebranche in Bremerhaven ein ausge
sprochen schwieriges Jahr. Während zu Hochzeiten 
der Branche alleine bei Weserwind 1.000 Beschäf
tigte, bei Powerblades 500 und bei Adwen 600 Mit
arbeiterinnen und Mitarbeiter tätig waren, hat sich 
die Zahl dieser Stellen mittlerweile deutlich re 
duziert. 

Nachdem der Fundament-Hersteller Weserwind 
be  reits 2016 schließen musste, hat Senvion im 
März 2017 bekannt gegeben, dass das Unter-
nehmen plant, sich vollständig zu restrukturieren 
und gleich     zeitig insgesamt 730 Arbeitsplätze abzu
bauen. Im Zuge dieser Neuaufstellung werden drei 
von vier Werken in Deutschland geschlossen. Dies 
betrifft die Standorte in Husum und in Trampe 
(Brandenburg). Zwar soll die in Trampe erfolgte 
Pro duktion der Drei-Megawatt-Anlage nach Bremer-
haven verlagert werden, was dem Standort an der 
Seestadt zumindest mittelfristig eine Perspektive 
gibt. Allerdings beinhaltet die Neuausrichtung des 
Konzerns auch die Schließung von Powerblades, 
die im Januar 2018 erfolgte. Der Rotorblattfertiger 
gehört ebenfalls zu Senvion. Hierdurch verlieren 
300 Beschäftigte ihren Arbeitsplatz. Statt in Bremer
haven sollen die Rotorblätter in Zukunft in Portugal 
gefertigt werden, weil die Produktions- und Lohn
kosten deutlich niedriger sind. Die Verlagerungen 
und Konsolidierungen sollen dazu beitragen, das 
Unternehmen profitabler werden zu lassen. Dies ist 
zum einen eine Reaktion auf den sich zuspitzenden 
Wettbewerb in der Branche. Zum anderen hat das 
Unternehmen aber in den vorangegangenen Jahren 
hohe Verluste im operativen Geschäft verzeichnet, 
die es nun kompensieren muss. Ein Grund für die 
Verluste waren Mängel in ausgelieferten Anlagen. 
So mussten 32 Rotoren im Park Nordsee Ost aus
getauscht und verschrottet werden, weil sie Risse 

„Die Deckelung der Ausbauziele führt 
dazu, noch mehr Anbieter vom Markt zu 
 verdrängen.“
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hatten. Während die Schließung von Powerblades 
nicht abgewendet werden konnte, gibt es für den 
Bremerhavener Standort zur Turbinenproduktion 
inzwischen eine Bestandsgarantie bis Ende 2019.

Ebenso wie Senvion hat auch Adwen in Bremerha
ven Turbinen hergestellt. Die Produktions linie ist 
aber eingestellt worden, nachdem die Übernahme 
der Adwen-Mutter Gamesa durch Siemens offi ziell 
genehmigt wurde. Im Juni 2017 wurde die letzte 
Turbine, die für den Ostsee-Windpark  Wikinger 
hergestellt wurde, ausgeliefert. Das Werk soll sich 
zukünftig auf Betrieb und Wartung von vorhande
nen Offshore-Turbinen konzentrieren. Wie viele 
der 600 Arbeitsplätze der Neuausrichtung zum 
Opfer fallen werden, ist derzeit noch unklar. Zudem 
wurde der Adwen-Belegschaft bereits im Sommer 
angeboten, sich in Cuxhaven bei Siemens zu be -
werben. 

In diesem Werk produziert der Konzern, der im 
Bereich der Offshore-Windenergiebranche einen 
Marktanteil von 80 Prozent hat, seine  getriebe losen 
Sieben-Megawatt-Anlagen. 200 Millionen Euro 
 wurden hier investiert. In drei Strängen werden 
Naben, Generatoren und Endsegmente gebaut. 
Außerdem findet hier die „Hochzeit“ statt, also 
der Zusammenbau dieser drei Bauteile. Da hier 
diese Schritte an einem Standort zusammengeführt 
 werden, ersetzt das Werk quasi vier Fabriken. 2017 
ist die Produktion in Cuxhaven bereits ange laufen. 
Etwa 300 Beschäftigte sollen derzeit im Ein- oder 
Zweischichtsystem arbeiten. Ab Frühjahr wird die 
Produktion im Dreischichtbetrieb laufen, bis Ende 
2018 wird damit gerechnet, dass hier 500 bis 600 
Beschäftigte tätig sein werden. Nach Angaben von 
Siemens sind die Auftragsbücher gegenwärtig gut 
gefüllt. Die Windsparte hat Aufträge für 750 Wind-
räder und damit Arbeit für die nächsten drei Jahre. 
Dennoch wird auch der Marktführer den Faden
riss, der durch die Deckelung der Ausbauziele im 
Bereich der Offshore-Windenergieerzeugung er -
wartet wird, zu spüren bekommen: Wenn 2021 

und 2022 nur noch je ein Windpark in Deutsch
land gebaut wird, kann auch das Werk in Cuxhaven 
nicht mehr ausgelastet werden.

Die im Zuge des EEG 2017 erfolgte Umstellung 
auf das Ausschreibungsprinzip und die Deckelung 
der Ausbauziele haben dazu geführt, dass sich der 
Markt halbiert hat und die Preise für Windenergie  
um etwa 40 Prozent gesunken sind. Im Zuge  dieser 
Entwicklung ist ein Großteil der Bremer havener 
Betriebe auf der Strecke geblieben. Tatsächlich 
ist die Energiewende nur dann realisierbar, wenn 
der Ausbau der Offshore-Windenergie erzeugung 
zügig fortgesetzt wird. Die Deckelung der Ausbau
ziele führt aber dazu, noch mehr Anbieter vom 
Markt zu verdrängen. Vor diesem Hintergrund ist 
die Entscheidung Bremens, sich gemeinsam mit 
Mecklenburg- Vorpommern und Schleswig-Hol
stein im  Rahmen einer Bundesratsinitiative dafür 
einzu setzen, die Ausbauziele für die Offshore-
Windenergie anlagen deutlich anzuheben, zu be 
grüßen.
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  Auch 2017 war für die Arbeitnehmerinnen  
und Arbeitnehmer im Land Bremen hinsichtlich  
der  Ent   wicklung ihrer Lohneinkommen ein gutes 
Jahr: Im Durchschnitt verdienten sie zuletzt rund 
3.900 Euro monatlich.1 Das sind etwa 100 Euro 
mehr als im Bundesdurchschnitt und 280 Euro  
mehr als in Nieder sachsen. Da die Löhne zudem  
seit einigen Jahren schneller steigen als die In 
flationsrate, erfahren die bremischen Beschäftig-
ten einen tatsächlichen Kaufkraftgewinn. Das 
reale Lohnplus, bei dem die Teuerungsrate 

mitberücksichtigt wird, betrug in den vergangenen 
vier Jahren rund drei Prozent.2 Die Entwicklung, 
die insbesondere seit 2015 an Kraft gewonnen hat, 
verlief damit  ähnlich dynamisch wie in den anderen 
Bundesländern. In den 2000erJahren war die Lohn
entwicklung noch schwach und nach Abzug der 
Preissteigerungen kein Plus bei den Arbeitnehmer-
einkommen zu verzeichnen, seitdem aber steigen 
die realen Löhne dank einer stabilen Konjunktur mit 
guten Tarifabschlüssen und gleichzeitig  niedriger 
Inflation  wieder an. Auch der Mindestlohn trug zu 
höheren Löhnen bei.

Besonders gut verdienen im Land Bremen Fach
kräfte, die den Kern der Belegschaft in vielen Be -
trieben vor allem aus dem produzierenden Gewerbe 
bilden und nur in BadenWürttemberg mehr er 
hal ten. Dies liegt vor allem an den hohen  Löhnen, 
die in den industriellen Großbetrieben gezahlt 
 werden – insbesondere an Männer. Ein Facharbeiter 
( „Leistungsgruppe 3“) im produzierenden Gewerbe 
verdient in Bremen mit 3.860 Euro fast 200 Euro im  
Monat mehr als in Hamburg. Im Fahrzeugbau sind  
es durchschnittlich annähernd 5.000 Euro an 
monat      lichem Brutto. Der Arbeitslohn von vollzeit
beschäftigten Facharbeiterinnen im produzierenden 
Gewerbe hingegen ist in Bremen mit 3.261 Euro 
fast 80 Euro geringer als in Hamburg und rund  
15 Prozent niedriger als der Lohn ihrer männlichen 
Kollegen derselben Leistungsgruppe.

Tobias Peters

Arbeitnehmereinkommen  
im Land Bremen  
entwickeln sich positiv 

In aller Kürze:

Die Verdienste von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Bremen 
steigen weiter – und zwar auch „real“, also unter Berücksichtigung der 
Inflation. Das ist aus Sicht der Arbeitnehmerkammer eine er  freuliche 
Entwicklung, da die Beschäftigten am anhaltenden Aufschwung und 
der guten Arbeitsmarktlage beteiligt werden, indem ihre Kaufkraft 
tatsächlich zunimmt. Im Vergleich mit anderen Ländern schneidet 
Bremen besser ab, besonders Fachkräfte in den industriellen Kernen 
verdienen hierzulande gut. Verglichen nur mit Westdeutschland oder 
anderen Städten relativiert sich das Bild. Die positive Entwicklung 
vollzieht sich zudem sehr unterschiedlich in den einzelnen Branchen, 
zum Teil mussten in den vergangenen Jahren auch Reallohnverluste 
hingenommen werden. Die in Bremen besonders hohen Verdienst-
unterschiede zwischen Männern und Frauen sind auch auf die ge -
ringen Löhne im Dienstleistungsbereich zurückzuführen.

1 Soweit nicht anders vermerkt beziehen sich alle 

Angaben auf die durchschnittlichen Bruttomonatsver-

dienste vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer im Land Bremen im dritten Quartal 2017.

2 Verglichen sind die Verdienste für die jeweils 

 dritten Quartale 2013 und 2017, wie sie das  Statistische 

Landes amt Bremen herausgibt. Dem errechneten 

 nominalen Lohnzuwachs von 7,0 Prozent wurde die 

 Veränderung des Verbraucherpreisindex von 4,1  Prozent 

gegenübergestellt (Reallohnindex = Nominallohn -

index*100 / VPI). 

—  29



Abbildung 1:
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste vollzeitbeschäftigter 
 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
im 3. Quartal 2017 (ohne Sonderzahlungen)

Quelle: Statistisches Bundesamt 2018
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Es ist auffällig, dass in der hiesigen Industrie insge-
samt ein gegenüber dem Bundesdurchschnitt um 
13 Prozent höherer Lohn gezahlt wird, Dienst
leistungen in Bremen aber noch unterhalb des 
deutschlandweiten Durchschnitts entlohnt  werden. 
Vier von fünf Beschäftigten in Bremen arbeiten 
in Dienstleistungsberufen. Dass die Verdienste in 
den gewerblichen, von Männern dominierten und 
meist tarifvertraglich abgesicherten Berufen deut
lich besser ausfallen als in der wachsenden Dienst
leistungsbranche – und hier insbesondere den 
„nicht marktbestimmten“ Dienstleistungen wie dem 
 Ge sundheits und Sozialwesen – trägt wesentlich 
zur Lohnlücke zwischen den Geschlechtern bei, die 
in Bremen nach wie vor besonders groß ist. Voll
zeitbeschäftigte Arbeitnehmerinnen erhielten hier
zulande im Durchschnitt 3.336 Euro, Arbeitnehmer 
4.104 Euro. Auch in Branchen mit hohem Frauen-
anteil liegen die Verdienste von Männern gravie
rend über denen ihrer Kolleginnen; nicht zuletzt, 
da Führungspositionen auch dort häufig männlich 
besetzt sind. 

Ein Blick auf die einzelnen Wirtschaftszweige 
zeigt, dass mit Finanz und ITDienstleistungen 
(5.191 beziehungsweise 4.827 Euro) zwar Dienst
leistungsbranchen an der Spitze des Verdienst-
tableaus  stehen, insgesamt aber im produzierenden 
Gewerbe höhere Löhne gezahlt werden. Hier liegen 
die Automobilbranche (4.814 Euro), der Maschinen
bau (4.655 Euro) und die Herstellung von Metall-
erzeugnissen (4.452 Euro) vorne. Am unteren Ende 
der Gehaltsskala sind wiederum Dienstleistungs
berufe zu finden. Im Einzelhandel verdienen Voll
zeitbeschäftigte 2.723 Euro, Leiharbeiterinnen und 
Leiharbeiter bekommen 2.708 Euro, bei Post- und 
Kurierdiensten werden 2.618 Euro und im Gast-
gewerbe durchschnittlich 2.139 Euro brutto im 
Monat verdient.

Wird das in Ostdeutschland nach wie vor deutlich 
geringere Lohnniveau berücksichtigt und ein Ver
gleich nur zu den westdeutschen Bundesländern 

gezogen, liegen die Verdienste in Bremen insge
samt geringfügig unterhalb des Durchschnitts. Auch 
im Verhältnis zu anderen Städten relativieren sich 
die auf den ersten Blick guten Einkommens zahlen 
für Bremen. So liegt das Median-Einkommen – bei 
dem die eine Hälfte der Beschäftigten mehr, die 
andere weniger verdient – in Dortmund oder Essen 
zwar leicht unter dem hiesigen und in Berlin wer
den im Mittel 11, in Dresden 14 und in Leipzig gar 
20 Prozent weniger verdient als in Bremen. Auf der 
anderen Seite aber liegt der mittlere Arbeitnehmer
lohn in Stuttgart, Frankfurt, München oder Düssel
dorf um bis zu einem Viertel über dem in der Stadt 
 Bremen. Auch in Nürnberg oder Duisburg wird im 
Mittel etwas mehr bezahlt, in Hamburg und Köln 
rund fünf Prozent.3 Um eine Aussage über die mit 
den Verdiensten jeweils verbundene Kaufkraft 
tätigen zu können, müssten sie zu den örtlichen 
Lebenshaltungskosten (vor allem Mieten) in Rela
tion gesetzt werden, die in Bremen niedriger sind 
als in süddeutschen Städten.
 
Im Allgemeinen werden in Städten höhere Ein-
kommen erreicht als in ländlichen Räumen, was 
auf unterschiedliche Wirtschaftsstrukturen und 
Quali fi kationsniveaus zurückzuführen ist. Gut 
bezahlte städtische Arbeitsplätze sind  attraktiv für 
 Menschen aus dem Umland, zudem wandern vor 
allem Besser verdienende ins Umland ab. Daher 
haben  Einpendler, die im „Speckgürtel“ wohnen 
und inner städtisch arbeiten, meist gute Löhne. 
Das ist in Bremen nicht anders: Ein in der Stadt 
 Bremen wohnen der Vollzeitbeschäftigter verdient 
im  Mittel acht Prozent weniger als ein hier arbei
tender Vollzeit beschäftigter. Für Bremerhaven liegt 
das mittlere Einkommen am Wohnort gar um elf 
 Prozent niedriger als am Arbeitsort.

3 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2017b). Ein ähnliches 

Bild ergibt sich für Bremerhaven und seine Vergleichs-

städte.

„Der Anteil von Männern ist in gut be zahlten In-

dustrieberufen höher, zudem besetzen sie auch in 

Dienstleistungsbranchen oft Führungspositionen. 

Das allein kann die Lohnlücke aber nicht er klären: 

Auch innerhalb derselben  Branche und der selben 

Leistungsgruppe fällt der Lohn von Frauen bei 

 gleicher Arbeitszeit deutlich niedriger aus.“
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Abbildung 2: 
Reallohnentwicklung vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Land Bremen
nach Branchen vom 3. Quartal 2013 bis zum 3. Quartal 2017 (ohne Sonderzahlungen)

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen (2018)
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Arbeitnehmern, was die Polarisierung verstärkt. 
Auch innerhalb der einzelnen Branchen gehen die 
Zugewinne im betrachteten mittelfristigen Zeitraum 
weit auseinander. Post- und Kurierdienste wurden 
beispielsweise 2017 gegenüber 2013 (jeweils  drittes 
Quartal) im Durchschnitt nominal um über ein 
Zehntel schlechter entlohnt. Unter Einbeziehung der 
Inflation ergibt sich gar ein realer Einkommensver
lust von über 14 Prozent. Auch wenn die Quartals
daten wegen der geringen Fallzahlen in Bremen und 
der daraus resultierenden Schwankungen mit einer 
gewissen Vorsicht zu genießen sind, vermögen sie 
doch allemal eine eindeutige Tendenz offenzulegen.

Von der guten Entwicklung 
 profitieren nicht alle  Beschäftigten

Die Lohnentwicklung vollzieht sich sehr unter
schiedlich: Dass die Löhne von Frauen stärker ge -
stiegen sind als von Männern und – auf Basis der 
Stundenlöhne – bei Teilzeitbeschäftigten stärker als 
bei Vollzeitbeschäftigten, verringert die Spaltung 
am Arbeitsmarkt zwar leicht. Gleichzeitig stiegen 
jedoch die Arbeitseinkommen von Beschäftigten 
in der Industrie kräftiger als bei denen in Dienst
leistungsberufen und bei Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern in leitender Funktion stärker als 
bei un- und angelernten Arbeitnehmerinnen und 
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Hoch bleibt am Arbeitsmarkt die soziale  Spaltung. 
Aus der Verdienststatistik lässt sich ablesen, dass 
bremische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
in leitender Funktion 6.855 Euro ver dienen, unge
lernte dagegen lediglich 2.079 Euro pro Monat. 
Dies ist selbst ohne Berücksichtigung der Sonder-
zahlungen das 3,3-Fache. Zwar wirkt – wie zahl-
reiche Studien belegen 4 – der Mindestlohn, indem 
zum einen geringfügige in sozialversicherungs
pflichtige Beschäftigung umgewandelt, zum 
 anderen die Löhne am unteren Rand nach oben 
 ge  zogen wurden, gerade für ungelernte Arbeits
kräfte und in Branchen mit vielen Niedrigver-
dienern und Minijobs. Dennoch bezieht nach wie 
vor jede / jeder fünfte Beschäftigte in Bremen einen 
Niedriglohn. Betroffen sind vor allem Beschäftig-
 te ohne Berufsabschluss und solche, die Helfer
tätigkeiten ausüben, zudem deutlich überpropor-
tional häufig Frauen, junge Menschen unter 25 
Jahren und Ausländer.5 All diesen Beschäftigten 
würde eine wünschenswerte Anhebung des Min
destlohns, die vor dem Hintergrund der gemach
ten Erfahrungen und der guten wirtschaftlichen 
Lage sicherlich  möglich wäre, helfen. Unter den 
Branchen ist das Gast ge werbe auffällig, wo rund 
drei Viertel der Beschäftigten für einen Niedrig
lohn ar  beiten. Auch in der Leiharbeit, bei Sicher
heitsdiensten und  vielen sozialen oder wirtschaft
lichen Dienstleistungen ar  beitet die Mehrzahl im 
„ unteren Entgeltbereich“, der laut OECD-Definition 
bei  weniger als zwei  Dritteln des Medianentgeltes 

liegt. Für Westdeutschland bedeutet das für eine 
Vollzeit beschäftigte beziehungs weise einen Voll
zeitbeschäftigten rund 2.200 Euro brutto im Monat. 
Zum Vergleich: Mit dem aktuell seit Januar 2017 
geltenden Mindestlohn von 8,84 Euro je Stunde 
erhält eine Vollzeitbeschäftigte/ein Vollzeitbeschäf
tigter mit einer 40-Stunden-Woche gut 1.500 Euro 
brutto im Monat. Deutlich seltener betroffen von 
Niedrig löhnen sind Beschäftigte in tarifgebundenen 
Unternehmen. Um die Tarifbindung zu erhöhen, 
könnte das Instrument der Allgemeinverbindlich
keitserklärung von Tarifverträgen stärker genutzt 
 werden. Dies würde auch einen fairen Wettbewerb 
unter den Unternehmen einer Branche gewähr-
leisten, der nicht auf dem Rücken der Beschäftigten 
und zulasten ihrer Löhne ausgetragen werden kann. 
Dass  vielen Arbeit nehmerinnen und Arbeitnehmern 
selbst der Mindestlohn vorenthalten wird, zeigen 
aktuelle  Studien, die deutschlandweit von bis zu 2,7 
Millionen Beschäftigten ausgehen – zusätzlich zu 
den legalen Ausnahmen. In Betrieben mit Betriebs
rat und Tarifvertrag sind Verstöße deutlich seltener 
anzutreffen als in solchen ohne Arbeitnehmerver-
tretungen und Tarifvertrag. Besonders häufig kom
men Verstöße gegen das Mindestlohngesetz in 
 Branchen mit vielen Kleinbetrieben und Minijobs 
vor: Im Hotel- und Gaststättengewerbe beträgt die 
Quote 38 Prozent, im Einzelhandel 20 Prozent.6 Als 
wirksames Mittel gegen die Umgehung der gesetz-
lichen Vorschriften zum Mindestlohn helfen nur 
um fangreichere Kontrollen. 

In Bremen sind über 8.600 Menschen sozialver-
sicherungspflichtig beschäftigt, die zusätzlich Leis
tungen nach dem SGB II in Anspruch nehmen 
müssen, da ihr Lohn nicht zum Leben reicht, dar
unter fast 2.800 in Vollzeit. Insgesamt sind es rund 
18.400 sogenannte „Aufstocker“, viele davon auch 
geringfügig in Minijobs beschäftigt.7 Seit einigen 
Jahren geht deutschlandweit die Zahl der abhängig 
Erwerbstätigen zurück, die ihr zu geringes Erwerbs
einkommen mit Arbeitslosengeld-II-Zahlungen auf
stocken müssen. Ursächlich sind unter anderem 
die gerade auch bei den unteren Einkommensgrup
pen wieder steigenden Reallöhne, die Einführung 

4 Zum Beispiel Bruttel/Baumann/Himmelreicher 

(2017).

5 Zu den soziodemografischen Merkmalen der 

Beschäftigten im Niedriglohnbereich siehe Muscheid 

(2017), S. 21 ff.

6 Vgl. Pusch (2018), auch Burauel et al. (2017).

7 Die Bundesagentur für Arbeit bezeichnet als „Auf-

stocker“ auch jene Personen, die aufgrund von Hilfs-

bedürftigkeit neben dem Arbeitslosengeld aufstockend 

Arbeitslosengeld II beziehen und seit Januar 2017 im 

Rechtskreis SGB III erfasst werden.

„Die soziale Spaltung am Arbeitsmarkt 
bleibt hoch – auch, weil der Mindestlohn 
unzureichend durchgesetzt wird.“
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des gesetzlichen Mindestlohns und die allgemein 
gute Arbeitsmarktlage. In Bremen konnten diese 
 Faktoren dennoch einen großen Teil der Aufstocker 
nicht aus der Bedürftigkeit herausholen. Die Zahl 
der erwerbstätigen Arbeitslosengeld-II-Bezieher 
 stagniert hier auf hohem Niveau.

Obwohl die Lohnquote aufgrund des hohen Beschäf
tigungsstands in den vergangenen Jahren  wieder 
etwas gestiegen ist, verlieren Lohneinkommen, 
auf die weite Bevölkerungsteile angewiesen sind, 
gesamtwirtschaftlich gegenüber Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen, die eher denjenigen 
am oberen Rand zufließen, generell an Bedeutung.8 
Ohne politisches Entgegenwirken muss so auch in 
Zukunft eine weiter zunehmende Spreizung der 
 Einkommensverteilung befürchtet werden.
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Regine Geraedts

Viel zu tun in den 
 beruflichen Schulen

  Berufliche Schulen leisten einen wichtigen Bei
trag für die berufliche Bildung und die gesellschaft
liche Integration junger Menschen. Zuständigkeit 
und Verantwortung liegen bei den Bundesländern, 
in denen die wirtschaftlichen, demografischen und 
sozialen Ausgangsbedingungen aber sehr verschie
den sind. Die Stadtstaaten unterscheiden sich dabei 
deutlich von den Flächenländern. Die demografi
sche Entwicklung ist hier stärker durch  Migration 
geprägt, die Zahl der jungen Menschen im aus-
bildungsrelevanten Alter ist nicht rückläufig, die 
Bildungschancen sind ungleich verteilt und mehr an 
die soziale Herkunft gebunden und schließlich sind 
die Ungelernten- und auch die  Arbeitslosenquoten 
überdurchschnittlich. Es liegt auf der Hand, dass 

In aller Kürze:

 Berufliche Schulen leisten einen wichtigen Beitrag für die 
berufliche Bildung und die gesellschaftliche Integration junger 
 Menschen. Es liegt im Zuständigkeitsbereich des Landes, sie so 
auszugestalten, dass sie leistungsstark sind und für mehr gesell-
schaftliche Chancengleichheit und Teilhabe sorgen können.

 Die Voraussetzungen im Land Bremen sind dafür ungünstig.  
Es wird im Verhältnis zu wenig in die beruflichen Schulen in -
vestiert – und das seit Jahren. Deshalb hat das Land eine auf-
holende Entwicklung vor sich.

 Das ist eine kritische Situation, gerade angesichts der großen 
Zukunftsaufgaben, vor denen das Berufsbildungssystem steht: 
Hohe Integrationskraft beweisen, eine echte Alternative zu 
 Universitäten und Hochschulen bieten und den digitalen Wandel 
bewältigen.

 Der Beitrag beschreibt die Situation in den vier Zweigen des beruf-
lichen Schulsystems: der Berufsschule im Rahmen der dualen 
Ausbildung, dem Schulberufssystem für die nur auf schulischem 
Weg erreichbaren Berufsabschlüsse, dem Übergangs system 
und der beruflichen Sekundarstufe II mit allgemeinbildenden 
Bildungs gängen. Es werden zugleich Handlungsbedarfe skizziert. 

dies mehr und andere Investitionen in Bildung 
erfordert. Aber auch in ihrer Finanzkraft unterschei-
den sich die Bundesländer. In diesem Rahmen 
bestimmen schließlich die jeweiligen Landesregie
rungen mit ihren politischen Schwerpunktsetzun
gen, wie leistungsstark und wie chancengerecht das 
berufliche Schulsystem vor Ort ausgestaltet ist.
 
Gut 26.200 Schülerinnen und Schüler besuchen 
im aktuellen Schuljahr 2017/2018 eine der öffent-
lichen beruflichen Schulen im Land Bremen.1 Vier 
große Bereiche sind dort angesiedelt: die Berufs
schule im Rahmen der dualen Ausbildung, das 
Schul   berufssystem für die nur auf schulischem Weg 
erreichbaren Berufsabschlüsse, das Übergangs
system und auch allgemeinbildende Bildungsgänge.

Bremen investiert gemessen am Bruttoinlandspro
dukt relativ wenig in sein Bildungssystem. Auch 
beim Vergleich der Ausgaben pro Schülerin/  
Schüler liegt Bremen im Bundesländerranking 
im hinteren  Drittel, während die beiden anderen 
Stadtstaaten an der Spitze stehen. Das gilt für die 
allgemein bildenden ebenso wie für die beruflichen 
Schulen. Das ist eine schwierige Ausgangs situation 
angesichts der Problemlagen und Herausforde
rungen, auf die auch die beruflichen Schulen Ant-
worten  finden müssen.

1  Vgl. Senatorin für Kinder und Bildung (2018): Sonder-

auswertung für die Arbeitnehmerkammer Bremen.
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Abbildung 1:
Ausgaben für öffentliche Schulen je Schüler in /Schüler
Im Stadtstaatenvergleich investiert Bremen am wenigsten

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bildungsfinanzbericht, Aktualisierungsstand 1/2018
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Lernort Schule – die Berufsschule  
im dualen Ausbildungssystem

Das Ausbildungssystem in Deutschland wird als 
dual bezeichnet, weil es theoretisches und prakti
sches Lernen an zwei Lernorten miteinander ver
knüpft: im Betrieb und in der Berufsschule. Für alle 
Berufe gibt es jeweils bundesweite Ausbildungs
ordnungen, damit in jeder Berufsschulklasse und in 
jedem Betrieb in Deutschland einheitliche Standards 
gesichert sind. Deshalb fällt den Berufsschulen auch 
die Aufgabe zu, das Gefälle zwischen  Unternehmen 
ausgleichen zu helfen, beispielsweise bei der techni
schen Ausstattung oder bei der Arbeitsorganisation. 
Denn der erreichte Berufsabschluss muss bundes
weit vergleichbare Wissensbestände und berufliche 
Kompetenzen verbürgen. Etwa 330 Ausbildungs
berufe bietet das duale System aktuell an, viele 
davon auch in Bremen. Mit 17.000  Schülerinnen 
und Schülern ist die Berufsschule der mit Abstand 
größte Zweig der beruflichen Schulen im Land 
 Bremen.2   

Als Lernortpartner der Betriebe muss die Berufs
schule dafür sorgen, dass die fachtheoretischen 
Ausbildungsinhalte vermittelt und die Allgemein-
bildung vertieft werden. Für die Auszubildenden 
besteht Schulpflicht und die Betriebe müssen sie für 
den Unterricht  freistellen. Dabei ist die im Berufs
bildungsgesetz geforderte Lernortpartnerschaft 
nicht als Nebeneinander,  son   dern als ein koopera
tives Miteinander gemeint. Die Schulen sollen des
halb betriebliche Bedarfe und Fragestellungen auf
greifen, bearbeiten und auch Innovationsimpulse 
in die Betriebe zurückgeben. Lernortkooperation ist 
anspruchsvoll und an eine gute personelle Ausstat
tung der Berufsschulen gebunden.

An den Berufsschulen im Land Bremen kommt 
aber nur eine Lehrkraft auf 33,5 Schülerinnen und 
 Schüler. Das dürfte kaum ausreichen, um die viel
fältigen Alltagsaufgaben zu bewältigen und zusätz
lich auf besondere und neue Herausforderungen 
zu reagieren. Insbesondere die abnehmende Inte
grationsfähigkeit der beruflichen Bildung, die 
 Digitalisierung und der allgemeine Trend zur Aka-
demisierung gelten als entscheidende Fragen.

2 Vgl. Senatorin für Kinder und Bildung (2018): Sonder-

auswertung für die Arbeitnehmerkammer Bremen.
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Der Umgang mit heterogenen Gruppen, die Bil
dungsvoraussetzungen vom Abitur bis zum nicht 
geschafften Schulabschluss und sehr unterschied
liche soziale Hintergründe mitbringen, ist für das 
duale Ausbildungssystem seit Jahren eine große 
Herausforderung, an der es häufig scheitert. In 
Bremen werden Jugendliche mit Hauptschulab
schluss und Migrationshintergrund zu wenig inte
griert. Aktuell kommt die Aufgabe hinzu, auch 
junge Geflüchtete dabei zu unterstützen, einen 
Berufs abschluss zu erreichen. Die Integrationskraft 
des dualen Systems stärken heißt für den Lern ort 
Schule: Binnendifferenzierung im Unterricht und 
individuelle Förderung, vertiefende Lernphasen 
und Stützunterricht, mehr nachholende Allgemein
bildung und Spracherwerb müssen zum Standard 
 werden. Auch Sozialarbeit gehört an jede Berufs
schule.

Wenn die berufliche Bildung zugleich eine gleich
wertige Alternative zu einem Studium dar stellen 
soll, dann müssen sich gerade die Berufsschu
len als attraktive Lernorte positionieren. Moderne 
Gebäude und soziale Infrastrukturen wie Mensen, 

Wohnheime oder der günstige Zugang zum ÖPNV 
sind dann ebenso ein Muss wie flankierende Bera
tungs- oder sogar Kinderbetreuungsangebote, wie 
sie bei Universität und Hochschulen seit vielen Jah
ren dazugehören.

Das duale System ist darauf geeicht, Berufsbilder, 
Lehrinhalte und Methoden an sich verändernde 
Realitäten anzupassen. Mit der Digitalisierung 
 werden sich diese Veränderungsprozesse beschleu
nigen und es wird außerdem in allen Berufs feldern 
immer mehr auf digitale Schlüsselkompetenzen 
ankommen. Für den Lernort Schule heißt das: Die 
Berufsschulen müssen technisch ausgerüstet wer
den. Das Bundesbildungsministerium hat in Aus
sicht gestellt, Milliarden in die IT- Ausstattung der 
Schulen zu investieren. Das ist gut so, aber nur ein 
Anfang. Denn wie WLAN in die Klassen zimmer 
kommt, woher die Schülerinnen und Schüler geeig
nete Endgeräte kriegen und wie digitale Medien 
beim Lehren und beim Lernen Einzug in den Unter
richt halten, muss vor Ort geklärt werden.
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Manche der Ausbildungen werden kooperativ mit 
Lernorten der Praxis organisiert, doch immer trägt 
die Schule die Ausbildungsverantwortung. Bei man
chen gibt es einen Ausbildungsvertrag und eine 
Vergütung, bei den meisten aber nicht. Dann blei
ben die auszubildenden Schülerinnen und Schüler 
ohne Lohn, arbeitsrechtlichen Schutz und Zugang 
zu den Sozialversicherungen. Für manche Aus-
bildungen wird bis heute sogar ein Schulgeld  fällig, 
denn viele werden an privaten Schulen unterrichtet. 
Auch von finanzieller Unterstützung wie der Berufs
ausbildungsbeihilfe oder von fördernden Ange-
boten wie den ausbildungsbegleitenden Hilfen oder 
der assistierten Ausbildung über die Agenturen für 
Arbeit sind Auszubildende im Schulberufssystem 
ausgeschlossen.

Doch der öffentliche Veränderungsdruck wächst: 
Die Dualisierung des Schulberufssystems ist über
fällig. Auch das Bundesland Bremen beginnt darauf 
zu reagieren. Gerade ist die erste praxisinte grierte 
Ausbildung zur Erzieherin oder zum Erzieher mit 
einer Ausbildungsvergütung angekündigt worden. 
Der Senat hat zudem beschlossen, zumindest das 
Schulgeld für Ausbildungen in Gesundheitsfach-
berufen wie der Logopädie auszusetzen. Auch aus
bildungsbegleitende Hilfen sollen über Landesmittel 
nun zumindest an den Krankenpflegeschulen ein
geführt werden. Das sind zwar kleine Schritte, aber 
sie gehen doch in die richtige Richtung.

Auch eine einheitliche Bildungsberichterstattung 
zu den Berufen in diesem fragmentierten Feld fehlt. 
Die Zuständigkeiten für die schulischen Ausbildun
gen liegen verstreut in unterschiedlichen Senats
ressorts. Auch weil sie teils bei öffentlichen, teils 
bei privaten Schulträgern angesiedelt sind, ist die 

Es werden also mehr Investitionen in den vom Land 
zu verantwortenden Teil der dualen Aus bildung 
erforderlich sein, um die Qualität der  dualen Aus
bildung insgesamt sicherzustellen, hoch wertigen 
Unterricht zu gewährleisten und flankierende 
Unterstützung für Jugendliche und Betriebe zu 
 bieten. Vielleicht lassen sich dann auch mehr Unter
nehmen im Land Bremen dazu bewegen, wieder 
mehr Lehrstellen zu schaffen.

Das Schulberufssystem –  
das  politische Stiefkind der 
 Berufsbildung

Das Schulberufssystem steht im Schatten des dua
len Systems, obwohl die dort ausgebildeten Berufe 
wichtig und am Arbeitsmarkt aktuell sogar beson
ders gefragt sind. Zu verstehen ist das nur vor dem 
Hintergrund historisch gewachsener Trennlinien 
zwischen den Geschlechtern, denn es geht wesent
lich um klassisch weibliche Berufsbilder im Er-
ziehungs, Gesundheits und Sozialbereich. Weil 
Frauen lange Zeit aus der betrieblichen Berufewelt 
herausgehalten wurden, blieb für sie nur die Schule. 
Dass die betroffenen Berufe bis heute nicht in das 
Berufsbildungsgesetz integriert sind, ist aber ein 
Anachronismus.

Stattdessen gibt es für einige Berufe bundesgesetz
lich vereinheitlichte Regelungen wie für die Pflege-
berufe. Dominiert wird das Feld aber von einer 
Vielzahl ganz unterschiedlicher Landesregelun
gen wie beispielsweise für die Erziehungs- und die 
Pflege hilfsberufe, die mühsam durch Beschlüsse 
der Kultus ministerkonferenz zusammenge halten 
 werden. Anders als im dualen System gibt es oft 
eine formale Eintrittshürde: Für die meisten Berufe 
ist mindestens ein mittlerer Schulabschluss erfor
derlich. Hinzu kommen in Bremen verschiedenste 
meist nur zweijährige technische und kaufmänni
sche Assistenzberufe als Alternativen zum dualen 
System.

„Berufliche Schulen müssen sich als 
 attraktive  Lernorte positionieren. Moderne 
Gebäude und  soziale Infrastrukturen von 
Mensen über Wohnheime bis zu Beratung-
sangeboten sind künftig ein Muss.“
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3  Vgl. Senatorin für Kinder und Bildung (2018): 

 Sonderauswertung für die Arbeitnehmerkammer 

 Bremen; Bremer Vereinbarung (2018): Statistik zum 

 Ausbildungsmarkt.

Datenbeschaffung schwierig. Einen Überblick über 
alle schulischen Ausbildungsplätze gibt es in keiner 
bremischen Behörde. Die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler in den öffentlichen beruflichen Schulen und 
in den privaten Schulen im Gesundheitswesen liegt 
bei 2.560. Hinzu kommen die privaten Schulen der 
Altenpflege, bei denen überschlägig etwa 450 Men
schen ausgebildet werden. 3

 

Doch nicht nur die Dualisierung des Schulberufs
systems gehört auf die Agenda, auch bei den Platz
kapazitäten muss nachgesteuert werden. Denn es 
fehlen überregional Fachkräfte für den Sozial- und 
Gesundheitsbereich. Dadurch wächst die Verant
wortung der Länder, für ausreichende Ausbildung 
zu sorgen. Gerade im Land Bremen bietet es sich 
an, das Schulberufssystem gezielt auch dafür ein
zusetzen, Defizite beim betrieblichen Ausbildungs-
platzangebot auszugleichen und attraktive Alterna
tiven zu den beruflichen Gymnasien anzubieten.

Übergangssystem – noch immer 
keine Übergänge mit System

Jugendliche, die am Ende ihrer Schulzeit keinen 
Ausbildungsplatz gefunden haben und noch schul
pflichtig sind, wechseln in das Übergangssystem  
an den beruflichen Schulen.

Leider kommt das Land Bremen seit einigen Jahren 
seiner Verpflichtung nicht mehr nach, diese Daten 
an das Statistische Bundesamt zu melden. Dort 
wird nämlich die integrierte Ausbildungsberichter-
stattung erstellt. Sie zeigt, an welchen Stationen im 
Berufsbildungssystem oder in welchen Maßnahmen 
des Übergangssystems sich die Jugendlichen in den 
Bundesländern jeweils befinden und wie sie sich im 
Hinblick auf ihre schulische Vorbildung, ihre Natio
nalität oder ihr Geschlecht unterscheiden. Das sind 
gerade mit Blick auf das Übergangs system wichtige 
Informationen, die helfen könnten, für Schulentlas
sene, die am Ausbildungsmarkt erfolglos  bleiben, 
die passenden Angebote zu konzeptionieren. Nach 
einer Sonderauswertung den Bildungsressorts lässt 
sich zumindest die aktuelle Zahl der jungen Men
schen im schulischen Übergangssystem ermitteln. 

Demnach sind im Schuljahr 2017/ 2018 im Land 
Bremen 3.260 Jugendliche dort eingemündet. 
Hinzu kommen 165 Jugendliche, die im  Rahmen 
einer betrieblichen Einstiegsquali fizierung die 
Berufsschule besuchen. Mehr lässt sich nicht sagen. 
Als das Statistische Landesamt Bremen zuletzt für 
das Schuljahr 2013/14 Daten zur integrierten Aus
bildungsberichterstattung beigetragen hat, hatten 
3.220 junge Menschen im Übergangssystem ange
fangen. Gut 70 Prozent von ihnen hatten maximal 
einen Hauptschulabschluss. Der weit überwiegende 
Teil war männlich und viele hatten keine deutsche 
Staatsbürgerschaft. 4  

 Schulabschluss, Geschlecht 
und Nationalität beeinflussen die Aussicht auf eine 
Ausbildung demnach erheblich. Es ist davon aus
zugehen, dass sich an der grundsätzlichen Struktur 
im Übergangssystem nichts verändert hat. Hinzu
gekommen sind aber Jugendliche mit Fluchthinter
grund. 

Das viel gescholtene Übergangssystem hat eine 
wichtige Funktion, schon gar in einem Bundes
land mit einem Mangel an betrieblicher Aus-
bildung und mit Defiziten beim Einhalten bundes
weiter  Bildungsstandards. Denn es ist das einzige 
Bindeglied zwischen Schule und Ausbildung für 
alle benachteiligten Gruppen. Deshalb muss es für 
Ausgleich und mehr Chancengerechtigkeit  sorgen. 
 Leider hat die Bremer Politik das bisher nicht er-
kannt.

Das Übergangssystem müsste sich mit der Konzen
tration auf gute Konzepte und vor allem guter Aus
stattung auf Schülerinnen und Schüler mit Aufhol
bedarf konzentrieren und alles daransetzen, sie zu 
unterstützen. Dabei muss das Verbessern von vor
handenen und das Erreichen von weiterführenden 
Schulabschlüssen ein wichtiger Aspekt sein. Denn 
generell gilt: je höher der Schulabschluss, desto 
 größer die Chancen auf einen Ausbildungsplatz. 

4 Vgl. Senatorin für Kinder und Bildung (2018): Sonder-

auswertung für die Arbeitnehmerkammer Bremen; 

 Statistisches Bundesamt (Destatis) (2017): Integrierte 

Ausbildungsberichterstattung 2016. Anfänger, Teilnehmer 

und Absolventen im Ausbildungsgeschehen nach  

Sektoren / Konten und Ländern.
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Viel zu tun in den beruflichen 
 Schulen

Der größte Handlungsbedarf in den beruflichen 
Schulen besteht darin, die Chancen auf einen Be -
rufsabschluss von Jugendlichen mit heterogenen 
Benachteiligungen zu verbessern – mit schwächeren 
Schulabschlüssen, allgemeinen Bildungsdefiziten 
und schwierigen sozialen oder auch biografischen 
Hintergründen. Das gilt für das Übergangssystem, 
aber auch für Angebote der Berufsschulen in der 
dualen Ausbildung und im Schulberufssystem. 

Denn berufliche Schulen übernehmen inzwischen 
nicht nur wichtige bildungs, sondern auch sozial 
und integrationspolitische Aufgaben. Ihr Stellenwert 
in der Bildungspolitik spiegelt diese Bedeutung aber 
ebenso unzureichend wider wie ihre finanzielle und 
personelle Ausstattung.

In Bremen sind die Investitionen in die beruflichen 
Schulen niedrig im Vergleich mit anderen Bundes-
ländern, vor allem aber mit den Stadtstaaten. Das 
ist schon seit Jahren so, und der Abstand hat sich 
weiter vergrößert. Diese Finanzierungslücke muss 
sofort geschlossen werden, denn sie weist auf dring
lichen nachholenden Entwicklungsbedarf hin. Das  
ist eine sehr kritische Situation, gerade  angesichts 
der großen Zukunftsaufgaben, vor denen das Be -
rufsbildungssystem steht: Hohe Integrationskraft 
beweisen, eine echte Alternative zu Universitäten 
und Hochschulen bieten und den digitalen Wandel 
bewältigen.

Es werden sicherlich deutlich höhere Investitionen 
in technische, personelle und soziale Infrastruktu
ren und auch politisch-konzeptionelle Anstrengun
gen erforderlich sein für ein leistungsstarkes und 
chancen gerechtes berufliches Schulsystem. Denn 
es muss viel bewirken: Jugendlichen über einen 
Berufsabschluss gute Zukunftsperspektiven zu er -
öffnen, Teilhabe statt die immer tiefere soziale 
 Spaltung fördern und in guter Lernortpartnerschaft 
mit Betrieben oder sozialen Einrichtungen den 
Fachkräftenachwuchs zu sichern. 

Auch eine gute sozialpädagogische Alltags- und 
Übergangsbegleitung gehört dazu. Davon ist das 
Übergangssystem aber weit entfernt. Im Übrigen: 
Ausgerechnet die Möglichkeiten, nach dem Ver-
lassen der allgemeinbildenden Schule den Haupt
schul- oder Realschulabschluss zu erreichen, sind 
im Land  Bremen rar gesät.

Allgemeinbildende Bildungsgänge

Generell gilt: Jugendliche müssen zunehmend 
höhere Schulabschlüsse mitbringen, um einen Aus
bildungsplatz zu finden. Als ungünstig erweisen 
sich insbesondere die Ausbildungschancen von 
Jugendlichen mit maximal Hauptschulabschluss. 
 Deshalb erleichtert der Aufstieg zum nächsthöhe
ren Abschluss den Einstieg in Ausbildung. Doch 
Wege für solche Durchstiege vom unteren Schul
abschlussniveau gibt es im Land Bremen an den 
beruflichen Schulen leider zu wenige. In der  letzten 
verfüg baren Statistik von 2013 gelang dies nur 
460 jungen  Menschen.5  Ihre Zahl dürfte weiter ge 
sunken sein, weil inzwischen gerade die Bildungs
gänge weiter reduziert worden sind, die das Nach
holen des Haupt- oder Realschulabschlusses an den 
beruflichen Schulen ermöglichen.6  Dagegen  bieten 
sie viele Varianten, um die Fachhochschul- oder 
all gemeine Hochschulreife zu erlangen. Mehr als 
3.300 junge Menschen machen derzeit von dieser 
Möglichkeit Gebrauch. 7  

5 Vgl. Statistisches Bundesamt (2017): Integrierte 

 Ausbildungsberichterstattung. Anfänger, Teilnehmer und 

Absolventen im Ausbildungsgeschehen nach Sektoren /  

Konten und Ländern 2016 (Datenstand für Bremen 2013).

6 Vgl. dazu Bremische Bürgerschaft, Landtag (2018): 

Drucksache 19 / 1514 vom 06.02.18. Antwort des Senats 

auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU. Situation 

und Entwicklungsmöglichkeiten der beruflichen Schulen 

im Land Bremen (vorläufige, unredigierte Fassung).

7 Vgl. Senatorin für Kinder und Bildung (2018): Sonder-

auswertung für die Arbeitnehmerkammer Bremen.
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Regine Geraedts

Höchste Zeit  
für Ausbildung!

In aller Kürze:

  Nach Jahren der Ausbildungskrise entwickeln sich Arbeits-  
und der Ausbildungsmarkt in einer stabil guten Konjunkturphase 
in verschiedene Richtungen. Es ist deshalb nur noch eine Frage 
der Zeit, bis die anhaltende Ausbildungskrise in eine Fachkräfte-
krise umschlägt. Dennoch ist die Ausbildungsbeteiligung der Ar -
beitgeber weiter gesunken. Eine Trendwende ist nicht in Sicht.

  Auch der Ausbildungspakt „Bremer Vereinbarung“ hat sein Ziel 
erneut nicht erreicht, mehr Ausbildungsplätze zu schaffen. Dies 
geht zulasten der Zukunftschancen der jungen Generation, verur-
sacht erhebliche Belastungen für den sozialen Zusammenhalt und 
schadet am Ende auch der Wirtschaft selbst.

  Der Beitrag greift den jüngst vom Wirtschaftssenator ins Spiel 
gebrachten Vorschlag nach einer von Unternehmen zu finanzieren-
den Ausbildungsumlage auf. Sie würde die Verantwortung für Aus-
bildung und Fachkräftesicherung von kurzfristigen  privaten Inte-
ressen entkoppeln. In einigen Bereichen wird Ausbildung bereits 
erfolgreich durch ein Umlageverfahren finanziert. Der  Beitrag regt 
eine Diskussion darüber an, ob eine landesgesetz liche Lösung ein 
Schritt in die richtige Richtung wäre.

  Unabhängig davon müssen die Arbeitgeber im eigenen Interesse 
ihre Ausbildungsinvestitionen ausweiten. Aufgabe der Politik ist 
es, die nötigen Rahmenbedingungen zu schaffen, um die beruf-
liche Bildung wieder attraktiver und inklusiver zu gestalten. Dazu 
gehören starke Berufsschulen, eine soziale Infrastruktur für Aus-
zubildende und ein Flankierungssystem, das Jugendliche und 
Betriebe bei Bedarf auf dem Weg zum Berufsabschluss begleitet.

  Für die Jugendberufsagentur werden eine Zwischenbilanz und 
eine Richtungsentscheidung empfohlen.

  Das Jahr 2017 war wieder ein wirtschaftlich 
gutes Jahr. Das Wachstum lag bundesweit bei  
2,2 Prozent – in Bremen sogar darüber –, die Be-
schäftigung nahm erneut zu und die  Auftragslage 
der Unternehmen ist bestens. Deshalb werden auch 
die Aussichten für 2018 durchweg positiv einge
schätzt: Die Konjunktur wird weiter brummen, 
der Bedarf an Arbeitskräften hoch bleiben und 
die Beschäfti gung ihren Aufwärtstrend fortsetzen. 
Besonders Fachkräfte sind gefragt.

Alles bestens also? Keinesfalls. Denn zum einen 
 partizipieren längst nicht alle Beschäftigten an der 
guten wirtschaftlichen Entwicklung. Zum  anderen 
– und darum wird es in diesem Beitrag gehen – 
 entwickeln sich der Arbeits- und der Ausbildungs
markt in verschiedene Richtungen: Die Fachkräfte-
nachfrage und die Ausbildung des künf tigen 
Nach  wuchses halten nicht Schritt miteinander, 
 sondern haben sich in dem stabilen Wachstums
trend seit 2009 auf bisher nicht gekannte Weise 
voneinander entkoppelt. Es ist deshalb nur noch 
eine Frage der Zeit, bis die anhaltende Ausbildungs
krise in eine Fachkräftekrise umschlägt.

Spätestens wenn die gut qualifizierten geburten-
starken Jahrgänge demnächst in den Ruhestand 
gehen, wird das Wachstumspotenzial am Arbeits
markt an seine Grenzen geraten, weil die Fachkräfte 
fehlen. Die Politik hat auf den demografischen Wan
del bisher wesentlich mit Rentenreformen reagiert, 
um die Generation der Älteren am Ende ihrer 
Erwerbsbiografie möglichst lange im Arbeitsmarkt 
zu halten. Seit Kurzem wird zudem  offensiv über 
die gesetzlich gesteuerte Zuwanderung von voraus
gewählten Fachkräften aus anderen Ländern dis
kutiert. Erstaunlich untätig ist die  Politik da  gegen 
in der Frage geblieben, wie die hier lebende junge 
Generation zu Fachkräften herangebildet  werden 
kann, die in die entstehenden Lücken nach rücken. 
Die Antwort darauf wäre ein doppelt wichtiger 
Beitrag zur Zukunftssicherung: Denn zum einen 

—  41



—  Bericht zur Lage 2018 

ist gute Ausbildung die Voraussetzung für einen 
guten Arbeitsmarkteinstieg und die nach haltige 
Erwerbsteilhabe, zum anderen sind es qualifi zierte 
Beschäftigte, die den wirtschaftlichen Erfolg tragen 
und sichern.

Ausbildung, soziale Gerechtigkeit  
und Fachkräftepotenziale

Auch im Bundesland Bremen lässt sich die gegen
läufige Entwicklung von Arbeits- und Ausbildungs
markt deutlich beobachten. Von 2009 bis 2016 
ist mit der guten Konjunktur die Zahl der sozial
versichert Beschäftigten um 12,1 Prozent gewach
sen (von 288.000 auf 323.000), während im  selben 
Zeitraum die der Auszubildenden um 6,1 Pro
zent zurückging (von 17.200 auf 16.200). Bei den 
Betrieben lässt sich eine ähnliche Entwicklung 
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Abbildung 1: 
Arbeitsmarkt und Ausbildungsmarkt entwickeln sich immer weiter auseinander
Indexbetrachtung für das Land Bremen: 2009 = 100

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Berechnung durch Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe (BIAJ);  
eigene Darstellung 
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beobachten: Ihre Zahl ist insgesamt leicht um  
1,7 Prozent gestiegen, während die Ausbildungs-
betriebe ein Minus von 8,2 Prozent verzeichnen.

Es ist vor allem die Ausbildungsbereitschaft der 
Betriebe, die das Ausbildungsgeschehen bestimmt. 
Als wichtiger Maßstab hierfür gelten die Ausbil
dungsbetriebsquote – das Verhältnis von allen 
Betrieben zu Ausbildungsbetrieben – und die Aus
bildungsquote – das Verhältnis von allen Beschäf
tigten zu Auszubildenden. Das Bundesinstitut 
für Berufsbildung beklagt seit einigen Jahren die 
bundes weit rückläufige Entwicklung beider Mess
zahlen. Auch im Land Bremen ist dieser Rückgang 
spürbar. Von 2009 bis 2016 ist die Ausbildungs
betriebsquote deutlich um 2,4 Prozentpunkte auf 
nur noch 22,5 Prozent zurückgegangen. Das heißt, 
nur noch etwa jeder fünfte Bremer Betrieb be tei
ligt sich an der Berufsausbildung. Die Ausbildungs
quote sank im selben Zeitraum um einen Prozent
punkt auf fünf Prozent. Dabei lassen sich deutliche 
Branchenunterschiede feststellen, die auf künftige 
Fachkräfteengpässe in unterschiedlicher Intensi
tät hinweisen. So liegt beispielsweise in der Auto
mobilbranche die Ausbildungsquote bei  niedrigen 
2,8 Prozent, das heißt, nur knapp drei von 100 

Beschäftigten sind Auszubildende, während sie  
in der Hotellerie weit überdurchschnittliche  
17,1  Prozent erreicht.

Wie sich die Marktverhältnisse jeweils zum Beginn 
eines neu beginnenden Ausbildungsjahres ge -
stal   ten, lässt sich mit der Relation von Angebot 
und Nachfrage nachverfolgen. Bremen war 2017 
mit 87,5 Aus  bildungsplätzen je 100 Bewerberin
nen und Bewerbern das Bundesland mit der un
günstigsten Angebots-Nachfrage-Relation (Bund: 
95:100). Be zogen auf alle erfassten Ausbildungs-
interessierten ergibt sich sogar nur ein Ver hält-
nis von 67 Aus bildungsplätzen auf 100 junge Men
schen. Diese offensichtliche Unterdeckung beim 
An gebot begrenzt die Chancen junger Menschen in 
 Bremen, sich erfolgreich zu bewerben. Dabei  weisen 
alle Stadtstaaten die Besonderheit einer hohen Ein
pendler quote auf, die die reale Konkurrenz situation 
auf einem angebotsarmen Markt zusätzlich deutlich 
verschärft. In Bremen lag sie 2017 wie schon in den 
Vorjahren bei 37 Prozent.

Nun wird von der Wirtschaft immer wieder be -
stritten, dass es zu wenige Lehrstellen gebe und das 
betriebliche Engagement nicht ausreiche. Vielmehr, 
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Ausbildungsgeschehen. Noch immer ist Bremen 
bei den Qualitäts standards der allgemeinbildenden 
Abschlüsse das Schlusslicht aller Bundesländer und 
dies mit besorgniserregend wachsendem Abstand. 
Zudem verlässt ein überdurchschnittlicher Anteil 
der Absolventinnen und Absolventen die allgemein
bildenden  Schulen mit maximal dem Hauptschul-
abschluss. Bei den erfolgreichen Ausbildungsbewer
berinnen und -bewerbern liegt dagegen der Anteil 
mit Hochschulzugangsberechtigung über dem 
Durchschnitt. Das weist auf Verdrängungseffekte 
zum  Nachteil von Jugendlichen mit Hauptschul
abschluss hin und ist außerdem ein starkes Signal 
für die geringe  Integrationskraft des Ausbildungs-
systems.

All diese Befunde unterstreichen den  politischen 
Handlungsbedarf. Denn in der  Ausbildungspolitik 
entscheidet sich, wie gut es gelingt, jungen 
 Men   schen Lebensperspektiven zu eröffnen und 
die Wirtschaft mit dem erforderlichen Fachkräfte-
nachwuchs zu versorgen.

Auch 2017 keine Trendwende in Sicht

In drei politischen Handlungsfeldern hat sich das 
Land auf den Weg gemacht, die dringend not
wendige Trendwende am Ausbildungsmarkt zu 
 er  reichen. Der Ausbildungspakt „Bremer Verein-
barung“ hatte sich 2014 darauf verständigt, bis 
Ende 2017 zunächst 800 zusätzliche Ausbildungs
plätze zu schaffen und dadurch das Gesamtan-
ge bot auf 7.800 Plätzen zu steigern. Mit dem 
Landes    programm „Ausbildungsgarantie“ soll die 
Lehrstellenlücke einstweilen kompensa torisch 
ver  kleinert werden. Die Jugendberufsagentur 
 schließlich soll dafür sorgen, dass das vor handene 
Aus    bildungsangebot und die nachfragenden 
 Jugend lichen zueinanderfinden.

Die Bremer Vereinbarung hat ihr Ziel deutlich 
verfehlt. Den zuständigen Akteuren ist in der 
 aktuellen Laufzeit nach eigener Erhebung nur eine 
leichte Steigerung um 145 auf insgesamt 7.230 
Ausbildungs plätze gelungen. Verluste sind dabei 
in der Wirtschaft zu verzeichnen, insbesondere im 
Zu  ständigkeitsbereich der Handelskammer. Dem 
öffentlichen Arbeitgeber ist es dagegen gelungen, 
seine Ausbildungsleistungen zu steigern. Auch im 
Schulberufssystem, in dem wesentlich pflegerische 
und pädagogische Berufe ausgebildet werden, sind 
neue Ausbildungsplätze entstanden.

Umso bedeutsamer ist der kompensatorische 
 Beitrag der Landesregierung: Das Programm Aus
bildungsgarantie hat 2017 gut 170 zusätzliche 

so die Argumentation, könnten viele der zur Ver-
fügung gestellten Ausbildungsplätze gar nicht 
besetzt werden. Warum diese Position für die Aus
bildungsregion Bremen nicht haltbar ist, lässt sich 
ausführlich im Lagebericht 2016 der Arbeitnehmer
kammer nachlesen. An dieser Stelle soll ein Blick 
auf die vakant gebliebenen Ausbildungsplätze ge -
nügen. Im Land Bremen ist ihr Anteil seit  Jahren 
ausgesprochen niedrig: 2017 konnten nur 2,5 Pro
zent der gemeldeten Lehrstellen nicht besetzt 
 werden, viele davon im ohnehin angebotsüber
sättigten Hotel- und Gaststättengewerbe. Bremen 
wies dabei im Bundesländervergleich mit Abstand 
den geringsten Wert auf (Bund knapp neun Pro
zent). 

Der Bremer Ausbildungsmarkt weist also deut-
liche Ungleichgewichte zulasten der nach fragenden 
Jugendlichen auf. Eine Reihe weiterer  Indikatoren 
unterstreichen diesen Befund und signalisieren 
zugleich starke soziale Belastungen für unseren 
Stadtstaat. So wird in der Forschung ein negativer 
Zusammenhang von einem Unterangebot an Lehr
stellen und Arbeitslosigkeit angenommen, der sich 
für das Land Bremen statistisch bestätigen lässt: 
Die unterdurchschnittliche Angebots-Nachfrage- 
Relation geht mit einer überdurchschnittlichen 
Arbeitslosenquote einher. In Bremen liegt sie bei 
zehn Prozent und auch die Jugendarbeitslosen
quote erreicht mit neun Prozent überdurchschnitt-
liche Werte. Sie ist doppelt so hoch wie im Bund. 
Das heißt, dass bei etwa jedem zehnten jungen 
 Menschen schon der Einstieg in die Arbeitswelt 
 prekär ist. Unter den jüngeren Arbeitslosen unter  
25 Jahren hatten 70 Prozent keinen Berufsab
schluss.

Dass sehr viele auch später keinen Anschluss an 
eine Berufsausbildung finden, zeigen die ungünsti-
gen Strukturmerkmale in der darüber liegenden 
Altersgruppe, den jungen Erwachsenen zwischen  
25 bis 34 Jahren. Unter ihnen ist im Land  Bremen 
der Anteil der Ungelernten mit 21,2 Prozent bun
desweit mit Abstand am höchsten (Bund 13,4 Pro
zent). Zusammenhänge mit der andauernden Aus
bildungskrise liegen nahe: Wer als Jugendlicher 
keine Lehrstelle findet, bleibt auch später häufig 
ohne Berufsabschluss. Weil eine Ausbildung wesent
liche Voraussetzung für eine gesicherte Position in 
einem Arbeitsmarkt mit überwiegender Fachkräfte-
nachfrage darstellt, ist die Gefahr groß, dass ein 
substanzieller Teil der jüngeren Generation dauer
haft sozial ausgeschlossen bleibt.

Neben der Ausbildungsbereitschaft der Betriebe 
und den Strukturen am Arbeitsmarkt beein
flussen auch bildungspolitische Faktoren das 
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Ausbildungsmöglichkeiten realisieren können – 170 
zusätzliche Lebenschancen für junge Menschen in 
Bremen und Bremerhaven. Das ist gut – aber ange
sichts der  großen Lücke leider nicht ausreichend.

Die Bilanz der Jugendberufsagentur ist drei Jahre 
nach ihrer Gründung nicht zufriedenstellend. Mit 
registrierten 4.970 Bewerberinnen und Be  werbern 
hat sich Zahl der jungen Leute leicht erhöht, die 
dort Unterstützung bei der Lehrstellensuche in 
Anspruch nehmen. Dagegen ist die Zahl der von 
Betrieben gemeldeten Plätze leicht zurückgegan
gen. Entscheidend für den Erfolg der Jugendberufs
agentur ist es aber, das vorhandene Angebot und 
die interessierten Jugendlichen zusammenzubrin
gen. Doch das gelang auch 2017 wieder nur bei 
einem knappen Drittel (32 Prozent beziehungsweise 

1.600). Rund 1.000 oder jede / jeder Fünfte blieb 
dagegen ohne Lehrstelle und war auch im Septem
ber noch auf der Suche. Darunter waren fast 300 
junge Menschen, die gänzlich unversorgt  blieben, 
also durch die Jugendberufsagentur weder einen 
Ausbildungsplatz noch eine Alter native  fanden. 
Auch die Zahl der Jugendlichen, über deren Ver
bleib nichts bekannt ist, ist gestiegen. Bei 1.300 
Menschen war das mehr als jede vierte regis  trier-
 te Bewerberin beziehungsweise jeder vierte re gis  -
trierte Bewerber. Bundesweite Studien  zeigen, dass 
gerade diese Gruppe besonders gefährdet ist, den 
Anschluss an das Berufsbildungssystem zu verlieren. 
Dass sie erneut gewachsen ist, dürfte zu sammen mit 
der schlechten Vermittlungsquote zu den gewich
tigsten Kritikpunkten an der Jugend  berufsagentur 
gehören.

 

Abbildung 2: 
Neu begonnene Ausbildungsverhältnisse im Land Bremen

1) Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB); Erhebung zum 30. September         
2) Ohne jene neuen Ausbildungsverträge, für die andere Stellen (Kammern) zuständig sind.       
3) Erhebung der Bremer Vereinbarung           
4) Durch die Zusammenführung der BIBB-Statistik und der Selbsterhebung der Bremer Vereinbarung weichen die Gesamtsummen von denen der Bremer  
   Vereinbarung ab. Das BIBB rundet zudem aus Datenschutzgründen, sodass zusätzlich die Summe der Einzelwerte von der Gesamtsumme abweichen können. 
 

2013 2014 2015 2016 2017
Gewinne/ 
 Verluste

Ausbildungsplätze in der Wirtschaft 1)

Industrie und Handel 3.960 3.885 3.816 3.846 3.891 -69

Handwerk 1.266 1.176 1.236 1.281 1.278 12

Landwirtschaft 84 39 42 39 48 -36

freie Berufe 2) 462 441 483 549 477 15

Hauswirtschaft 2) 54 42 51 45 39 -15

Seeschifffahrt 12 15 12 12 9 -3

insgesamt 5.838 5.598 5.640 5.772 5.742 -96

Ausbildungplätze im öffentlichen Dienst

Laufbahnausbildung öffentlicher Dienst 3) 142 202 276 315 314 172

öffentlicher Dienst 1) 2) 117 135 159 186 165 48

insgesamt 259 337 435 501 479 220

Ausbildungsplätze im Schulberufssystem 3)

schulische Ausbildungen 1.037 1.089 1.122 1.109 1.087 50

neu begonnene Ausbildungs verhältnisse insgesamt 4) 7.134 7.024 7.197 7.382 7.308 174

Zusätzliche Ausbildungsplätze im Landesprogramm Ausbildungsgarantie

außerbetriebliche Ausbildung des Landes 32 51

schulische Ausbildungen 43 50

Bremer Berufsqualifizierung 107 73

zusätzlich durch das Land finanzierte Plätze gesamt 182 174
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Neue Lösungsansätze in  
der  Diskussion

Als sich Ende 2017 abzeichnete, dass die Trend
wende am Ausbildungsmarkt ausbleiben würde, 
löste das unterschiedliche Reaktionen aus. Der 
Wirtschaftssenator kritisierte öffentlich den Aus
bildungspakt, insbesondere aber die Wirtschaft, 
die ihrer Verantwortung nicht gerecht würde, und 
dachte laut über Alternativen zu den bis herigen 
unverbindlichen Verabredungen nach. Dabei 
brachte er eine von den Unternehmen zu zahlen  de 
Ausbildungsumlage ins Spiel.

Die Einführung einer solchen Sonderabgabe ist 
ein interessanter Vorschlag, der seit Jahrzehnten 
mit wechselnder Intensität diskutiert wird und es 
schon bis zu einem vom Bundestag verab schiedeten 
Gesetz gebracht hat. Er basiert auf der Erkenntnis, 
dass das Prinzip der einzelbetrieblichen Finanzie
rung von Ausbildung strukturell als Hindernis für 
eine volkswirtschaftlich ausreichende Platz kapazität 
wirkt. Denn aus betriebswirtschaftlicher Sicht ist 
Ausbildung eine Investition, die sich unmittelbar 
lohnen muss. Viele kleine und mittlere Betriebe 
scheuen sich aber, Geld in die Nachwuchssicherung 
zu stecken. Zu groß ist die Unsicherheit, ob sich das 
am Ende für sie auszahlt oder ob nicht die frisch 
ausgebildete Fachkraft kurzerhand von der Konkur
renz abgeworben wird. Die Ausbildungsinvestition 
für den eigenen Betrieb würde so verpuffen. Viele 
Arbeitgeber sehen deshalb geradezu einen Markt
vorteil darin, sich den Aufwand eigener Ausbildung 
zu ersparen.

Bei einer Ausbildungsabgabe tritt nun die ge mein
schaftliche Finanzierung durch alle Arbeitgeber an 
die Stelle der betrieblichen Einzelinvestition. In 
Kurzform funktioniert sie so: Wenn Ausbildungs
plätze fehlen, zahlen alle Arbeit geber in einen 
öffentlich-rechtlich verwalteten Fonds ein. Wer aus
bildet, bekommt einen Teil seiner  Kosten aus dem 
Fonds erstattet, wer nicht aus bildet, be teiligt sich 
durch seine Abgabe finanziell an der Ausbildungs
leistung der anderen. Die gesamtgesellschaftlich 
wichtige Investition in die Fach  kräfte sicherung wird 
so von privaten Interessen ent koppelt.

Einige Branchen haben sich bereits für ein Umlage-
verfahren entschieden, um einen gerechten Aus
gleich zwischen ausbildenden und nicht ausbilden
den Arbeitgebern zu erreichen. Beispiele sind 
das länderrechtliche System der Altenpflegeaus-
bildung und das tarifbasierte System in der Bau
wirtschaft. Dort wird von allen Arbeitgebern jeweils 
ein  kleiner Prozentsatz der Bruttolohnsumme in 
einen ge  meinsamen Fonds eingezahlt, aus dem 

Auf wendungen der aktiven Ausbildungsbetriebe 
 re  finanziert werden. Auch bundesgesetzlich gibt es 
mit der Verabschiedung des Gesetzes zur Reform 
der Pflege berufe ein erstes Vorbild: Ab 2020 sollen 
die Kosten für alle Ausbildungswege in der Pflege 
über einen gemeinsam finanzierten Ausbildungs
fonds umgelegt werden.

Der vom Wirtschaftssenator in die Diskussion 
gebrachte Bedarf nach einem den Markt steuern-
den Instrument für das Ausbildungsangebot ist 
also nicht von der Hand zu weisen. Denn  werden 
die Arbeitgeber ihrer verfassungsrechtlichen Auf
gabe nicht gerecht, die erforderliche Anzahl an 
Ausbildungsplätzen bereitzustellen, so ist grund
sätzlich der Staat in der Verantwortung, mit ge-
eigneten  Mitteln für Abhilfe zu sorgen. Das 
Bundes ver fassungsgericht hat dies in einem rich
tungsweisenden Urteil schon 1980 unterstrichen. 
Die Ausbildungsabgabe, über die es damals zu 
befinden hatte, bezeichnete das Gericht als eine 
vom Gesetzgeber „erzwungene Selbsthilfe“ im 
„objektiven Interesse der Arbeitgeber“, die aus 
 eigener Kraft nicht in der Lage seien, für genügend 
Ausbildungsplätze und damit ausreichend Fach-
kräftenachwuchs zu sorgen.

Noch mehr Druck im 
 Ausbildungs system

Als wenn die Unterversorgung beim Ausbildungs
angebot nicht schon reichen würde, ist das Aus
bildungssystem in den vergangenen Jahren noch 
zusätzlich unter Druck geraten. Auf der einen 
Seite kämpft die Berufsausbildung mit schwinden
der Attraktivität. Denn immer mehr junge Men
schen machen das Abitur und ziehen ein Studium 
vor. Das hat vielfältige Gründe, in denen sich auch 
die Strukturen der Arbeitswelt widerspiegeln. So 
löst ein Berufsabschluss das alte gesellschaftliche 
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Versprechen auf sichere Beschäftigung und Karrie-
re   möglichkeiten schon längst nicht mehr ein. Be -
fristete Arbeitsverträge, schlechte Bezahlung und 
die mögliche Aussicht auf prekäre Beschäftigung 
– die gestiegenen Risiken gerade beim Eintritt ins 
Berufsleben haben das Ansehen der beruflichen 
Ausbildung beschädigt. Die Akademisierung speist 
sich auch aus der Hoffnung, dem zu entgehen. Auf 
der anderen Seite schwindet die Integrationskraft 
des Ausbildungssystems. Denn den weniger gut 
Vorgebildeten versperren oftmals die immer höher 
werdenden Anforderungen den Weg zum Berufs
abschluss. Das Schulsystem verschlimmert die Situ
ation, weil es insbesondere im Land Bremen viele 
Jugendliche ohne ausreichende Basiskompetenzen 
entlässt. Arbeitgeber sehen sich dann mit aus ihrer 
Perspektive unzureichend vorgebildeten Bewer
berinnen und Bewerbern konfrontiert, deren Aus-
bildung überproportional viele Investitionen er-
fordert und die sie allein deshalb nicht ein stellen 
wollen. Das ist der Schwachpunkt des zu Recht 
gelobten deutschen Ausbildungssystems: Der Markt 
verteilt die Lebenschancen. Auf der Verliererseite 
stehen Jugendliche mit niedrigen Schulabschlüssen, 
ohne deutsche Herkunftsfamilien und mit Flucht-
erfahrungen.

Die Trendwende jetzt erreichen!

Die Berufsausbildung befindet sich in einer be -
sorgniserregenden Abwärtsspirale. Die anhalten-
 de Ausbildungsabstinenz der Arbeitgeber lässt 
sich an gesichts der Altersstruktur in den Be  trieben 
mit rationalen Argumenten nur noch schwer er -
klären. Schon mahnen Forschungsinstitute, gute 
Aus bildungschancen seien „das Gebot der Stunde“ 
(Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung  Berlin), 
selbst arbeitgebernahe Institute sprechen vom  
Fachkräftemangel als „hausgemachter Wachstums
bremse“ (Institut der deutschen Wirtschaft Köln). 
Umso mehr ist ein abgabefinanzierter Ausbildungs
fonds eine Möglichkeit, die man ernsthaft prüfen 

sollte. Dabei deutet vieles darauf hin, dass eine 
landes gesetzliche Lösung ähnlich wie beim Landes
mindestlohn ein erster Schritt sein könnte und  
auch rechtlich umsetzbar wäre.

So oder so: Um aus der Abwärtsspirale herauszu-
finden, werden deutlich mehr Engagement und 
Investitionen in die berufliche Bildung nötig sein. 
Die Arbeitgeber müssen – sei es nun aus  eigener 
Kraft oder mit gesetzlich „erzwungener Selbst
hilfe“ – ihre Ausbildungsinvestitionen ausweiten 
und ihr Rekrutierungsverhalten überdenken. Die 
Politik aber muss die nötigen Rahmenbedingungen 
 schaffen.

Dazu gehören starke Berufsschulen. Sie müssen als 
moderne Lernorte mit Hochschulen und Univer si-
tät mithalten können und auch über soziale Infra-
strukturen wie Mensen, Wohnheime oder  günstigen 
Zugang zum ÖPNV verfügen. Es müssen in den Be -
rufsschulen zudem Möglichkeiten zum Nach holen 
von Allgemeinbildung und Schulabschlüssen, ver-
tiefende Lernphasen, Förderunterricht, Sprach-
erwerb und Schulsozialarbeit zum Standard werden.

Zentrales Element von Ausbildung ist die Lernort
kooperation von Betrieben/Praxisstellen und der 
Berufsschule. Als verbindendes, drittes Element soll 
ein Flankierungssystem hinzukommen, das Unter
stützungs und Beratungsangebote für Jugend liche 
und Betriebe bereitstellt, die ohne Antrags tellung 
und andere Hürden leicht zugänglich sind. Das 
würde helfen, das Ausbildungssystem für die heuti
gen Marktverlierer zu öffnen.

Schließlich wird es Zeit für eine Zwischenbilanz 
der Jugendberufsagentur, verbunden mit einer 
Richtungsentscheidung darüber, ob die Mittel des 
Landes dort wirklich gut eingesetzt sind. Gerade 
angesichts der finanziellen Lage des Bundeslands 
Bremen will gut abgewogen sein, wo die größte 
Wirkung erwartbar ist. 

Gerade verknüpft sich die oft vorgebrachte Forde
rung nach mehr Zukunftschancen durch Ausbildung 
für die junge Generation mit dem Szenario von 
 flächendeckend fehlenden Fachkräften. Das sollte 
der letzte Anstoß sein, die dringende Trendwende 
am Ausbildungsmarkt doch noch zu erreichen. Es 
ist höchste Zeit..

„Die Berufsausbildung befindet sich in einer be-

sorgniserregenden Abwärtsspirale. Die anhaltende 

Ausbildungsabstinenz der Arbeitgeber lässt sich 

angesichts der Altersstruktur in den Betrieben mit 

rationalen Argumenten nur noch schwer er  klären.“
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  Das Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw) hat im 
Auftrag der Arbeitnehmerkammer Bremen in einer 
2016 / 17 durchgeführten Studie untersucht,  welche 
Kriterien Auszubildenden sowie dem Lehr- und Aus-
bildungspersonal für eine gute Durchführung von 
Ausbildung wichtig sind. Um ein möglichst  breites 
Erfahrungsspektrum abbilden zu können,  wurden 
insgesamt 340 Menschen aus unterschiedlichen Aus
bildungsberufen befragt. Wichtig war bei der Aus
wahl der Berufe, dass diese sowohl aus dem produk
tiven als auch dem Dienstleistungsbereich kommen. 

Zudem sollten sich die Ausbildungsberufe hinsicht
lich der Anzahl erfolgreicher Abschlüsse unter
scheiden. Auf Basis dieser Vorüberlegungen fiel die 
Wahl auf die besonders erfolgreichen Ausbil dungen 
„Industriemechaniker / Industriemechanikerin“ und 
„Kaufmann / Kauffrau im Außenhandel“ sowie auf 
die besonders wenig erfolgreichen Ausbildungsbe
rufe „Elektroniker / Elektronikerin Fach richtung 
Energie- und Gebäudetechnik“ sowie „Berufskraft
fahrer / Berufskraftfahrerin“. Die Befragungen 
 wurden in den zuständigen Berufsschulen und Aus
bildungsbetrieben mit engagierter Unterstützung 
aller Beteiligten durchgeführt, denen dafür an die
ser Stelle unser herzlicher Dank gebührt. 

Auszubildende: Expertinnen und 
Experten in eigener Sache

Im Folgenden konzentriert sich der Beitrag auf die 
Ergebnisse der Auszubildenden, die mit 285 Befrag
ten die weitaus größte Gruppe in der Untersuchung 
bildeten. Auszubildende sind auch die jenigen, die 
von der Ausbildung und ihrer  Qualität ganz un -
mittelbar betroffen sind, sie stehen im  Zentrum der 
Ausbildung und haben den größten Erfahrungs
schatz, weil sie auch beide Ausbildungsorte be -
ur teilen können: Ausbildungsbetrieb und Berufs
schule. Die Expertise von Auszubildenden bietet 
daher eine besonders gute Möglichkeit, bei der 
Gestaltung von beruflicher Erstausbildung „aus der 
Praxis lernen zu können“: Die Berücksichtigung 
ihrer Qualitätsanforderungen kann die Erfolgs vor-
aussetzungen für eine gute und erfolgreiche Aus-
bildung verbessern. Es wurden ausschließlich Aus
zubildende im  dritten Ausbildungsjahr befragt, 
weil diese bereits über einen mehrjährigen Schatz 
an Erfahrungen mit der Ausbildungsdurchführung 
 verfügen.

Dr. Peter Bleses und Andreas Friemer – Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw)

Qualität in der Ausbildung: 
Was ist Auszubildenden 
wichtig?

In aller Kürze:

Auszubildende haben klare Vorstellungen über das, was für sie eine 
gute Ausbildung ausmacht. Wichtigster Qualitätsfaktor aus Sicht der 
Auszubildenden ist die „Eignung und das Verhalten des Lehr- und 
Ausbildungspersonals“, gefolgt von den “materiellen Bedingungen“ an 
den Lernorten und den dort eingesetzten „Inhalten und  Methoden“. 
Nur etwas weniger wichtig werden die „Lernortkooperation“ und 
die Vermeidung von „Belastungen in der betrieblichen Ausbildung“ 
 eingeschätzt. Die Möglichkeiten, die die „Digitalisierung in der Berufs-
ausbildung“ als Qualitätsfaktor bieten kann, werden  aktuell nur 
 teilweise gesehen. 
 Eine erfolgreiche Ausbildung kann dann besonders gut statt-
finden, wenn die Qualitätskriterien der Auszubildenden von den 
 Lehrerinnen und Lehrern sowie den Ausbilderinnen und Ausbildern 
ernst genommen werden. Ein solches Feedback kann sich positiv auf 
die Motivation der Auszubildenden auswirken, ihre Ausbildung aktiv 
mitzugestalten. Voraussetzung für die Gestaltung eines solchen Aus-
bildungsumfeldes ist eine gute Zusammenarbeit zwischen beiden 
Lernorten: Berufsschule und Ausbildungsbetrieb. Hier kann digitale 
Technik Instrumente zur Verfügung stellen, Ausbildung lernortüber-
greifend zu optimieren – das nutzt aber nur, wenn das Lehr- und 
Ausbildungspersonal auch über die dafür notwendigen Kooperations- 
und medienpädagogischen Kompetenzen verfügt.
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Auch wenn hier vor allem die Ergebnisse der Be -
fragung der Auszubildenden geschildert werden, 
ist dennoch interessant, dass sich ihre Sicht auf 
die wichtigen Kriterien für die Bewertung der Aus-
bildungsqualität nur wenig von den Ergebnissen  
des befragten Lehr- und Ausbildungspersonals 
unterscheidet.

Im Folgenden werden zuerst die Ergebnisse der  
Befragung der Auszubildenden geschildert. An-
schließend werden daraus einige Schlussfolgerun
gen dazu gezogen, was getan werden könnte, um 

die Qualitätsbereiche, die den Auszubil denden 
wichtig sind, in der Ausbildungsdurchführung 
 möglichst zu sichern. Dabei werden auch Ergeb
nisse aus Gesprächen mit denjenigen herange-
zogen, die als Experten und Expertinnen  ebenfalls 
viel Erfahrung mit der Ausbildungsqualität be -
sitzen und zu  gleich auch mit dafür verantwort
lich wären,  Qualität zu sichern: das Lehr- und Aus-
bildungspersonal sowie Ausbildungsverantwortliche 
der  Industrie- und  Handels- sowie der Handwerks
kammer.
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Abbildung 1: 
Ergebnisse: Was sichert die Durchführungsqualität  
in der Ausbildung?

Quelle: Eigene Darstellung
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Wie wurden die Auszubildenden 
befragt – wie wurde bewertet?

Die Auszubildenden wurden mittels eines standar
disierten Fragebogens befragt, der in  einzelnen 
Punkten zusätzlich auch offene Antworten ermög
lichte. In der Festlegung unterschiedlicher Be 
reiche der Qualität (wie zum Beispiel „Inhalte und 
 Methoden“, „materielle Bedingungen“) wurde 
an einem Analyse modell des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB-Expertenmonitor 2008) an-
geknüpft, dieses aber ein wenig überarbeitet (zum 
Beispiel wurde zusätzlich nach dem Nutzen moder
ner Medien für die Ausbildung gefragt). Insgesamt 
wurden sechs Qualitätsbereiche vorgegeben, die 
durch insgesamt 47 Qualitätskriterien aufgeschlüs
selt wurden (ein Kriterium im Bereich der „mate
riellen Bedingungen“ ist zum Beispiel die Frage 
nach der Ausstattung mit zeitgemäßen Geräten), 
die be  wertet wurden. Im Ergebnis sind den Aus    zu-
bildenden die Qualitätsbereiche besonders  wichtig 
für die „Durchführungsqualität“ in der Aus bildung, 
die be  sonders viele hoch bewertete Kriterien ent-
hielten. Das ermöglichte, die sechs vorgegebenen 
Qualitätsbereiche in eine Rangfolge zu bringen. 
Unab hängig von dieser Rangfolge unterstrichen die 
Be  fragten die Bedeutung aller Qualitätsbereiche für 

die Durchführung einer qualitäts sichernden Aus
bildung auf einem hohen Niveau. Im Vergleich 
zu einem schulischen Benotungssystem ergaben 
sich Benotungen von 1,9 bis 2,5. Die Rangliste 
der Quali tätsbereiche gilt übergreifend für beide 
 Lernorte: „Berufsschule“ und „Ausbildungsbetrieb“. 
Es gibt jedoch unterschiedliche Gewichtungen, die 
in den Schilderungen berücksichtigt werden.
 
Aus Sicht der Auszubildenden erzielt der Bereich 
„Eignung und Verhalten des Lehr- und Ausbildungs
personals“ die Goldmedaille. Er gilt damit als wich
tigster Bereich für die Sicherstellung einer guten 
Durchführungsqualität von Ausbildung. 

 Für die Erwartungen an die Berufsschule steht 
an erster Stelle, dass das Lehrpersonal über ein 
gutes Fachwissen verfügt und dieses auch ver
mitteln kann. 

 Im Betrieb wird Fachlichkeit und Vermittlungs
fähigkeit aufseiten des Ausbildungspersonals als 
besonders wichtig erachtet. 

 Ebenso hoch bewerten die Auszu bildenden 
zu dem die Bereitschaft des Ausbildungs-
personals, die Ausbildungsinhalte in einem 
 respektvollen Umgang mit den Auszubilden den 
weiterzugeben. 
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Die Silbermedaille geht an den Qualitätsbereich 
„Materielle Bedingungen“. Hier ist es wesentlich, 
dass 

 im Ausbildungsbetrieb die genutzten Geräte, 
Werkzeuge und technischen Ausstattungen auf 
dem neuesten Stand sind, 

 moderne Lernmedien zur Verfügung stehen, 
 im berufsschulischen Bereich Unterrichtsräume 

und Labore in einem guten Zustand sind.

Die Bronzemedaille erreicht der Qualitätsbereich 
„Inhalte und Methoden“. Hier werden folgende 
Qualitätskriterien gleichermaßen als wichtig er -
achtet:

 Auszubildende wollen anspruchsvoll herausge-
fordert werden. Sie wünschen sich, in kom
plexe Aufgaben mit anspruchsvollen Aufgaben-
stellungen eingebunden zu werden, die als 
„echte Arbeit“ in realen Geschäftsprozessen 
 vorkommt.

 Sie reklamieren aber auch einen „Entwicklungs-
freiraum“. So ist ihnen sehr wichtig, dass 
sie genügend Zeit(puffer) zum Ausprobieren 
( Learning by doing) und Üben erhalten und  
dass seitens des Ausbildungspersonals in ange
messenem Umfang Fehler toleriert werden.

Wichtig ist den Auszubildenden auch der Bereich 
„Lernortkooperation“, der die Medaillenränge nur 
knapp verfehlt. Mit der Lernortkooperation wird 
die inhaltliche und organisatorische Zusammenar
beit der Lernorte Berufsschule und Ausbildungs
betrieb beschrieben. Hier wird als mit Abstand 
 wichtigster Qualitätsaspekt die regelmäßige Durch
führung des Berufsschulunterrichtes genannt. Ein 
 weiteres wesentliches Qualitätskriterium ist die 
wechsel seitige Integration von Ausbildungsinhalten 
in den beiden Lernorten. In diesem Zusammenhang 
wünschen sich die Auszubildenden zudem geregel-
tes Feedback, um ihre Lernerfolge auch lernort-
übergreifend einschätzen zu können. 

Der Qualitätsbereich „Belastungen in der betrieb
lichen Ausbildung“ ist auf Platz 5 schon ein wenig 
abgeschlagen. Er beschreibt im Wesentlichen die 
Vermeidung von ausbildungshemmenden Faktoren. 
Im Wesentlichen wird hier als wichtig erachtet, dass 
es im Ausbildungsbetrieb eine verantwortliche Per
son gibt, die den Ausbildungsprozess kontinuierlich 
begleitet und die Auszubildenden bei ihren Arbeiten 
verlässlich unterstützt, sodass sie nicht allein ver
antwortlich gemacht werden.

Auf dem letzten Platz der Rangskala landet bei den 
Auszubildenden bemerkenswerterweise die „Digi
talisierung in der Berufsausbildung“, also die Nut
zung moderner Medien in den dualen Lernorten. 
Diese spielt aus der Sicht der Befragten noch eine 
eher untergeordnete Rolle für die Ausbildungs
qualität. Allerdings wäre dennoch für vier Fünftel 
aller Befragten die Bereitstellung einer schulischen 
Onlineplattform für die gemeinsame Nutzung durch 
Auszubildende, Lehrerinnen und Lehrer sowie Aus
bilderinnen und Ausbilder ein wichtiges Qualitäts
kriterium. Bedeutend wären den Auszubildenden 
zudem ausreichende medienpädagogische Kompe
tenzen des schulischen Lehrpersonals, um den Aus
zubildenden Hilfestellungen bei der Arbeit mit der 
Lernplattform geben zu können.

Fazit: Lernortkooperation –
keine Medaille in der Qualitätsbe-
wertung, aber zentrales Mittel der 
Qualitätssicherung!

Auszubildende legen bei der Durchführung ihrer 
Ausbildung großen Wert auf gute Rahmenbedingun
gen, die sicherstellen sollen, dass ihre Ausbildung 
fachlich umfassend, pädagogisch aufbereitet, indivi-
duell begleitet und wertschätzend durchgeführt wird. 
Sie wollen in ihrer Ausbildung individuell wahrge
nommen werden, sich einbringen können und „auf 
Augenhöhe“ gezielt in betriebliche Prozesse einbe
zogen werden. Lehrerinnen und Lehrer sowie Aus
bilderinnen und Ausbilder benötigen daher Kennt
nis über die individuellen Lernstände (Lernerfolge 
ebenso wie Lernbedarfe) der Auszubildenden, aber 
auch über ihre Schwierigkeiten. Dafür braucht es 
passende technische und räumliche Ausstattungen 
ebenso wie schulische und betriebliche Ansprech
partnerinnen und Ansprechpartner, die über ent
sprechende fachliche und überfachliche Vermitt
lungskompetenzen verfügen. 

Lernortkooperation als Basis für 
 Ausbildungsqualität
Um diesen Ansprüchen gerecht werden zu kön
nen, ist eine enge und dauerhafte Abstimmung 

„Auszubildende legen bei der Durchführung 
ihrer Ausbildung großen Wert auf Rahmen-
bedingungen, die sicherstellen sollen, dass 
ihre Ausbildung fachlich umfassend, päda-
gogisch aufbereitet, individuell begleitet 
und wertschätzend durchgeführt wird.“
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Abbildung 2: 
Digitalisierte Lernortkooperation

Quelle: Eigene Darstellung
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Praxis der Lernortkooperation: ausbaufähig!
Auch die in der Studie geführten Gespräche mit 
dem Lehr- und Ausbildungspersonal sowie mit Aus
bildungsverantwortlichen bei der Industrie und 
Handels- sowie der Handwerkskammer ergaben, 
dass die Lernortkooperation ein wichtiges Mittel für 
die Qualitätssicherung der Ausbildung ist, aber in 
der Praxis nicht hinreichend etabliert ist. Sie funk
tioniert zwar in allen Bereichen, die sich direkt auf 
die formal geordnete Durchführung der Ausbildung 
auswirken: insbesondere beim Fehlzeitenmanage-
ment für die Auszubildenden und bei der gemein
samen Zusammenarbeit in Prüfungsausschüssen zur 
Vorbereitung der Abschlussprüfungen. Wie oben 
geschildert, muss Lernortkooperation als zentrale 
Stellschraube einer qualitätsgesicherten Ausbildung 
jedoch weit darüber hinausgehen. Dafür ist sicher 
die Bereitschaft des Lehr- und Ausbildungspersonals 
nötig, sich auch über formalisierte Prozesse hinaus 
zu engagieren. Das dürfte allein aber nicht für den 
dauerhaften Erfolg reichen. Nötig ist hierfür viel
mehr eine strukturelle Untermauerung des Engage
ments seitens des Lehr- und Ausbildungspersonals. 
Hierzu gehört zum einen, dass an beiden Lern-
orten anerkannt wird, dass die Lernortkooperation 

zwischen den beiden Lernorten Berufsschule und 
Ausbildungs betrieb zwingend. Alle drei Qualitäts
bereiche, die von den Auszubildenden als besonders 
wichtig bewertet wurden, setzen – jenseits einer 
guten materiellen Ausstattung der Ausbildungs-
stätten – diese funktionierende Zusammenarbeit 
des Lehr- und Ausbildungspersonals voraus. Nur 
so können Zusammenhänge zwischen praktischen 
und theore tischen Ausbildungsinhalten verständ
lich vermittelt und die von den Auszubildenden 
gewünschte Fachlichkeit und Vermittlungs fähig-
keit realisiert werden. Eine gelebte Lernortkoope-
ration spielt auch für das gewünschte lernort über-
greifende Feedback eine wichtige Rolle. Dieses 
vermittelt  Respekt „auf Augenhöhe“ und hilft den 
Auszu bildenden, sich in ihrem gesamten Ausbil
dungsprozess selbst zu „verorten“. Sie lernen, ihre 
Lernfortschritte eigenständig lernortübergreifend 
einzuschätzen. Dies kann motivierend wirken, die 
eigene Ausbildung engagiert und konstruktiv anzu
gehen und durchzuführen. Das spricht dafür, die 
Lernort kooperation als Instrument zur Sicherung 
einer guten Ausbildungsqualität in den Mittel
punkt zu rücken, obwohl Auszubildende sie bei der 
Qualitäts bewertung selbst nicht ganz oben ansiedeln.
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für gute Ausbildungsqualität unverzichtbar ist und 
daher auch mit ausreichenden Zeitkontingenten 
sowie mit der Förderung von Kooperationskompe
tenzen des Ausbildungs- und Lehrpersonals unter
legt sein muss. Darüber hinaus kann eine digitale 
Plattform eine wichtig strukturelle Basis bilden,  
die Lernortkooperation nachhaltig zu verbessern.

Digitale Instrumente als Chance  
für  Lernort kooperation
Insbesondere der orts- und zeitunabhängige Zugriff  
auf Lernmaterialien und Wissensdatenbanken sowie 
auf Kommunikations- und Organisations strukturen 
über internetbasierte Plattformen bieten viel fältige 
Nutzungsmöglichkeiten für Auszubildende, schuli-
sches Lehr- und betriebliches  Ausbildungs per sonal. 
So kann ein schneller lernortübergreifender Ab -
gleich von aktuellen Lernständen der Auszubilden-
den dem Lehr- und Ausbildungspersonal dabei 
helfen, Lernprozesse individueller zu fördern. Ge
meinsame Lernprojekte, die als E-Learning auf der 
Lernplattform zur Verfügung stehen, können einen 
besseren inhaltlichen Gleichschritt von fachtheore
tischen und fachpraktischen Ausbildungsanteilen 
unterstützen. In digitalen Lerngruppen können Aus
zubildende lernen, eigenverantwortlich Aufgaben
stellungen zu bearbeiten und die Ergebnisse als 
gemeinsame Projekte in Berufsschule und Ausbil
dungsbetrieb zu präsentieren.
 

Was ist zu tun?

Denkt man an die Chancen und Herausforde rungen 
der Digitalisierung, fällt den meisten sofort eine 
ausreichende Hardwareausstattung, eine gute Ver-
bindungsqualität, eine verlässliche Administration 
und die nutzerorientierte Gestaltung von Hard- und 
Software ein. Diese Faktoren sind zweifellos wich
tig – auch um als Hilfsmittel die Lernortkoopera
tion verlässlich zu unterstützen. Aber gute struk
turelle Bedingungen verpuffen, wenn sie nicht auf 
die medienpädagogische Kompetenz des Lehr und 
Ausbildungspersonals treffen. Diese müssen ebenso 
bereit wie fähig sein, die neuen digitalen Medien 
in die tradierten Unterrichts- und Ausbildungszu
sammenhänge einzubinden. Eine solche Kompetenz 
muss zuerst neu ausgebildet oder weiterentwickelt 
werden. Lehrerinnen und Lehrer sowie insbesondere 
auch Ausbilderinnen und Ausbilder müssen sich den 
digitalen Herausforderungen stellen und versuchen, 
die positiven Potenziale zu heben. Dafür werden 
jedoch passende Fort- und Weiterbildungsmöglich
keiten sowie die Bereitschaft und die Gelegenheit, 
diese auch zu nutzen, benötigt.

Wie wichtig eine solche medienpädagogische Kom
petenz auf der bildungspolitischen Entscheidungs
ebene eingeschätzt wird, zeigt sich unter  anderem 
auch in den diesbezüglichen bundespolitischen 
Initia tiven und Förderprogrammen des BiBB und 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung. 
„Wie erfolgreich die Herausforderungen der Digi
talisierung für die berufliche Bildung letztendlich 
bewältigt werden können, steht und fällt mit der 
Kompetenz des betrieblichen und schulischen Aus
bildungspersonals. Auf sie kommt es an.“ (BiBB- 
Präsident Esser, 2017, Fachkonferenz zu Berufs-
bildung 4.0 in Leipzig.)

„Lehrerinnen und Lehrer sowie  insbesondere 
auch Ausbilderinnen und Ausbilder müssen 
sich den  digitalen Herausforderungen stel-
len und versuchen, die positiven Potenziale 
zu heben.“
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  „Kann ich weiterhin meinem Job  nach gehen 
oder muss ich mich nach etwas Neuem um schau en?“ 
oder „Will ich in meinem Erwerbsleben noch mal 
etwas ganz anderes machen?“ – solche Fragen 
 stellen sich Jahr für Jahr Tausende Menschen, auch 
in Bremen. Wenn Betriebe Ent lassungen vorneh
men, wenn gravierende gesundheit liche Probleme 
entstehen oder wenn sich persönliche Ziele oder 
Anforderungen ändern, dann wird ungewiss, ob 
die eigene Zukunft noch im erlernten Beruf liegen 
kann oder soll. Ein Berufswechsel ist dabei wohl 
als die drastischste Form der Veränderung in einem 
Erwerbssystem zu verstehen, das im Vergleich zu 
anderen Ländern noch immer stark vom Prinzip der 
Beruflichkeit geprägt ist. Berufsprinzip und grund
ständige Ausbildungsgänge wurden und werden als 
eine besondere Stärke des deutschen Sozial- und 

Produktionsmodells angesehen. 1 Einen Beruf er
lernt zu haben, heißt dabei mehr als nur eine ent
sprechende Ausbildung zu absolvieren und über 
 formelle Berufsabschlüsse zu verfügen. Der Beruf 
sagt für Beschäftigte auch etwas über die eigene 
Identität und den gesellschaftlichen Status aus und 
ist mit bestimmten eingespielten Standards verbun
den, welche Arten von Tätigkeiten aus zuüben sind, 
welche Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
oder welche Aufstiegsmöglichkeiten zu erwarten 
sind. Die erlernten Berufe geben aber auch Arbeit
gebern Klarheit darüber, über welche Fähigkeiten 
und Kompetenzen Bewerber und Beschäftigte ver
fügen.2

Arbeitsmarktanalysen zeigen jedoch, dass Be  rufs-
wechsel in Deutschland – ungeachtet des nach wie 
vor wichtigen strukturierenden Charakters von 
Berufen und Berufsausbildungen – eine bedeuten
 de Rolle spielen. So hat bundesweit rund ein 
 Drittel der Erwerbstätigen im Verlauf des ge  samten 
Arbeitslebens den Beruf gewechselt. Ein  weiteres 
gutes Drittel wechselt in Tätigkeiten, die mit ihrer 
Ausbildung verwandt sind (partielle  Wechsel), 
lediglich ein Drittel bleibt im Ausbildungs beruf 
tätig. Schaut man sich die Berufswechsel nun 
nicht im gesamten Erwerbsverlauf an,  sondern in 
einem bestimmten Zeitraum, wird deutlich, dass 
allein in einem Jahr (2012) rund fünf Prozent der 
Erwerbs tätigen den Beruf gewechselt haben. Doch 

Dr. André Holtrup und Kevin Wolnik – Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw)

Motive und Folgen  
von Berufswechseln

In aller Kürze:

Rund ein Drittel der Erwerbstätigen wechselt im Verlauf des Erwerbs-
lebens den Beruf. Auch in Bremen ist das Thema von Relevanz, da in 
den vergangenen Jahren überdurchschnittliche hohe Berufswechsler- 
Anteile zu beobachten sind. 
 Im Vergleich zu Nicht-Wechslern müssen Berufswechsler häufig 
Abstriche beim Einkommen, bei der Führungsverantwortung oder der 
Lage der Arbeitszeit hinnehmen oder zeigen sich insgesamt weni-
ger zufrieden. Benachteiligungen zeigen sich vor allem bei den-
jenigen, die durch gesundheitliche Probleme oder Beschäftigungsab-
bau dazu gezwungen sind, den Beruf zu wechseln. Familiär bedingte 
 Wechsel erlauben zwar eine bessere Vereinbarkeit von Arbeit und 
Familie, münden aber in geringe Einkommen. Freiwillige Berufswech-
sel  nehmen zu. Durch freiwillige Berufswechsel lassen sich die damit 
verbundenen Motive (höhere Einkommen, Neuorientierung) zwar 
 einigermaßen gut realisieren. Insgesamt wird aber auch hier deut-
lich, dass bessere Unterstützungsangebote erforderlich sind, um ge -
lingende Berufswechsel zu fördern.

1 Vgl. Busemeyer (2009); Baethge (2015). 

2 Vgl. Demszky von der Hagen / Voss (2010).
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wie sehen Berufswechsel in Bremen aus, wer voll
zieht eigentlich einen vollständigen Berufswech
sel,  welche Motive liegen dieser Umorientierung 
zugrunde und was folgt daraus für die Arbeits- 
und Beschäftigungssituation? Die Antworten auf 
diese Fragen erlauben es, sich ein Bild darüber zu 
machen, ob mit Berufswechseln eher Chancen oder 
Risiken verbunden sind und Empfehlungen heraus
zuarbeiten, wie Rahmenbedingungen und Unter-
stützung zu gestalten sind, um gelingende beruf
liche Neuorientierungen zu fördern.3

3   Diesen Fragen ist das von Universität  Bremen 

und Arbeitnehmerkammer Bremen gemeinsam ge -

tragene Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw) in einem 

Forschungsprojekt nachgegangen. Die Aus wertungen 

basieren zum einen auf dem Mikrozensus, einer  jähr   lich 

erhobenen amtlichen Repräsentativ statistik von rund 

einem Prozent der Bevölkerung ( Statistische Ämter  

des Bundes und der Länder 2016), und zum  anderen  

auf der Erwerbstätigenbefragung des Bundes instituts  

für Berufsbildung (BiBB) und der Bundesanstalt für  

Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), deren  

 der  zeit  aktuellste Welle 2011/2012 durchgeführt wurde 

(Hall et. al 2015). Die ausführlichen Ergebnisse sind  

im Abschlussbericht zu dieser Studie dokumentiert  

(vgl. Wolnik / Holtrup 2017). Die Ergebnisse dieser Studie 

 bilden die Basis für den vorliegenden Beitrag.
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Bremen zwischen Stabilität  
und  Diskontinuität

Aus zwei unterschiedlichen Perspektiven können 
die BerufswechslerZahlen im Land Bremen betrach
tet werden: Im langfristigen Trend fallen hier Be -
rufswechsler-Anteile im Vergleich zum Bundesge
biet unterdurchschnittlich aus. Rund 27 Prozent 
der Erwerbstätigen in Bremen haben im Erwerbs
leben den Beruf vollständig gewechselt. Bundesweit 
liegt der Anteil bei rund 30 Prozent. Das Niveau 
partieller Wechsel entspricht in etwa dem Bundes
schnitt. Jedoch ist im Land Bremen eine Besonder
heit zu erkennen: In keinem anderen Bundesland 
fällt der Anteil der Menschen, die im gesamten 
Erwerbs verlauf der Ausbildungstätigkeit nachgehen, 
mit rund 35 Prozent so hoch aus wie in  Bremen. 
Ein Faktor hierfür sind die Wirtschaftsstrukturen 
 Bremens: Ein starkes industrielles Rückgrat mit 
 großen Arbeit gebern wie beispielsweise Mercedes 
ist ebenso  charakteristisch für Bremen und wirkt 
sich ent sprechend berufsstabilisierend aus wie auch 
ein hoher Anteil an Erwerbstätigen im öffentlichen 
Dienst.4

In einer kurzfristigen Perspektive, in der Berufs
wechsel auf den Zeitraum eines Jahres (2012) be -
zogen werden, lassen sich jedoch für Bremen ge -
wisse Dynamiken beobachten. Zumindest deuten 
die überdurchschnittlichen Berufswechsler-Anteile 
auf einen entsprechenden Trend hin: Mit rund sechs 
Prozent liegt der Berufswechsler-Anteil im Ver
gleich der Bundesländer im oberen Drittel. Dieses 
Bild bestätigt sich auch, wenn verschiedene Alters
gruppen differenziert werden: Sowohl im Bereich 
der unter 40-Jährigen liegt Bremen mit einem 
Anteil von 9,6 Prozent über dem Bundesschnitt  
von acht Prozent als auch bei Erwerbstätigen über 
40 Jahren. Hier fällt die Differenz zum Bundesge
biet jedoch etwas geringer aus: Rund 3,4 Prozent 
beträgt der Wechsler-Anteil in Bremen; 3,1 Prozent 
beträgt der Bundesschnitt.5 

Entsprechend bleibt zu konstatieren: Bremen weist 
traditionell ein hohes Maß an Berufsstabilität auf, 
sodass unfreiwillige Wechsel im Erwerbsverlauf 
unterdurchschnittlich ausfallen. Es zeigt sich aber 
doch an verschiedenen Stellen, dass das Thema in 
Bremen durchaus politische Relevanz besitzt.

Wer wechselt den Beruf?

Werden bei der Analyse von Berufswechseln ver
schiedene soziale und ökonomische Merkmale be -
rücksichtigt, werden einige spezifische Er  gebnisse 
ersichtlich. So weisen Männer und Frauen auf 
den ersten Blick keine größeren Unterschiede bei 
Berufswechseln auf; die Wechselquoten  liegen  
insgesamt auf einem ähnlichen Niveau. Zieht man 
allerdings zusätzlich das Alter heran, dann wird 
deutlich, dass männliche Erwerbstätige über wie
gend in jüngeren Jahren (25 bis 40 Jahre) wech
seln, Frauen hingegen ab einem Alter von über  
40 Jahren (siehe Abbildung 1). Hier liegt die Ver-
mutung nahe, dass der berufliche Wiedereinstieg 
nach einer Familienphase häufig mit einem Berufs
wechsel einhergeht. Das wird auch dadurch unter
mauert, dass Alleiner ziehende gegenüber Paaren 
mit Kindern höhere Wechselquoten aufweisen.

Unterschiedliche Ausbildungsarten sind mit ver
schieden hohen Wechselquoten verbunden. Wäh
rend Menschen mit einer betrieblichen Ausbildung 
überdurchschnittlich häufig den Beruf wechseln, 
verbleiben Erwerbstätige mit schulischer Ausbil
dung überdurchschnittlich häufig in ihrem Beruf. 
Hochschulabsolventen und Menschen mit einer 

„Ein Berufswechsel ist dabei wohl als die 
drastischste Form der Veränderung in 
einem Erwerbssystem zu verstehen, das 
noch  immer stark vom Prinzip der Beruf-
lichkeit geprägt ist.“

4 Vgl. Arbeitnehmerkammer Bremen (2017).

5 Aufgrund der traditionell geringen Fallzahlen für 

Bremen in repräsentativen Studien ist eine vertiefende 

Analyse von Berufswechslern im Land Bremen mit 

 starken Einschränkungen verbunden. Aus diesem Grund 

beziehen sich die Ergebnisse im Folgenden auf das 

Bundes gebiet.
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Abbildung 1: 
Berufswechsler-Anteile nach Geschlecht und Alter

Quelle: Wolnik/Holtrup (2017): Daten der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2012, eigene Darstellung
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Aufstiegsqualifizierung (zum Meister, zur Technike-
rin etc.) hingegen vollziehen seltener einen voll
ständigen beruflichen Bruch, sondern wechseln in 
verwandte Tätigkeitsfelder. Breitere Ausbildungs-
inhalte dieser Hochqualifizierten führen augen
scheinlich zu einer offener gehaltenen Eintritts-
phase in das Erwerbsleben, ab circa 40 Jahren 
fallen jedoch die Wechslerquoten in dieser Gruppe 
am geringsten aus.

Mit Blick auf die Berufswechsler-Anteile in unter
schiedlichen Branchen wird ersichtlich, dass ins be
sondere „einfachere“ Dienstleistungsbereiche für 
Berufswechsler zugänglich sind. Überdurchschnitt
liche Werte sind für den Bereich kaufmännischer 
Dienstleistungen, Handel und Tourismus zu beob
achten. Vor allem aber der Bereich Verkehr, Logis
tik und Sicherheit fungiert als eine Art Auffang-
becken für Berufswechsler – mehr als jeder zweite 
Mensch, der in diesem Bereich erwerbstätig ist, hat 
im Erwerbsverlauf mindestens einen Berufswechsel 
hinter sich. 

Wechselmotive – vermehrt  
aus  eigener Initiative 

Warum ein Mensch den Beruf wechselt, kann viele 
Gründe haben. Die vorhandenen Daten erlauben es, 
drei Motivtypen zu beschreiben: 

1. Erzwungene Wechsel
Hierunter fallen Menschen, deren Berufs wechsel 
nicht freiwillig erfolgte und eher erzwungenen 
Charakter hatte. Hierzu zählen wir Kündi gungen, 
Betriebsschließungen oder Beschäftigungsabbau 
infolge eines wirtschaftsstrukturellen Wandels.  
Sie werden aber auch durch gesundheitliche Be 
einträchtigungen oder Schwierigkeiten notwendig, 
im höheren Erwerbsalter noch den Anforderungen 
des erlernten Berufs gerecht werden zu können.  
Der Anteil solcher erzwungenen Wechsel hat sich 
im Zeitverlauf von knapp 38 (2006) auf knapp  
32 Prozent (2012) reduziert.

2. Familiär bedingte Wechsel
Diese betreffen vor allem Menschen, die nach einer 
Familienphase wieder in das Erwerbsleben zurück
kehren, aber eine Tätigkeit außerhalb des Ausbil
dungsberufs aufnehmen. Knapp sechs Prozent der 
Berufswechsel hatten 2012 einen solchen  familiären 
Hintergrund, während es 2006 noch fast acht Pro
zent waren. Auffällig ist dabei, dass ein Großteil der 
familiär bedingten Wechsel von Frauen voll zogen 
wird.
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Abbildung 2: 
Bruttostundenlohn nach Wechselmotiven und bei Nicht-Wechslern

Quelle: Wolnik/Holtrup (2017): Daten der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2012, eigene Darstellung

18,00 €
16,60 €

21,20 €

13,20 €
11,40 €

16,60 €

19,20 € 18,60 €

0 €

5 €

10 €

15 €

20 €

25 €

Berufswechsler Nicht-Wechsler

mehr Einkommen

Neuorientierung

sowohl als auch

erzwungen

familiär

Berufswechsler gesamt

verwandte Tätigkeit

im Ausbildungsberuf

—  Bericht zur Lage 2018 

Familiäre und  er  zwungene  Wechsler 
als „Wechsel verlierer“ 

Welche Folgen haben Berufswechsel auf die Arbeits- 
und Beschäftigungssituation? Dies lässt sich mit 
Blick auf unterschiedliche objektive und subjektive 
Faktoren beleuchten. 

Berufswechsel sind für die Mehrzahl der Erwerbs
tätigen mit finanziellen Einbußen verbunden. Die 
Nicht-Wechsler weisen im Schnitt höhere Stunden
löhne auf als die Berufswechsler. Besonders deut
lich zeigt sich dies bei familiär bedingten und 
erzwungenen Wechseln. Menschen, die aufgrund 
einer persönlichen Neuorientierung den Beruf ge -
wechselt haben, weisen ebenfalls im Vergleich zu 
den Nicht-Wechslern geringere Bruttolöhne auf, sie 
„erkaufen“ sich damit allerdings relativ hohe Zu -
friedenheitswerte und gute Möglichkeiten, Familie 
und Beruf zu vereinbaren. Als „Wechselgewinner“ 
kann die Gruppe von Menschen angesehen werden, 
die mit ihrem Berufswechsel sowohl ein höheres 
Einkommen als auch eine persönliche Neuorientie
rung erreichen wollte (siehe Abbildung 2). 

3. Selbstinitiierte Wechsel
Solche Wechsel gehen von den Erwerbstätigen 
selbst aus, um entweder ein höheres Einkommen  
zu erzielen, veränderten persönlichen Interessen 
nachzugehen – oder um beide Aspekte zugleich  
zu reali sieren. Dieser Motivtyp hat insgesamt  
die mit Abstand größte Bedeutung; sein Anteil ist 
von 2006 auf 2012 sogar nochmals von 49 Prozent 
auf fast 56 Prozent gewachsen. Dabei hat vor allem 
das Motiv der Neuorientierung zugenommen.
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In weiteren Dimensionen – erwerbsbezogene 
Aspekte sowie Gesundheit und Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf – wird die Benachteiligung der 
erzwungenen und familiären Wechsler bestätigt. 
Hier ist jedoch klar zu differenzieren: Familiären 
Wechslern gelingt die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf am besten; zudem ist ein relativ hohes 
Maß an Zufriedenheit zu erkennen. Diese Aspekte 
zeigen sich bei erzwungenen Wechslern überhaupt 
nicht; sie sind in allen Dimensionen am stärksten 
benachteiligt: Sie sind seltener im Wunschberuf 
tätig, familiäre und berufliche Interessen lassen sich 
weniger gut vereinbaren, Gesundheit und Zufrie
denheit werden weniger gut eingeschätzt; zudem 
sind sie öfter außerhalb der Kernarbeitszeit und 
weniger in führenden Positionen tätig (siehe Ab -
bildung 3).

 
Gelingende Berufswechsel 
 unterstützen

Berufswechsel betreffen einen großen Anteil der 
Erwerbstätigen. Erzwungene Wechsel (aus gesund
heitlichen Gründen, wegen Kündigung oder Be -
triebs  schließung) und familiär bedingte Wechsel 
gehen häufig mit Benachteiligungen in unterschied
lichen Dimensionen der Arbeits- und Beschäfti
gungssituation einher. Weniger drastisch gilt dies 
auch für freiwillige Wechsel, bei denen sich Vor- 
und Nachteile der beruflichen Veränderungen eher 
die Waage halten. Nicht zuletzt der wachsende 

An teil derjenigen, die wegen gewandelter Interes
sen aus eigenem Antrieb heraus einen beruflichen 
 Neuanfang wagen, rückt die Herausforderung auf 
die politische Agenda, mit adäquaten Maßnahmen 
die mit einem Berufswechsel verbundenen Risiken 
zu vermindern und die – bereits heute sichtbaren – 
Chancen zu vergrößern.

1. „Care“-kompatible Erwerbsarrangements
Ein erstes Handlungsfeld fokussiert die Gruppe der 
Wechsler – in diesem Fall genauer: der Wechslerin
nen –, die aufgrund familiärer Motive den er  lernten 
Beruf nicht weiter ausüben kann oder ausüben will. 
Die empirischen Ergebnisse unterstreichen hier 
abermals die Notwendigkeit der bereits vielfach 
 diskutierten Doppelstrategie: Damit  Menschen mit 
Sorgeverpflichtungen (bisher zumeist in Bezug auf 
die Versorgung von Kindern, aufgrund der demo
grafischen Entwicklung zukünftig vermutlich ver
stärkt auch im Bereich der Pflege  älterer Ange-
höriger) sich nicht gezwungen sehen, den Beruf 
zu wechseln, müssen einerseits auf betrieblicher 
Ebene die Anstrengungen forciert werden, familien-
adäquate Arbeitszeitmodelle anzubieten. Zugleich 
müssen andererseits die Kapazitäten in der Kinder-
betreuung ausgeweitet werden, damit überhaupt 
einer Erwerbstätigkeit nachgegangen und die 
familien bedingte Auszeit auf ein Maß begrenzt 
 werden kann, die eine weitgehend reibungslose 
Rückkehr in das erlernte Berufsfeld ermöglicht.

Abbildung 3: 
Folgen von Berufswechseln

Berufswechsler Nicht-Wechsler

selbstinitiierte Wechsel erzwungene 
Wechsel

familiäre 
Wechsel

gesamt verwandte 
Tätigkeit

im Ausbil-
dungsberuf

mehr  
Einkommen

Neuorien-
tierung

sowohl als 
auch

Anteile an Menschen, 
die …

…  im Wunschberuf 
arbeiten

66,7 78,8 82,2 42,5 45,7 64,7 83,5 89,4

…  familiäre und beruf-
liche Interessen 
 vereinbaren können

55,7 63,1 56,9 54,7 71,4 58,5 57,5 58,9

…  einen guten 
Gesundheits-
zustand aufweisen

82,4 85,8 87,0 74,7 81,9 82,3 87,5 90,2

…  zufrieden mit der 
Arbeit sind

91,4 92,4 95,1 80,9 91,5 88,8 93,4 95,9

…  zu Kernarbeits-
zeiten arbeiten

64,7 79,7 76,2 65,8 77,1 73,0 82,2 81,2

…  führende  Positionen 
haben

32,4 29,7 35,0 21,7 26,0 28,9 34,6 37,9

Quelle: Wolnik/Holtrup (2017): Daten der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2012, eigene Darstellung
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3. Berufs-, Entwicklungs- und 
 Weiterbildungsberatung
Erfolgreiche Erwerbsverläufe, die auch  gegenüber 
sich wandelnden subjektiven Interessen  flexibel 
sind, können – als drittes Handlungsfeld – durch 
professionelle Beratung gefördert werden. Dies 
gilt für alle Gruppen von Erwerbstätigen und nicht 
nur für diejenigen, die sich aus unterschied  lichen 
 Motiven gezwungen sehen, sich neu zu orien tie
ren. Entsprechende Angebote werden schon durch 
 private Anbieter, Coaches, Karriere berater und 
so weiter bereitgestellt. Da diese allerdings schon 
allein aufgrund der zu entrichtenden Honorare 
sozial selektiv wirken, sind staatliche Institutionen 
gefragt, entsprechende Beratungskapazitäten auf
zubauen. Diesbezüglich sind bereits ein schlägige 
Initia tiven auf den Weg gebracht worden, die ver
stetigt und hinsichtlich ihres Adressatenkreises 
 verbreitert werden müssen. Hierzu zählen etwa das 
Programm „Perspektive Wiedereinstieg“, die im 
Rahmen des Landesprogramms „Weiter mit  Bildung 
und Beratung“ bei der Arbeitnehmerkammer 
( Bremen) beziehungsweise beim Arbeits förderungs-
Zentrum (Bremerhaven) angesiedelten Beratungs
angebote oder Pilotprojekte der Bundesagentur für 
Arbeit, Weiterbildungsberatung auch für Berufs-
tätige zu öffnen, die nicht unmittelbar von Arbeits
losigkeit bedroht sind. Dabei muss ein Akzent dar
auf liegen, welche individuellen beziehungsweise 
subjektiven Interessen und Ziele die Ratsuchenden 
verfolgen und durch welche Art beruflicher Um -
orientierung diese Ziele auch mittel und langfris
tig realistisch erreicht werden können. Ähnliches 
gilt für die Berufsberatung bei der Wahl des Aus
bildungsberufs oder Studienfachs. In diese müsste 
noch stärker einfließen, wie berufliche Entwicklun
gen in den infrage kommenden Berufsfeldern typi
scherweise verlaufen und inwieweit diese es er 
möglichen, Interessen zu realisieren, die erst in 
späteren Phasen der Biografie in den Vordergrund 
rücken.

2. Recht auf zweite Ausbildungschance
Das zweite Handlungsfeld bezieht sich zunächst 
auf die Gruppe derjenigen, die sich ge  zwungen 
sieht, den Beruf zu wechseln – sei es aus persön-
lichen (zum Beispiel gesundheitlichen) oder aus 
strukturellen Gründen (zum Beispiel technischer, 
organisatori scher oder wirtschaftsstruktureller 
 Wandel). Aufgrund der hier zu beobachtenden  
problematischen Folgen scheint es erforderlich, 
sich von einem Primat der schnellen Reinte gration 
von Arbeitslosen in das Erwerbsleben zu verab-
schieden, das nur wenig Rücksicht auf die zu  künf-
tigen quali fikatorischen Folgen nimmt. Da ein gutes 
indi vi duelles Ausbildungsniveau auch weiter hin 
als Voraus setzung für gute Erwerbsperspektiven 
 gelten kann, müssen wieder verstärkt Maßnahmen 
angeboten und finanziert werden, die eine weitere 
grundständige Ausbildung / Umschulung und damit 
einen gut qualifizierten Eintritt in ein neues Be rufs
feld erlauben. Dies würde diesen  Menschen  bessere 
Chancen auf mittel- und langfristig attraktive 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen ermög-
lichen.

Ähnliches gilt für den Personenkreis, der sich auf
grund unterschiedlicher Erwägungen von dem vor
mals erlernten Berufsfeld verabschieden möchte. 
Die vorliegenden Zahlen belegen hier eine große 
empirische Relevanz. Diese dürfte noch größer aus
fallen, wenn die Personengruppen mit einbe zogen 
werden, die zwar unzufrieden mit ihrer Berufs
wahl oder beruflichen Entwicklung sind, aber aus 
unterschiedlichen Gründen vor dem Schritt zurück-
schrecken, sich in ein neues für sie attraktiver er-
scheinendes Tätigkeitsfeld zu begeben. Für  diesen 
Personenkreis sind geeignete Maßnahmen zu ent
wickeln, die eine individuelle, durch Qualifikati
onsschritte fundierte Weiterentwicklung erlauben. 
Dabei ist auch eine finanzielle Unterstützung vor
zusehen, der den Lebensunterhalt in der Qualifizie
rungszeit gewährleistet.

„Es müssen wieder verstärkt Maßnahmen 
angeboten und finanziert werden, die eine 
weitere grundständige Ausbildung / Um-
schulung und damit einen gut qualifizierten 
Eintritt in ein neues Be rufsfeld erlauben.“
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Arbeitsmarktmigration und  
die  An erkennung ausländischer 
 Qualifikationen

  Deutschland ist ein Einwanderungsland und die  
Einwanderung schlägt sich auch auf dem Arbeits
markt nieder. So hat sich laut Beschäftigungs
statistik des Statistischen Bundesamts der Aus
länderanteil an den sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten am Arbeitsort Deutschland  zwischen 
dem Jahr 2000 und dem Jahr 2016 von 6,8 auf 
zehn Prozent erhöht. Die Zahl aus ländischer Be-
schäftigter stieg dabei in den vergangenen 16 Jah
ren von etwa 1,9 Millionen auf über 3,1  Millionen 
Menschen, während die Gesamtzahl der sozial
versicherungspflichtig Beschäftigten lediglich um 
12,7 Prozent wuchs. Die Beschäftigungsdynamik 
von Ausländern und Ausländerinnen hat insbeson
dere seit 2011 erheblich zugenommen. So mach
ten Ausländerinnen und Ausländer im Jahr 2016 
etwa die Hälfte aller Zuwächse bei den Beschäftig
ten in Deutschland aus. Dabei ist festzustellen, dass 
sich die Qualifikationsstruktur von Neuzuwande
rern und Neuzuwanderinnen in den 2000er-Jah
ren deutlich verbessert hat. Mit der wachsenden 
Bedeutung von Ausländern und Ausländerinnen am 
deutschen (und bremischen) Arbeitsmarkt gewinnt 
auch das Thema Anerkennung von ausländischen 
Qualifikationen an Bedeutung. Hierzu haben Bund 
und Länder mit ihren jeweiligen Anerkennungs-
gesetzen die recht lichen Grundlagen geschaffen, 
um es Fachkräften aus dem Ausland zu er  leichtern, 
ihre beruflichen Quali fikationen auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt einzusetzen. So haben ausländische 
Fachkräfte einen Anspruch darauf, dass eine berufs
spezifische zu ständige Stelle die Gleichwertigkeit 
des Abschlusses prüft und hierbei die vorhandene 
Berufserfahrung mit einbezieht. Zu unter scheiden 
ist dabei zwischen beruflicher und schulischer 
beziehungsweise akademischer Anerkennung, 

René Böhme – Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw)

Gelernt ist gelernt!
 

Eine Bestandsaufnahme der Anerkennung ausländischer  
Qualifikationen in Bremen

In aller Kürze:

Mit der zuletzt deutlich gewachsenen Bedeutung von Ausländern und 
Ausländerinnen am deutschen und auch bremischen Arbeitsmarkt 
gewinnt auch das Thema Anerkennung von ausländischen Qualifi-
kationen an Bedeutung. Um es Fachkräften aus dem Ausland zu 
erleichtern, ihre berufliche Qualifikation auf dem hiesigen Arbeits-
markt einzusetzen, haben Bund und Länder entsprechende Anerken-
nungsgesetze erlassen. Die Umsetzung des Anerkennungsgesetzes in 
Bremen war 2017 Gegenstand einer wissenschaftlichen Untersuchung 
der Arbeitnehmerkammer Bremen und des Instituts Arbeit und Wirt-
schaft. Die Ergebnisse zeigen, dass auch im Land  Bremen die Nach-
frage nach Anerkennungsanträgen stetig gewachsen ist, die Anfragen 
sich allerdings auf wenige Berufsgruppen fokussieren. Gleichzeitig 
wird deutlich, dass die für die Anerkennung zuständigen Stellen bis-
her sehr unterschiedlich auf die Herausforderungen der Verfahren 
vorbereitet sind. Insgesamt betrachtet besteht übergreifender Hand-
lungsbedarf in zahlreichen Dimensionen: Das betrifft die Erstellung 
von Durchführungsverordnungen und Handlungsanweisungen, die 
Vereinheitlichung der Sprachanforderungen und das Vorhalten aus-
reichender fachsprachlicher Angebote. Die Ergebnisse legen ferner 
nahe, dass in vielen zuständigen Stellen mehr Personal und auch 
mehr personelle Kontinuität erforderlich sind. Zudem erscheint es 
notwendig, durchgehend auch Teilanerkennungen zu ermöglichen 
und darauf aufbauende Anpassungsqualifizierungen vorzuhalten. Zur 
Steuerung der Anerkennungspraxis fehlt bisher eine Landesaner-
kennungsstatistik.
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Abbildung 1:
Übersicht Anerkennung ausländischer Qualifikationen

Quelle: BMBF (2012): 6
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1 Vgl. Brücker et al. (2014); Müller / Ayan (2015); Ekert 

et al. (2017).

2 Vgl. u. a. BMBF (2017).

zwischen reglementierten und nicht reglementierten 
sowie zwischen bundesrechtlich und landesrechtlich 
geregelten Berufen (siehe Abbildung 1). Für den Be 
rufszugang und die Ausübung eines reglemen tierten 
Berufes ist die Anerkennung der ent sprechenden 
Berufsqualifikation zwingend erforderlich. Bei nicht 
reglementierten Berufen ist es dagegen  möglich, 
auch ohne formales Anerkennungsverfahren zu ar -
beiten.

Die zuständigen Stellen führen zur Feststellung 
der formalen Gleichwertigkeit der Abschlüsse eine 
Dokumentenprüfung durch und holen sich  hierfür 
oftmals ein Gutachten bei der Zentralstelle für aus
ländisches Bildungswesen in Bonn ein. Die Ver-
fahren werden mit einem rechtsmittelfähigen Be
scheid abgeschlossen. Es sind folgende Ergebnisse 
möglich:

 Vollständige Gleichwertigkeit (keine wesent-
lichen Unterschiede zwischen der Auslands- und 
der Inlandsqualifikation),

 Teilanerkennung (wesentliche Unterschiede, 
aber auch vergleichbare Qualifikationsinhalte),

 Ablehnung (keinerlei Gleichwertigkeiten 
 zwischen der Auslands- und einer Inlands-
qualifikation oder unaufklärbarer Sachverhalt).

Im Falle fehlender oder unzureichender Unter-
lagen oder wenn die vorgelegten Unterlagen für 
die Prüfung nicht ausreichen, können die beruf-
lichen Fähigkeiten und Kenntnisse des Antrag
stellers in sonstiger Weise festgestellt werden. 
Es kommen dann sogenannte sonstige  Ver fahren 
zur Anwendung wie zum Beispiel Arbeits proben, 
 Fachgespräche, praktische und theoretische 
 Prüfungen. Bei Teilanerkennungen besteht für  
die Betroffenen die Möglichkeit, eine gezielte 
Weiter qualifizierung anzustreben. Ausgleichs-
maßnahmen können An  passungsqualifizierungen 
oder Eignungsprüfungen sein.

Vorteile einer Anerkennung –  
Stand der Forschung

Die Anerkennung der im Ausland erworbenen 
Quali fikation hat – wie verschiedene Studien  zeigen 
– zahlreiche positive Wirkungen:1 So lässt sich 
 erstens eine Verbesserung der Arbeitsmarktinte-
gration nach einer Anerkennung aufzeigen. Das 
betrifft sowohl den Einstieg in Erwerbstätigkeit, 
den Aufstieg in der jeweiligen Beschäftigung und 
ein  sinkendes Risiko, unterhalb der Qualifikation 
beschäftigt zu sein. Zweitens sind deutliche Lohn
effekte nach einer Anerkennung nachweisbar. In 
Befragungen zeigte sich, dass das Bruttoein kommen 
pro Monat rund 1.000 Euro höher war als zum 
 Zeitpunkt der Antragstellung und somit um rund  
40 Prozent stieg. Der Anstieg setzt sich aus den 
Komponenten (a)  allgemeine Lohnentwicklung  
(5 Prozentpunkte), (b) Erhöhung der Wochenar
beitszeit (9 Prozentpunkte) und (c) beruflicher 
Aufstieg sowie höherwertige und höher entlohnte 
Arbeitsverhältnisse (26 Prozentpunkte) zusammen. 
Und drittens  zeigen Umfragen, dass sich durch die 
Anerkennung die Akzeptanz und Wertschätzung 
der Fachkräfte bei den Arbeitgebern verbessert. In 
der Gesamtbetrachtung setzen die Möglich keiten 
der Anerkennung damit Anreize für Fachkräfte zur 
Migration nach Deutschland. Allerdings weisen 
die Untersuchungen darauf hin, dass die positiven 
Effekte vor allem bei vollständigen Anerkennungen 
auftreten.

Umsetzung des Anerkennungs-
gesetzes in Bremen

Während es für das Anerkennungsgesetz des  Bundes 
umfangreiche und regelmäßige Berichtssysteme 
gibt,2 bleibt zum Entwicklungsstand und der Um-
setzung der Landesgesetze vieles offen. Vor diesem 
Hintergrund fand im Auftrag der Arbeitnehmer
kammer Bremen im Jahr 2017 eine Untersuchung 
zur Anerkennung ausländischer Qualifikationen im 
Land Bremen statt, über deren zentrale Ergebnisse 
nachfolgend berichtet wird:
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3 Dazu gehören die Kammern der freien Berufe, 

 Handels- und Handwerkskammer Bremen, Senatorin 

für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz, 

Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und 

Sport, Senatorin für Kinder und Bildung, Senatorin für 

Finanzen und der Senator für Justiz und Verfassung.

4 Dazu gehören das Paritätische  Bildungswerk,  

die Universität Bremen (Akademie für Weiter bildung /  

Fremdsprachenzentrum), das Pädagogische Zentrum 

e. V. und RKW Bremen GmbH. 5 Vgl. Billand/Deuschle (2017).

1. Akteure und Verfahrensablauf
Menschen, die eine Anerkennung einer im Ausland 
erworbenen Qualifikation anstreben, können im 
Vorfeld des Verfahrens die Anerkennungsberatung 
des Senators für Wirtschaft, Arbeit und Häfen bei 
der Arbeitnehmerkammer Bremen aufsuchen. Das 
spezialisierte, auch mehrsprachige, Beratungsan-
gebot umfasst die Erklärung des Anerkennungs
verfahrens, die Auswahl des geeigneten Referenz
berufes, gegebenenfalls die Begleitung bei der 
Antragstellung und die Unterstützung bei der Aus
wahl von Ausgleichsmaßnahmen für die volle An -
erkennung. Viele Befragte kommen auf Hinweis  
des Jobcenters oder der Agentur für Arbeit zur 
Anerkennungsberatung. Der formale Antrag auf 
Anerkennung wird bei einer der mehr als 20 zu -
ständigen Stellen im Land Bremen eingereicht. 3 
Einzelne dieser Stellen offerieren auch eigene Be -
ratungsangebote (zum Beispiel Architekten- und 
Ingenieurkammer). Im Zusammenhang mit der 
Anerkennung ausländischer Qualifikationen halten 
unterschiedliche Träger in Bremen Vorbereitungs
lehrgänge zur Kenntnisprüfung, Qualifizierungs
maßnahmen, Sprachkurse, Anpassungslehrgänge 
und Brückenkurse vor, wobei zahlreiche Angebote 
mithilfe des Bundesprogramms Integration durch 
Qualifizierung (IQ) finanziert werden.4 Die Koor-
dination im Bremer Landesnetzwerk des Programms 
IQ hat seit Anfang 2013 die RKW Bremen GmbH 
übernommen.

2. Zahl der Beratungen und Verfahren
Von den 1.002 Beratungsfällen von Anfang 2015 
bis Ende 2016 entfielen 126 auf die Beratungsstelle 
der Architekten- und Ingenieurkammer in  Bremen 
sowie 876 auf die Anerkennungsberatung des Sena
tors für Wirtschaft, Arbeit und Häfen bei der Arbeit
nehmerkammer Bremen.5 Insgesamt zeigt sich von 
Mitte 2015 bis Mitte 2016 durch den  starken Zuzug 
von Geflüchteten ein deutlicher Anstieg bei der 
Inanspruchnahme der Anerkennungsbe ratung. Ab 
dem Sommer 2016 pendelten sich die Zahlen der 
Erstkontakte pro Monat auf hohem Gesamt niveau 
ein. Zu beachten ist allerdings, dass die Beratungs
leistungen aufgrund von Folge kontakten höher 
 liegen. Bei der Häufigkeit einzelner Re ferenzberufe 
ist festzustellen, dass in etwa 27  Prozent der Fälle 
keine Zuordnung zu einem deutschen Referenzberuf 
möglich war. Mit Abstand die  meisten Beratungs
anfragen entfielen auf den Lehrer- und den Ingeni
eurberuf (siehe Abbildung 2). Nach Be  rufsbereichen 
differenziert zeigt sich, dass mehr als jeder vierte 
Referenzberuf dem Bereich „Gesundheit, Soziales, 
Lehre und Erziehung“ (zum Beispiel Ärzte bezie
hungsweise Ärztinnen, Gesundheits- und Kranken-
pflegerinnen / -pfleger,  Lehrerinnen /  Lehrer, Er -
zieherinnen / Erzieher und Sozial    arbeite rinnen /  
Sozialarbeiter) zuzuordnen ist. Den zweitgrößten 
Bereich stellt mit etwa 17 Prozent der Re  ferenz-
berufe die „Rohstoffgewinnung,  Produktion und 
Fertigung“ (zum Beispiel Ingenieure be ziehungs
weise Ingenieurinnen, Mechatronikerinnen /  
Mecha  troniker) dar. Deutlich wird zudem, dass der 
größte Anteil (etwa 26 Prozent) auf die auf Länder-
ebene geregelten Berufe, also zum  Beispiel Kranken-
pflegerin oder Erzieherin entfällt. Die Organisation 
der Anerkennung dieser Berufe auf Länderebene ist 
also von besonderer Bedeutung.

„Die Anerkennung ausländischer Qualifi-
kationen hat zahlreiche positive Wirkungen 
für die Betroffenen, darunter eine ver-
besserte Arbeitsmarktintegration und ein 
höheres Lohnniveau.“
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Abbildung 2: 
Häufigste Referenzberufe in der Anerkennungsberatung

Quelle: Eigene Darstellung auf Datengrundlage von Billand / Deuschle (2017); n = 871
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6 Vgl. Bremische Bürgerschaft, Landtag (2016).

7 Vgl. Schmitz (2017).

Was die Zahl der Anerkennungsverfahren betrifft, 
so ist für Bremen keine hinreichend gesicherte 
 Analyse nach Berufsgruppen möglich, da bislang 
eine entsprechende Landesstatistik fehlt. Hier kann 
lediglich auf die Zahlen einer Bürgerschaftsdruck
sache verwiesen werden: 6 Diese macht deutlich, 
dass der Anteil der Verfahren von Gesundheitsfach- 
und Heilberufen für 2013 bis 2015 bei etwas mehr 
als 50 Prozent liegt. Bundesweit liegt  dieser Anteil 
sogar mit rund 75 Prozent noch höher. 7 Neben 
 diesen Berufsgruppen stellen Erzieherinnen und 
Erzieher, Ingenieure beziehungsweise Ingenieurin
nen sowie Lehrer und Lehrerinnen die häufigsten 
Referenzberufe im Land Bremen dar. Ebenfalls zeigt 
sich, dass die Anerkennungsquoten je nach Re fe
renzberuf und Jahr deutlich schwanken.

3. Berufsspezifische Herausforderungen
Auf Basis der bisherigen Datenlage im Land 
 Bremen wurden vier Berufsgruppen für eine detail
lierte Analyse ausgewählt: Ingenieurinnen und 
 Ingenieure, Gesundheitsfach- und Heilberufe, Er -
zieherinnen und Erzieher sowie Lehrerinnen und 
Lehrer. Im Folgenden werden für zwei dieser 
Berufsgruppen die jeweiligen Besonderheiten im 
Ablauf der Verfahren sowie dabei auftauchende 
Herausforderungen und Problemlagen dargestellt.

Erzieherinnen und Erzieher
Die Besonderheit bei der Anerkennung einer im 
Ausland erworbenen Qualifikation als Er  zieherin 
oder Erzieher stellt die Zweistufigkeit des Ver-
fahrens dar. Während in einem Referat die Gleich
wertigkeit der im Ausland erworbenen Qualifi-
kation geprüft und gegebenenfalls anerkannt wird, 
ist eine weitere Stelle (Referat 31) dafür zu  ständig, 
die formale staatliche Anerkennung als Er  zieherin 
oder Erzieher zu erteilen. Zum Erwerb dieser 
 staatlichen Anerkennung durchlaufen die Antrag -
stellerinnen und Antragsteller individuelle Kursan
gebote und müssen Praxiszeiten ab  solvieren. Ab -
schließend ist ein Colloquiumsbericht anzu fertigen 
und ein  Colloquium abzulegen. Für den Prozess 

—  66



—  01  Arbeit und Wirtschaft

der staatlichen Anerkennung stehen differenzierte 
Unterstützungs- und Coachingangebote zur Ver-
fügung.

Auffällig bei der Anerkennung ausländischer Er -
zieherinnen und Erzieher in Bremen ist die voll
ständige Umkehr der Verfahrensbewertungen: 
 Wurden 2014 / 2015 noch fast alle Anträge aner
kannt, so erfolgten 2016 fast vollständig Ableh
nungen. Hinter grund dieser Problematik ist eine 
unterschied liche Bewertung der bestehenden Unter
schiede in der Ausbildung als Erzieherin oder Er -
zieher zwischen Deutschland und dem Ausland. 
Viele Antragstellerinnen und Antragsteller haben 
zwar studiert, Differenzen liegen aber vor allem 
in den Be  reichen Sozialrecht, Heimerziehung oder 
dem Praxisanteil vor. Auch eine unterschiedliche 
pädagogische  Haltung wird bei ausländischen Fach
kräften teilweise festgestellt (zum Beispiel in Bezug 
auf die Bedeutung von Partizipation). Ferner beste
hen fachsprachliche Hürden, da sich die in Sprach
kursen erworbenen Kompetenzen oft als nicht aus
reichend für den Alltag in der Kindertagesstätte 
erweisen (zum Beispiel Elterngespräch, Eltern
briefe). Wurden diese Differenzen von der zustän
digen Stelle zunächst als unkritisch eingeschätzt, 
führten sie – auch nach vereinzelter Kritik von Ein
richtungen an der Qualifikation von anerkannten 
Erzieherinnen und Erziehern im Anerkennungs
jahr – ab 2016 fast vollständig zu Ablehnungen, 
da passende Module zur Nachqualifizierung in den 
genannten Bereichen noch entwickelt werden. Eine 
Teilanerkennung ist somit aktuell nicht möglich. 
Auch sonstige Ver fahren bei unvollständigen Doku
menten kommen derzeit nicht zum Einsatz. Zurück
zuführen ist diese unterschiedliche Handhabung 
auch auf fehlende Personalressourcen beziehungs
weise häufige per sonelle Wechsel in der zustän-
digen Stelle.

Lehrerinnen und Lehrer
Bei der Anerkennung von Lehrkräften ist grundsätz-
lich zwischen der Erteilung einer Lehramts
befähi gung und einer Lehrbefähigung zu unter
scheiden. Lediglich mit einer Lehramtsbefähigung 
ist dabei der Einsatz als Lehrerin oder Lehrer 
in einer staatlichen Schule möglich und das zu 
 wesentlich  bes  seren tariflichen Konditionen als bei 
einer „nur“ lehrbefähigten Person, die beispiels
weise in der Weiterbildung tätig ist. Die zustän
di ge Stelle prüft dabei die Unterlagen und erstellt 
einen Bescheid zum möglichen Nachqualifizie
rungsbedarf. Je nach festgestelltem Anpassungsbe
darf wird vom staatlichen Prüfungsamt die Höhe 
der nachzuholenden Credit Points an der Univer
sität bestimmt. Für die Gewährung einer Teilaner
kennung darf der An  passungsbedarf maximal 90 

CP und eine Praxisphase von 18 Monaten umfas
sen. Die inhaltliche Festlegung der Maßnahmen 
erfolgt im Austausch mit dem Zentrum für Lehrer
bildung der Universität  Bremen. Dort können die 
Module – bei entsprechender Zulassung zum Stu
dium – nachgeholt  werden. Am Landesinstitut für 
Schule (LIS) erfolgt nach vorheriger erfolgreicher 
Bewerbung auf ein Referendariat anschließend die 
berufspraktisch ergänzende Ausbildung entspre
chend der inhalt lichen Fest legung im Erstbescheid. 
Darin ist außerdem festgelegt, ob eine Referendari
atszeit von sechs, zwölf oder 18 Monaten erfolgen 
muss. Für jedes Jahr praktischer Berufserfahrung im 
Ausland kann ein halbes Jahr auf die berufsprak
tische Ausbildung angerechnet werden. Nach Ab -
solvieren von Anpassungsmaßnahmen (in der Regel 
universitär und berufspraktisch) oder nach Bestehen 
der Eignungs prüfung wird ein endgültiger Bescheid 
über die Anerkennung erstellt, mit dem sich die 
Betroffenen um eine Stelle als Lehrkraft bewerben 
können.

Die größte Herausforderung bei der Aner kennung 
von Lehrkräften besteht darin, dass es im Jahr 
2017, also über drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Landesanerkennungsgesetzes, noch keine  zwischen 
der Senatorin für Kinder und Bildung und der 
 Senatorin für Wissenschaft und Gesundheit ab ge
stimmte Durchführungsverordnung gibt, auf deren 
Basis Bescheide Rechtssicherheit  hätten. Ferner 
 er  geben sich Schwierigkeiten daraus, dass Lehr
kräfte im Ausland oft nur ein Fach erlernen oder  
für eine andere Schulgliedrigkeit ausgebildet 
 werden. Diese können bisher in der Regel keine 
Lehramts befähigung erhalten, sondern nur die 
Lehrbe fähigung für ein Fach, wodurch sie tarif
rechtlich schlechter gestellt sind als Lehrkräfte, 
die zwei Fächer studiert haben. Auch die Anerken
nung von Lehrern und Lehrerinnen für Deutsch als 
Zweitsprache ist umstritten. Zwar ist der Bedarf 
gerade aufgrund der hohen Auslandszuwanderung 
zuletzt enorm gestiegen, gleichzeitig hat die Kultus-
ministerkonferenz Deutsch als Zweitsprache bis
her nicht in ihren Fächerkanon aufgenommen und 
 empfiehlt daher keine Lehramtsanerkennung in die
sem Bereich. Einige Bundesländer weichen jedoch 
von dieser Maßgabe ab – Bremen will das nicht. 
Auch Sportlehrerinnen und Sportlehrer  können in 
Bremen keine Anerkennung erhalten, da die Univer
sität dieses Fach nicht mehr an  bietet und so keine 
Anpassungsmaßnahmen existieren. Eine Koopera
tion mit anderen Universitäten (zum  Beispiel Olden
burg) wäre hier sinnvoll. Zudem sind die sprach
lichen Herausforderungen groß, da unter den 
Antragstellenden sowohl Personen mit sehr gerin
gen Deutschkenntnissen als auch Personen mit 
B1-Niveau und seltener auch B2-Niveau sind. Auch 
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wenn das Sprachniveau rechtlich keine Vorausset
zung für die Anerkennung spielen darf, müssen die 
Antragstellerinnen und Antragsteller zur Bewälti-
gung der notwendigen Anpassungsmaßnahmen 
letztendlich C1- oder C2-Niveau erreichen. Ein seit 
Herbst 2017 bestehender Kurs versucht ferner, aus
ländische Lehrkräfte besser auf die kommunikativen 
Anforderungen im beruflichen Alltag vorzubereiten. 
Die hohe Komplexität des Verfahrens macht zudem 
eine bessere personelle Ausstattung der zuständigen 
Stelle notwendig, um eine umfangreichere Betreu
ung und Beratung gewährleisten zu können.

Schlussfolgerungen und politische 
Handlungsempfehlungen

Die Untersuchung zeigt, dass der Bedarf für die An   -
erkennung von im Ausland erworbenen Ab schlüssen 
in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen ist. 
Gleichzeitig ist unverkennbar, dass Anerkennungs
verfahren sehr komplex und für Antragstellende mit 
großen Herausforderungen verbunden sind. Aus den 
Studienergebnissen lassen sich zentrale, berufsüber
greifende Handlungsempfehlungen für die zukünfti-
 ge Anerkennungskultur im Land Bremen ableiten. 

Dazu zählen unter anderem folgende Aspekte:
 Erhöhung der Personalressourcen in den zu -

ständigen Stellen in Anbetracht von steigenden 
Verfahrenszahlen, einer wachsenden Komplexi-
tät der Verfahren und dem Bedarf zur Entwick-
lung „sonstiger Verfahren“ bei fehlenden 
 Dokumenten;

 Stärkung der Vernetzung und Kooperation 
der zuständigen Stellen innerhalb des Landes 
 Bremens und mit anderen Bundesländern;

 Erstellung von Durchführungsverordnungen und 
Handlungsanweisungen;

 einheitlicher Umgang mit Sprachanforde rungen 
und Schaffung ausreichender Sprachkurse, 
gerade im Bereich des alltagsintegrierten Fach 
und Sprachlernens;

 durchgehende Ermöglichung von Teilanerken
nungen, um eine Anschlussfähigkeit an bereits 
erworbene Qualifikationen und damit die Ar -
beitsmarktintegration zu ermöglichen;

 Implementation „sonstiger Verfahren“ bei
spielsweise nach dem Vorbild der Er  fahrungen 
mit dem Projekt „Prototyping Transfer“ 8 in 
 Hamburg und

 Einführung einer Landesstatistik zur Steuerung 
der Verfahrensabläufe.

Zum Weiterlesen
Böhme, René / Heibült, Jessica (2017): Aner-
kennung ausländischer Qualifikationen im Land 
Bremen. Eine Bestandsaufnahme im Jahr 2017. 
Reihe Arbeit und Wirtschaft in Bremen 21 / 2017.

8 Prototyping Transfer stellt ein von 2015 bis 2018 

durch das Bundesministerium für Bildung und For-

schung gefördertes Projekt dar, dessen Ziel es ist, 

die Anzahl der durchgeführten Qualifikations analysen 

bundes weit zu erhöhen sowie zuständige Stellen 

bei der Vorbereitung und Durchführung von Qualifi-

kationsanalysen gezielt zu unterstützen – zum Bei-

spiel durch dezentrale Schulungen, individuelle Be -

ratung, Arbeitshilfen und durch den Sonderfonds 

Qualifikations analysen zur finanziellen Unter stützung 

der Antragstellenden. Am Projekt nehmen unter 

 anderem die Handwerkskammer Hamburg, Handwerks-

kammer  Mannheim Rhein-Neckar-Odenwald, IHK FOSA, 

 Industrie- und Handels kammer zu Köln, Industrie- und 

Handels kammer für München und Oberbayern und der 

Westdeutsche Handwerkskammertag teil.
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Zur Definition: Was sind „wissens-
intensive Dienstleistungen“?

  Die Situation auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
ist aktuell gut. Nicht nur in Bremen, in fast allen 
Teilen Deutschlands steigen die Beschäftigtenzahlen 
(siehe Artikel „Wirtschafts- und Beschäftigungsent-
wicklung in Bremen“). Treiber des Wachstums sind 
auf vielen regionalen, insbesondere großstädtischen 
Arbeitsmärkten die sogenannten „wissensintensi
ven Dienstleistungen“. Hinter dem Begriff verber
gen sich Wirtschaftszweige, die die Expertenkom
mission Forschung und Innovation, eine Gruppe von 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die die 
Bundesregierung in allen Fragen der Forschungs, 
Entwicklungs- und Innovationspolitik berät, trenn
scharf abgegrenzt hat. Laut dieser bewährten De 
fini tion gehören zu den wissensintensiven Dienst
leistungen all jene Branchen, in denen der Anteil 
an akademischen Berufen um mindestens 20 Pro
zent über dem jeweiligen Durchschnitt liegt. Bei 
nicht eindeutigen Fällen wurde zusätzlich der Anteil 
der beschäftigten Naturwissenschaftler und Inge
nieure (Wissenschaftlerquote) sowie der formale 
Anteil der Akademiker (nach formellem Abschluss) 
be  trachtet. Das Konzept stellt eine Weiterentwick
lung der von Eurostat verwendeten Klassi fizierung 
der „knowledge based services“ dar. Um inter-
nationale Vergleichbarkeit zu gewährleisten, ist des
halb der Anteil akademischer Berufe in den jeweili
gen Wirtschaftszweigen in den EU-15 und den USA 
maß geblich. Dies führt im Gegensatz zu einer iso
liert deutschen Betrachtung zu modifizierten Ergeb
nissen, da beispielsweise das Gesundheits-, aber 
auch das Bankenwesen – anders als hierzulande, wo 
Beschäftigte klassischerweise eine Berufsausbildung 
abgeschlossen haben – im angelsächsischen Raum 

Tobias Peters

Moderne städtische 
 Arbeitsmärkte  
brauchen wissensintensive 
Dienst leistungen

In aller Kürze:

Die sogenannten „wissensintensiven Dienstleistungen“ – also Inge-
nieurbüros, Anwaltskanzleien, Arztpraxen, Werbeagenturen, For-
schungslabore oder IT-Beratungen – sind Wachstumstreiber auf 
dem Arbeitsmarkt, für dessen Zukunftsfähigkeit sie eine be  sondere 
Rolle spielen, da sie Innovationen befördern und den Struktur-
wandel vorantreiben. Auch in Bremen und Bremerhaven  steigen 
die Beschäftigten zahlen. In den vergangenen zehn Jahren sind 
über 15.000 neue Arbeitsplätze in wissensintensiven Dienstleistun-
gen entstanden. Dennoch ist die Entwicklung nicht ganz so dyna-
misch wie in anderen Städten. Der Anteil ist hierzulande nach wie 
vor gering, obwohl schon heute weit mehr als jede / jeder fünfte 
sozial versicherungspflichtig Beschäftigte in wissensintensiven 
Dienst leistungsbranchen ar  beitet. Das sind in etwa so viele Arbeit-
nehmerinnen und Arbeit nehmer wie im produzierenden Gewerbe des 
Landes Bremen. Um noch mehr Anziehungskraft für Existenzgründe-
rinnen und  -gründer, junge  Kreative oder Fachkräfte in wissensinten-
siven Dienstleistungen zu entfalten, müssen diese Gruppen verstärkt 
in den Fokus rücken, um der wachsenden Bedeutung der Dienstleis-
tungsberufe gerecht zu werden.
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viel stärker akademisch geprägt sind. Zudem wird 
eine Beschränkung nur auf die gewerbliche Wirt
schaft vorgenommen. Das heißt: Sektoren, die vor
wiegend vom öffentlichen Sektor geprägt und poli
tisch unmittelbar steuerbar sind (hierzu gehört 
zum Beispiel der Wirtschaftszweig „Erziehung und 
Unterricht“) bleiben außen vor. Begründet wird 
dies von der Expertenkommission damit, dass der 
öffentliche Sektor zwar zweifellos stark auf Res
sourcen aus Forschung und Entwicklung zurück
greift und bei Verwaltung, Bildung, Wissenschaft 
und  Forschung als wichtiger Nachfrager auf Märk
ten für Hochqualifizierte auftritt, dies jedoch als 
struk turelle Vorleistung und nicht als Output im 
Sinne von Leistungs- und Innovationsfähigkeit der 
Privatwirtschaft zu sehen ist. Dies führt dazu, dass 
der unbestritten – auch quantitativ – bedeutende 
Kernbereich von Hochschulen in dieser Betrachtung 
grundsätzlich für alle Städte und Regionen außen 
vor bleibt, externe Forschungsinstitute jedoch ein
geschlossen sind.1 

1 Siehe Gehrke et al. (2010), S. 4 und S. 9 ff.
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Zur Bedeutung: Warum sind 
 wissensintensive Dienstleistungen  
so wichtig?

In Kanzleien und Praxen, bei IT-Experten und 
 Ingenieuren oder in der Forschung ist das  Wissen 
der Beschäftigten die Ressource, auf dessen Basis 
Wertschöpfung und Wirtschaftskraft generiert 
werden. Auch deshalb bieten viele Bereiche der 
wissens intensiven Dienstleistungen ein eher ge 
ringes Ratio nalisierungspotenzial. Die Beschäf
tigung ist verhältnismäßig wenig vom  Wegfall 
bedroht. Im Gegen teil: Die wissensintensiven 
Dienst leistungen sind oft der Treiber für Wirt
schafts und Be  schäf   tig  ten   wachstum. Dabei geben 
sie eigenständige Impulse, die keineswegs nur aus 
anderen ( Industrie-) Branchen abgeleitet werden 
können. Selbst die unternehmensnahen Dienstleis
ter unter den wissensintensiven liefern deutschland
weit ihre Vorleistungen zu weniger als einem Fünf
tel an die Industrie.2 Fast 80 Prozent der Nachfrage 
kommt aus dem Dienstleistungssektor selbst. Für 
konsumnahe Dienstleistungen, wie sie im Bereich 
Gesundheit erbracht werden, sind private Haushalte 
die weitaus wichtigste Kundengruppe.

Die Expertenkommission schreibt der Wissens-
ökonomie die Fähigkeit zu, eine Vorreiterrolle 
mit Anschubeffekten und Ausstrahlungskraft ein
zunehmen. Innovationen werden befördert, der 
wirtschaftsstrukturelle Wandel vorangetrieben, 

Know-how regional verbreitet. Gerade in groß-
städtischen Agglomerationen schaffen wissensinten
sive Dienstleistungen so zukunfts- und wettbewerbs
fähige Arbeitsmärkte. Forschungsintensive Produkte 
und wissensintensive Dienstleistungen seien, so 
die Expertenkommission „nach den ‚Spielregeln‘ 
der internationalen Arbeitsteilung das Beste, was 
hoch entwickelte Volkswirtschaften dem Weltmarkt 
anbieten können“, da in der Wissenswirtschaft die 
Ausstattungsvorteile – bei Dienstleistungen das 
hohe Qualifikationsniveau der Beschäftigten – am 
wirksamsten zur Geltung kommen.3 Vor diesem 
Hintergrund verwundert es nicht, dass viele der 
wirtschaftlich erfolgreichsten Städte heutzutage 
einen hohen Anteil von Beschäftigten in wissens-
intensiven Dienstleistungen haben.

Die wissensintensiven Dienstleistungsbranchen sind 
noch aus einem anderen Grund wichtig für den 
Arbeitsmarkt, insbesondere in Bremen und Bremer-
haven. In vielen Bereichen der wissensintensiven 
Zweige liegt der Frauenanteil deutlich höher als 
in anderen Branchen. So sind 57 Prozent der im 
Land Bremen in der nicht technischen Beratung 
und Forschung Beschäftigten weiblich, im Bereich 
 Finanzen und Vermögen sind es 54 Prozent. Auch 
bei Medien und Kultur arbeiten mehr Frauen als 
im Gesamtdurchschnitt. In Bremerhaven liegt der 
Anteil weiblicher Beschäftigter in wissensintensi
ven Dienstleistungen bei 65 Prozent, in der Stadt 
Bremen immerhin bei 62 Prozent. Der Frauenan
teil wird stark vom Bereich Gesundheit beein  flusst, 
der in mancher Hinsicht einen Spezialfall  darstellt. 
In Bremerhaven liegt der Frauenanteil aber auch 
ohne den Gesundheitsbereich bei über 50 Prozent, 
in Bremen ist er mit 45 Prozent immer noch höher 
als der Gesamtdurchschnitt: In Werbe agenturen, 
der Steuer beratung, dem Finanzwesen oder der 
nicht technischen Forschung arbeiten verhältnis
mäßig viele Frauen in überwiegend gut  entlohnten 
Berufen. Gleichzeitig liegt auch die Quote der Voll
zeitbeschäftigung (ohne Gesundheit) mit 77 Pro
zent um fünf Prozentpunkte über dem Durchschnitt, 
Minijobs sind hingegen in wissensintensiven Dienst
leistungen deutlich seltener anzutreffen. Die hohe 
Qualität der Arbeit und die insgesamt überdurch
schnittliche Bezahlung in Verbindung mit dem 
hohen Frauenanteil tun den männlich  dominierten 
Arbeitsmärkten in Bremen und Bremerhaven so 
auch aus einer Geschlechterperspektive gut.

2 Bei freiberuflichen, wissenschaftlichen und tech-

nischen Dienstleistungen sind es rund 30 Prozent, bei 

Informations- und Kommunikationsdienstleistungen gut 

10 Prozent. Sofern das verarbeitende Gewerbe Abneh-

mer ist, sind es zu einem großen Anteil seine wissensin-

tensiven Zweige. Siehe Edler/Eickelpasch (2013), S. 19 f. 3 Siehe Gehrke et al. (2010), S. 3.
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15.000 Beschäftigungsverhältnisse mehr als 2007, 
was eine Steigerung von 28 Prozent bedeutet. Die 
Stadt Bremen verzeichnete gar ein Wachstum von 
über 32, Bremerhaven hingegen von  weniger als 
sechs Prozent. Auch hierzulande sind die wissens-
intensiven Dienstleistungen also durchaus ein 
Wachs tumsmotor, auch wenn die Entwicklung in 
anderen Städten noch wesentlich dynamischer ver
läuft – Berlin hatte ein Plus von 46, München von 
43, Leipzig von 39 Prozent, bei den Vergleichs-
städten Bremerhavens liegen Fürth mit einem 
Wachstum im selben Zeitraum von 60, Jena mit  
41 und Oldenburg mit 38 Prozent an der Spitze. 
Von einem niedrigen Niveau kommend ist ein 
 echter Aufholprozess in Bremen kaum auszu-
machen, auch wenn die Zuwachsraten in der   
letzten Dekade für die Stadt Bremen leicht über 
dem Großstadt durchschnitt liegen. Besonders 
 positiv ent wickelte sich der Bereich „Technische 
Beratung und  Forschung“, der sich seit 2007 im 
Land Bremen  verdoppelt hat (siehe Info-Kasten). 
 

Zur Entwicklung: Wie viele Be-
schäftigte arbeiten in Bremen und 
 Bremerhaven in wissensintensiven 
Dienstleistungsbranchen?

Die wissensintensiven Dienstleistungen sind seit 
 vielen Jahren Wachstumstreiber auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt. Seit 2007 stiegen die Beschäftigten
zahlen in den entsprechenden Wirtschafts zweigen 
um über 26 Prozent und damit deutlich stärker 
als in anderen Branchen. Insbesondere die großen 
Städte profitieren von dieser Entwicklung, wenn 
auch sehr unterschiedlich. Während sich manche 
Städte als Zentren der Wissensökonomie be  haupten 
– und diese Aufwertung in der Regel von Bevölke
rungszuwächsen goutiert wird –, geraten andere, 
gerade altindustrialisiert geprägte Städte bei diesem 
Prozess ins Hintertreffen. 

In der Stadt Bremen waren im Juni 2017 über 
60.000 Menschen sozialversicherungs pflichtig in 
wissensintensiven Dienstleistungsbranchen be schäf
tigt. Rund 9.300 kommen in Bremer haven hinzu. 
Das sind für das Land Bremen insgesamt über 

Abbildung 1: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
im Land Bremen (2007 = 100)

Quelle: Sonderauswertung der Bundesagentur für Arbeit
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Die wissensintensiven Dienstleistungen bein-
halten sechs Bereiche, hinter denen wiede-
rum die konkreten Wirtschaftszweige mit be-
sonders hohem Anteil akademischer Berufe (auf 
Drei steller-Ebene nach WZ 2008, wie sie das 
Statis tische Bundesamt ausweist),  stehen. Folg-
lich werden alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Unternehmen, die in einem dieser 
Wirtschaftszweige tätig sind, als Beschäftigte 
in wissensintensiven Dienstleistungs branchen 
erfasst. Dass zusätzlich zu den sozial ver-
sicherungspflichtig Beschäftigten viele weitere 
Erwerbstätige in jenen Sparten, beispielsweise 
freiberuflich, arbeiten, liegt an gesichts der 
Struktur einiger Branchen nahe. 

Finanzen und Vermögen
Der Bereich ist der einzige innerhalb der wissens-
intensiven Dienstleistungen, der mit Arbeits-
platzabbau zu kämpfen hat – in  Bremen und 
Bremerhaven überdurchschnittlich. Der Anteil 
des Sektors, in dem im Land Bremen 8.000 Men-
schen überwiegend im leidenden Filial betrieb 
von Kreditinstituten beschäftigt sind, ist geringer 
als anderswo. Die weitestgehende Abstinenz von 
Bankzentralen erklärt auch die in Bremen niedri-
gere Akademikerquote im Finanzwesen. 

Kommunikation und IT
Dieser Bereich stellt einen Kernbereich der 
wissens intensiven Dienstleistungen dar, da 
er als in besonderem Maße innovativ gilt. Die 
Stadt Bremen liegt jedoch mit einer Entwick-
lung von + 32 Prozent und einem Beschäftigten-
anteil von 2,6 Prozent (entspricht rund 7.000 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern) weit 
unterhalb des gewichteten Durchschnitts sei-
ner Vergleichsstädte (+57 Prozent Zuwachs und  
4,7 Prozent Beschäftigtenanteil). In Bremerhaven 
sank die Zahl der Beschäftigten seit 2007 gar um 
30 Prozent, der Anteil ist mit 0,3 Prozent (ab -
solut 171 Beschäftigte) auch im Vergleich extrem 
gering.

Technische Beratung und Forschung
Der Bereich ist im Land Bremen seit 2007 um 
über 100 Prozent gewachsen (deutschlandweit 
rund 50 Prozent), was maßgeblich auf einen 
 großen Beschäftigungszuwachs von 2010 bis 
2013, vor allem in Bremen (Stadt) zurückzuführen 

ist. Sowohl Architektur- und Ingenieurbüros, die 
technische, physikalische und chemische Unter-
suchung wie die Forschung und Entwicklung 
in Natur- und Ingenieur wissenschaften bieten 
heute mehr als doppelt so  vielen  Menschen im 
Land Arbeit. Das heißt, für 2017 insgesamt rund 
11.500 sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigte, womit auch der Anteil überdurchschnitt-
lich ist. Bremerhaven kommt auf 3,3 Prozent 
(1.704 Beschäftigte, davon 1.298 in der Forschung 
und Entwicklung in Natur- und Ingenieur-
wissenschaften, insgesamt + 42 Prozent seit 
2007),  Bremen auf 3,6 Prozent (9.818 Beschäf-
tigte, davon 6.210 in Architektur- und Ingenieur-
büros, insgesamt +120 Prozent).

Nicht technische Beratung und Forschung
In diesem Bereich sind Rechts-, Steuer- und 
Unternehmensberater, Wirtschaftsprüfer, Markt- 
und Meinungsforscher sowie Werbefachleute 
und nicht zuletzt geisteswissenschaftliche For-
scher tätig. Die Anteile dieser Branchen an allen 
Beschäftigten liegen in Bremen wie in Bremer-
haven unterhalb des Durchschnitts der jeweili-
gen Vergleichsstädte, in Bremen lag der Anstieg 
mit fast 60 Prozent im Schnitt. Besonders gut 
entwickelten sich die Verwaltung und Führung 
von Unternehmen (+ 180 Prozent) und Public- 
Relations- und Unternehmensberatung (+ 100 
Prozent). In der Stadt Bremen arbeiten 12.500 
Menschen in der nicht technischen Beratung 
und Forschung. Bremerhaven verliert jedoch 
in dem deutschlandweit stark wachsenden 
Bereich sogar Beschäftigung – seit 2007 rund 
fünf  Prozent auf 1.500 Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. 

Medien und Kultur
Bremerhavens Beschäftigtenanteil in  diesem 
Bereich ist mit 1,5 Prozent (800 Beschäf-
tigte) recht hoch (Vergleichsstädte 1,2 Pro-
zent),  Bremens mit 1,8 Prozent (4.900 Beschäf-
tigte) nach wie vor vergleichsweise niedrig 
(Großstadtschnitt 2,7 Prozent), obwohl im ver-
gangenen Jahr (auch wegen Umstrukturierun-
gen zulasten der „Herstellung von Datenver-
arbeitungsgeräten, elektronischen und optischen 
Erzeugnissen“) fast 1.200 Beschäftigte im „Ver-
legen von Software“ dazukamen. Bis dahin war 
die Entwicklung in Bremen wie in Bremerhaven 

Die Bereiche der wissensintensiven  
Dienstleistungen und ihre Entwicklung  
in Bremen
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Besonders die Metropolen, jedoch ebenso einige 
mittelgroße Städte ziehen momentan viele Men
schen vor allem aus der Kreativwirtschaft, aber 
auch der IT oder Unternehmensberatung an. Eine 
solche Sogkraft entfalten Bremen und insbesondere 
Bremerhaven (noch) nicht. Dies liegt  natürlich auch 
an dem im Vergleich mit anderen Städten recht 
hohen Beschäftigtenanteil in der bremischen Indus
trie, der auch wirtschaftspolitisch nach wie vor die 
weitaus größere Aufmerksamkeit zukommt. Aller
dings arbeiten schon heute im Land Bremen in 
etwa genauso viele Menschen in wissensintensiven 
Dienstleistungen wie im produzierenden Gewerbe.

Der Anteil wissensintensiver Dienstleister an allen 
Beschäftigten liegt  mittlerweile im Land Bremen bei 
über 21 Prozent. Dies ist, schaut man sich die jewei
ligen Vergleichsstädte an, ein eher geringer Wert; in 
München arbeiten fast vier von zehn Beschäftigten 
in wissensinten siven Dienstleistungen, in Frankfurt 
am Main, Stuttgart, Düsseldorf und Köln liegt der 
Anteil ebenfalls jenseits eines Drittels. Auch Offen
bach, Oldenburg, Koblenz oder Jena erreichen rund 
30 Prozent.

unterdurchschnittlich. Anders als viele Ver-
gleichsstädte gewannen sie keine Arbeitsplätze 
hinzu.

Gesundheit
Der Bereich Gesundheit stellt quantitativ den 
bedeutendsten der wissensintensiven Dienst-
leistungen dar: Fast 22.000 Beschäftigte ar -
beiten hier, wobei der Bereich in dieser Betrach-
tung recht eng gefasst ist und im Wesentlichen 
Kranken häuser und Arztpraxen umfasst. Der 
Ge  sundheitsbereich ist in vielerlei Hinsicht ein 
 spezieller Bereich innerhalb der wissensintensi-
ven Dienstleistungen, in dem auch die  Qualität 
der Arbeit teils gegenüber anderen Branchen 
abfällt. Der Anteil an Teilzeitbeschäftigung liegt 
bei über 40 Prozent, was verbunden mit (außer-
halb der Ärzteschaft) unterdurchschnittlichen 
Stundenlöhnen problematisch ist. Der Frauen-
anteil ist sehr hoch. Auch wird das Gesund-
heitswesen in Deutschland stärker öffentlich 
reglemen tiert, in weiten Teilen ist es zudem 
weniger akademisch geprägt als beispielsweise 

im angelsächsischen Raum. Jedoch ist auch die-
ser von der Expertenkommission Forschung und 
Innovation als wissensintensive Dienstleistung 
identifizierte Teilbereich des gesamten Gesund-
heitssektors ein deutschlandweit stark wach-
sender Bereich. Bremen und Bremer haven par-
tizipieren am Gesundheitsboom allerdings 
kaum. Hier wuchsen die Beschäftigten zahlen 
seit 2007 um lediglich 14 respektive sieben Pro-
zent (Deutschland insgesamt +25 Prozent, Groß-
städte + 33 Prozent). Für Bremerhaven kann 
unter anderem die Privatisierung der Kliniken 
ein Grund sein, in Bremen kommen vor allem 
die peripheren Zweige (Heilpraktiker, Massage 
und Kranken gymnastik, Hebammen, Logopädie, 
Psycho therapie etc.) nicht in Gang. Deutschland-
weit liegt das Wachstum hier bei 64, in der Stadt 
 Bremen bei nur 20 Prozent (Bremerhaven 59 
Prozent). Die Beschäftigtenanteile sind im Land 
 Bremen daher unterdurchschnittlich. Es lohnt, 
eine genauere Analyse des bremischen Gesund-
heitssektors vorzunehmen.

„Besonders die Metropolen, aber auch einige 
mittelgroße Städte, ziehen viele Menschen 
aus der Kreativwirtschaft, der IT oder der 
Unternehmensberatung an. Solche Sogkraft 
entfalten Bremen und Bremerhaven (noch) 
nicht.“
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Abbildung 2: 
Beschäftigte in wissensintensiven Dienstleistungen
als Anteil an allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 2017

Quelle: Sonderauswertung der Bundesagentur für Arbeit

38,8%
37,6%

36,9%
35,2%

33,9%
31,0%

29,6%
28,7%

28,0%
27,1%

26,4%
26,3%

24,3%
22,0%

17,9%

20,9%

30,2%
29,8%

29,2%
29,0%

28,0%
24,4%

23,1%
21,1%
21,1%
20,6%
20,5%

17,9%
17,8%

16,5%
15,7%

9,5%

0% 10% 20% 30% 40% 50%

München
Frankfurt am Main

Stuttgart
Düsseldorf

Köln

Ø Vergleichstädte HB
Hamburg

Essen
Berlin

Nürnberg
Dresden
Leipzig

Dortmund
Bremen (Stadt)

Duisburg

Deutschland

Offenbach
Oldenburg

Koblenz
Jena

Würzburg
Fürth

Ø Vergleichsstädte Bhv
Osnabrück

Cottbus
Schwerin

Pforzheim
Bottrop

Bremerhaven
Wilhelmshaven

Remscheid
Salzgitter

—  Bericht zur Lage 2018 

Zu den Rahmenbedingungen:  
Welche Voraussetzungen brauchen 
wissensintensive Dienstleister?

Die wissensintensiven Dienstleistungen glie
dern sich trotz ihrer gemeinsamen Definition und 
der einheitlichen Kategorisierung in durchaus 
sehr unterschiedliche Branchen auf, die auch be 
züglich ihrer Bedürfnisse und Förderungsmöglich
keiten erhebliche Unterschiede aufweisen; den 
einen Wirtschaftszweig „Wissensintensive Dienst
leistungen“ kann es bei der großen Bandbreite an 

Branchen und Berufen, die sich hinter dem Begriff 
verbirgt, nicht geben. Die Kreativwirtschaft braucht 
andere Voraussetzungen als IT- Spezialisten, der 
Bereich Gesundheit, Ingenieurdienstleistungen oder 
Steuer berater und Anwälte. Insofern ist es  wichtig, 
dass auch hinsichtlich der Förderung und politi
schen Aktivitäten verschiedene Zielgruppen an   -
ge    sprochen werden. Der klassische Instrumenten-
kasten von Wirtschaftsförderung stößt da schnell an 
seine Grenzen, erst recht, wenn er einseitig aus   ge
richtet auf industrielles Gewerbe zusammengestellt 
wurde. Dennoch lassen sich durchaus auch Faktoren 
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 Image und Urbanität
 Sogenannte Schwarmstädte leben von ihrer 

Anziehungskraft, die sie auf junge Menschen 
ausüben. Subkultur und Urbanität zieht ein 
bestimmtes, oft kreatives Milieu an. Die Außen
wahrnehmung von Bremen und Bremerhaven 
ist hingegen schlecht, medial und in Vergleichs-
rankings schneidet der Zwei-Städte-Staat  selten 
gut ab. Es muss das Ziel sein, durch Positiv-
beispiele und sichtbares Standortmarketing 
die avisierte Klientel zu erreichen und ent-
sprechende Konnotationen zu verankern. Denn: 
Wer einmal hier ist, weiß die Lebensqualität in 
Hanse- und Seestadt meist zu schätzen.

 Förderung von Gründerinnen und Gründern
 Gründungsaktivitäten, gerade in wissensinten-

siven Bereichen, hinken in Bremen im Vergleich 
zu anderen Städten hinterher.  Diesem Manko 
wird zukünftig versucht, mit dem START-
Haus zu begegnen, in dem alle Förderaktivi-
täten unter einem Dach gebündelt werden. 
Mit  diesem sinnvollen Schritt der organisatori
schen Neuaus richtung darf es aber nicht enden. 
In enger Abstimmung auch mit Universität und 
Hochschulen müssen Kompetenzschwerpunkte 
in wissens intensiven Bereichen herausgearbeitet 
werden. Eine qualitative, langfristige Bewertung 
anhand von politisch formulierten Zielen ist 
notwendig. Bei der Gründungsberatung sollten 
zudem auch Aspekte guter Arbeit berücksich
tigt werden, was durch eine offensive Beratung 
und Begleitung hinsichtlich einstellungs und 
beschäftigungspolitischen Möglichkeiten der 
gegründeten Unternehmen geschehen könnte.

erkennen, die für das Gros der Wissensintensiven 
von Relevanz sind. Hier sind verschiedene Politik
felder angesprochen.

 Mit Bildung gegen den Fachkräftemangel
 Qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer sind der Ursprung des Wachstums 
wissensintensiver Branchen. Demografische 
Gegebenheiten, sich ändernde Kompetenz-
an forderungen und die Abwanderung jun
ger Talente sind für Bremen und Bremerhaven 
schon heute ein reales Problem. Dies legt auch 
eine Befragung von bremischen Unter nehmen 
aus den wissensintensiven Dienstleistungs
sektoren nahe, die das Institut Arbeit und Wirt
schaft (iaw) im Rahmen einer von der Arbeit
nehmerkammer in Auftrag gegebenen Studie 
durchgeführt hat. Ein gutes Bildungs system 
kann dieses Problem lindern: Zum einen, 
indem es fähigen Nachwuchs hervorbringt und 
Beschäftigte weiterqualifiziert, zum anderen, 
weil geeignete Fachkräfte den Standort Bremen 
eher schätzen werden, wenn sie für ihre  Kinder 
gute Kitas und Schulen vorfinden. Insofern gilt: 
Bildungspolitik ist immer auch Wirtschafts-
(förderungs)politik.

 Wissenstransfer: Vernetzung von 
 Hochschullandschaft und Wirtschaft

 Universitäten und Hochschulen sind Anker der 
Regionalentwicklung und wirken auf die Inno
vationsfähigkeit und Attraktivität der Städte als 
Studien- und Arbeitsorte. Damit sich die innova
tiven Ideen aus Wissenschaft und Forschung in 
Wertschöpfung und Beschäftigung niederschla
gen, braucht es eine enge Vernetzung. Hier gibt 
es in Bremen viele positive Ansätze, die ausge-
baut werden könnten. Auch das Angebot an 
Studien gängen und -plätzen könnte mit Hinblick 
auf Bedarfe der regionalen Wirtschaftsstruktur 
erweitert werden. Hierzu bedarf es einer genau
eren Analyse.

„Qualifizierung, Wissenstransfer, eine 
 attraktive und lebendige Stadt – das sind  
Vor aussetzungen, die wissensintensive 
Dienst leistungen in all ihren Facetten 
 fördern.“
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 Stadtplanung: Raum zum Wohnen und 
Arbeiten für die Zielgruppe

 Die Anforderungen wissensintensiver Dienstleis
ter müssen sich auch in der Stadtentwicklung 
niederschlagen. Anders als Industriebetriebe 
brauchen Kanzleien, Agenturen, Beratungsbüros 
oder Praxen meist keine großflächigen Gewerbe
gebiete, sondern urbane Quartiere in einer „pro
duktiven Stadt“. Die strikte Trennung zwischen 
Wohn und Gewerbegebieten ist überholt, viel
mehr findet heutzutage eine Funktionsmischung 
von Arbeits-, Wohn- und Lernorten sowie kultu
rellen Angeboten statt, die Keimzelle für Inno-
vation und zukunftsträchtige Arbeitsplätze 
 werden können. Auch das Angebot an geeig
netem und bezahlbarem Wohnraum trägt dazu 
bei, Gründerinnen und Gründer, Berufsanfänge
rinnen und Berufsanfänger oder junge Familien 
nach  Bremen und Bremerhaven zu holen und 
hier zu halten.

Es gilt, die einzelnen Bereiche der wissensinten
siven Dienstleistungen verstärkt in den Blick zu 
nehmen, Adressaten zu identifizieren und mit ziel
gruppengerechten Angeboten anzusprechen. Als 
Wachstums motoren und Innovationstreiber sind 
wissensinten sive Dienstleistungen für moderne städ
tische Ar   beitsmärkte unerlässlich. Zukünftig wird 
die Wissens ökonomie sogar noch deutlicher als 
heute den wirtschaftlichen Erfolg von Städten und 
Regionen ausmachen. Die Weichen für einen erfolg
reichen Strukturwandel müssen deshalb rechtzeitig 
gestellt werden, um sich im Standortwettbewerb  
zu profilieren.
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Automobilindustrie: nach wie vor  
ein Beschäftigungsmotor

  Die Automobilindustrie ist nach wie vor der 
Be   schäftigungsmotor in der deutschen Industrie
produktion. In 1.327 Betrieben arbeiten bundesweit 
rund 828.000 Beschäftigte. Im Bereich der Zuliefer
industrie kommen noch einmal bis zu 303.000 
hinzu. Beide Bereiche generierten 2016 einen Um-
satz von gut 480 Milliarden Euro. 

Diese große und für die deutsche Wirtschaft so 
wichtige Industrie steht unter Druck. Neue Heraus-
forderungen, wie die Elektromobilität und  digitale 
Innovationen wie Industrie 4.0 oder (teil-) auto-
nomes Fahren sorgen für neue Fertigungsprozesse 
und den Bedarf an neuen Kompetenzen. Gleich-
zeitig werden Kundenwünsche immer indivi dueller. 
Um die Komplexität des Themas zu beleuchten, 
hat die Arbeitnehmerkammer Bremen 2017 die 
„Branchen studie Automobilindustrie – Zukunft der 
Mobi lität“ fertiggestellt. Die nachfolgende kurze 
Darstellung der Ergebnisse zeigt die Problemfelder 
auf und  liefert Handlungsansätze.

Die Situation in Bremen

In Bremen blickt die Automobilindustrie auf eine 
über hundertjährige Geschichte zurück. Maßgeb
lich geprägt wird sie seit dreieinhalb Jahr zehnten 
vom Mercedeswerk in Bremen-Sebaldsbrück. 
Es  bildet den Kern des sogenannten Automobil-
clusters im kleinsten Bundesland und ist mit 
 seinen 13.500 Beschäftigten (inklusive Leiharbeit) 
und den 400.000 produzierten Einheiten (2017) 
das –  in  zwischen – zweitgrößte Werk im Kon
zern (nach China). Das Cluster strahlt von Bremen 
in die Metro polregion Bremen-Oldenburg aus. Im 
Laufe der Zeit hat sich um das Werk herum eine 

Axel Weise

Automobilindustrie  
in Bremen
 

Bedingungen für gute Arbeit und Zukunftsperspektiven

In aller Kürze:

Die Automobilindustrie ist nach wie vor der Beschäftigungs motor 
in der deutschen Industrieproduktion. In 1.327 Betrieben arbei-
ten bundes weit rund 828.000 Beschäftigte. Im Bereich der Zuliefer-
in dustrie kommen noch einmal bis zu 303.000 hinzu. Beide Be -
reiche generierten 2016 einen Umsatz von gut 480 Milliarden Euro. 
Sie wird von einer starken Exportorientierung und einem ausge-
sprochen hohen Anteil am sogenannten Premiumsegment geprägt. 
Diese Schwerpunktsetzung und eine damit verbundene tendenzielle 
Vernachlässigung des Inlandsgeschäftes macht sie allerdings auch 
ausgesprochen verwundbar. Außerdem werfen ihr viele Kritiker aus 
Politik und Wissenschaft vor, den notwendigen Trend zur Decarboni-
sierung der Antriebstechnologien in den vergangenen zehn bis fünf-
zehn Jahren weitestgehend „verschlafen“ zu haben. 
 In den Kernbereichen der Branche finden wir nach wie vor Be-
dingungen für gute Arbeit. Dies bezieht sich auf die Verdienste, die 
Arbeitszeitregelungen, die Altersübergänge und die persönlichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten der Beschäftigten. Gleichzeitig wurde in den 
vergangenen dreißig Jahren allerdings ein Großteil der sogenann-
ten Wertschöpfungskette an Zulieferer ausgegliedert, insbesondere 
im Bereich der Zulieferung von Bauteilen und der damit zusammen-
hängenden Logistikketten. Im Bereich dieser sogenannten Randbe-
legschaften fallen die Stundenlöhne teilweise bis zu unter die Hälfte 
der Löhne der Stammbelegschaften.
 Die zukünftige Entwicklung der Automobilindustrie wird von vier 
Herausforderungen geprägt und beeinflusst werden:

 alternative Antriebskonzepte (Decarbonisierung),
 autonome Fahrsysteme,
 Digitalisierung und Industrie 4.0,
 veränderte Mobilitätsgewohnheiten.

Gute Arbeit in der Automobilindustrie wird von diesen zukünftigen 
Entwicklungen beeinflusst werden. 
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große Zahl von Automobilzulieferern in den Berei
chen Logistik, Herstellung von Automobil teilen, 
 Ingenieur- und Personaldienstleistungen sowie 
System zulieferern angesiedelt. Außerdem gehört 
der Autoumschlagterminal in Bremerhaven sowie 
eine breite Forschungslandschaft zum Cluster. 

Eine wesentliche Beobachtung der Studie: Die Zahl 
der Beschäftigten, die unmittelbar im Bereich Her
stellung von Automobilen gearbeitet haben, hat 
sich von 1999 (19.000) bis 2015 (gut 15.000) deut
lich verringert, um 2016 (16.800) wieder leicht zu 

steigen. Die starke Verringerung bis 2015 war zu 
verzeichnen, obwohl die Branche insgesamt und 
auch in Bremen auf Wachstumskurs war. Dies legt 
den Schluss nahe, dass viele Arbeitsplätze aus dem 
Bereich der Stammbelegschaften in den Bereich der 
Randbelegschaften abgewandert sind und durch 
Rationalisierungsprozesse Arbeitsplätze verloren 
gegangen sind. Lediglich ein Viertel aller Beschäf
tigten im verarbeitenden Gewerbe arbeitet an der 
Herstellung von Automobilen. 
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Abbildung 1: 
Wie setzen sich die Beschäftigten im Detail zusammen?
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Die Bedeutung der Zulieferer steigt

Tatsächlich hat sich in den vergangenen 20 bis  
30 Jahren in der Automobilindustrie ein System des 
Outsourcings von Vorprodukten und Dienstleistun
gen etabliert, das mittlerweile global organisiert ist 
und zum großen Teil von weltweit tätigen Playern 
wie beispielsweise Hella, ZF-Friedrichshafen oder 
Magna betrieben wird. Die sogenannte Fertigungs
tiefe bei den Automobilherstellern ist damit auf 
etwa 20 Prozent zurückgegangen, wobei die Art der 
verbleibenden Kernkompetenzen unterschiedlich 
ist. Im Bremer Mercedeswerk beziehen sich diese 
unter anderem auf die Bereiche Presswerk, Rohbau, 
Lackierung, Montage und Qualitätssicherung.

Mit der Reduzierung auf Kernkompetenzen versu
chen die Unternehmen einerseits Kapazitäts- und 
Auslastungsrisiken auszulagern und andererseits 
die Bindung an Tarifverträge zu umgehen, wie sie 
beim Stammunternehmen gegeben ist. Begründet 
wird dies oft mit der globalisierten Konkurrenz- 
und Wettbewerbslage, von der Deutschland als 
Exportnation (knapp 77 Prozent der Waren gehen 
ins Ausland) besonders betroffen sei. Infolgedessen 
sind auch in der Bremer Zulieferindustrie etliche 
 Tausend Menschen beschäftigt, die wenig Chance 
auf gute Arbeitsbedingungen haben.

Gute Arbeit in der Automobilbranche 
– ein gespaltenes Bild

Bedingungen für gute Arbeit finden sich schwer
punktmäßig im Mercedeswerk in Bremen- 
Sebaldsbrück, wobei verschiedene Aspekte im 
 Rahmen konzernweiter Vereinbarungen geregelt 
sind. Dies bezieht sich auf die Regelungen zur Ent
lohnung, zur Arbeitszeit, zu Leiharbeit, den Be -
dingungen für den Renteneintritt und der Alters-
teilzeit sowie den Umgang mit Problemen des 
demografischen Wandels. 

Die Untersuchungen der Arbeitnehmerkammer 
haben gleichzeitig gezeigt, dass ein hoher gewerk
schaftlicher Organisationsgrad und eine starke 
betriebliche Interessenvertretung wichtige Voraus
setzungen für die Etablierung von guter Arbeit bil
den. Eine historisch gewachsene Kultur intensiver 
Sozialpartnerschaft bei den deutschen Automobil
konzernen bildet dafür eine wesent liche Grundlage. 
Lediglich beim Thema Fremdver gaben und Werk
verträgen kommen die Interessenver tretungen deut
lich an ihre Grenzen. 

Im Bereich der Zulieferer ergab sich hinsichtlich 
der Bedingungen für gute und weniger gute Arbeit 
ein geteiltes Bild. Bei den Systemzulieferern und 
den IT- und Ingenieurdienstleistern finden sich 
 ähnlich gute Arbeitsbedingungen wie bei den Auto
mobilherstellern selbst. Die Zulieferer von Bau
teilen sind im Mittelfeld angesiedelt, während die 
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Zulieferer im Bereich Kontraktlogistik und Facility- 
Management am unteren Ende des Feldes rangie
ren. Von guter Arbeit sind diese Beschäftigten in 
der Regel weit entfernt. Dies bezieht sich sowohl 
auf die Höhe der Gehälter (Stundenlöhne von zum 
Teil unter zehn Euro brutto), die Arbeitszeitregimes, 
die betrieb liche Organisation, vielfach hierarchi
sche und autoritäre Formen des Managements bis 
hin zu einem rüden Umgang mit der betrieblichen 
Interessenvertretung. Teilweise werden diese sogar 
aktiv be  hindert, etwa durch Nichtanerkennung von 
Betriebsratsarbeit als Arbeitszeit.

Immerhin in zwei Betrieben konnten  gemeinsam 
von Betriebsrat und Gewerkschaften um die 
Jahres wende 2016/17 Tarifverhandlungen initi
iert  werden, die mittlerweile erfolgreich zu einem 
 positiven Abschluss gebracht werden konnten.

Handlungsoptionen und Denkanstöße 
– gute Arbeit

Wie kann nun also gute Arbeit auch künftig in der 
Branche gehalten werden? Einige Denkanstöße:

 Am 1. Dezember 2015 wurde im Rahmen eines 
Branchendialogs zwischen Bundeswirtschafts
ministerium (BMWi), dem Verband der Auto-
mobilindustrie (VDA) und der IG Metall im Rah
men eines Branchendialoges Automobilindustrie 
eine gemeinsame Erklärung zur Sicherung des 
Automobilstandortes Deutschland verab schiedet. 
Leider stehen in dieser Erklärung kaum Aus-
sagen zum Thema gute Arbeit in der Automobil-
industrie. Möglicherweise macht ein  solcher 
Dialog auch am ‚Autostandort‘ Bremen Sinn 
und sollte dann das Thema Arbeitsbedingungen 
 stärker adressieren.

 Zudem sollte darüber nachgedacht werden, 
das Automotivecluster in der Metropolregion 
Bremen- Oldenburg zu einem Mobilitätscluster 
weiterzuentwickeln, um den sich verändernden 
Mobilitätsmustern gerecht zu werden.

Die Herstellung von Automobilen ist nach wie vor 
von der Vollzeitbeschäftigung geprägt, lediglich 
5,3 Prozent der Beschäftigten arbeiten in Teilzeit. 
Der Anteil der geringfügig Beschäftigten wird in 
der offiziellen Statistik der Bundesagentur für 
Arbeit lediglich mit 554 (3,3 Prozent) angegeben, 
wobei zwei Drittel hiervon männlich sind. Diese 
Merkmale deuten hin auf Beleg schaften mit in 
der Tendenz nicht prekären Arbeitsbedingungen.

Verdienst
Durchschnittsverdienst im Bereich Automobil-
bau: 33,03 Euro / Stunde, der höchste Verdienst 
liegt bei 53,58 Euro / Stunde.

Der Durchschnittsverdienst in jenem Teil der 
Logistikwirtschaft, der zumindest teilweise der 
Automobilbranche zuzuordnen ist, liegt bei 21,54 
Euro / Stunde. 

Bereits dieser Vergleich markiert die Spreizung 
der Verdienstmöglichkeiten zwischen Stamm- 
und Randbelegschaften. Im  Rahmen der qua-
litativen Erhebungen wurde deutlich, dass der 
durchschnittliche Stundenlohn bei den Auto-
mobilzulieferern teilweise noch einmal um die 
Hälfte geringer ausfällt (zum Beispiel in der 
Kontraktlogistik). Alles weist darauf hin, dass 
die Bedingungen für gute und schlechte Arbeit 
sich entlang der Aufteilung der Beschäftigten in 
Stamm- und Randbelegschaften verteilen.

Beschäftigungsverhältnisse
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Vor allem in dem Bereich autonomer Fahrsysteme 
und in die Optionen zukünftiger Digitalisierung 
wird bei allen Herstellern viel investiert. Gleich
zeitig gehen Experten und politisch Verantwort-
liche davon aus, dass die deutsche Automobil-
industrie dabei ist, den Trend zur Elektromobilität 
zu verschlafen. Dies wird daran deutlich, dass keine 
Modelle für den Massenmarkt zu den dort  üblichen 
Konditionen (Kaufpreis unter 30.000 Euro), aber 
mit einer elektrischen Reichweite von 300 bis  
400 Kilometern und einer Schnellladeoption von 
30 Minuten auf dem Markt oder in Sicht sind. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass andere Player als die deut
schen Hersteller Teile dieses Marktes übernehmen, 
kann zumindest nicht ausgeschlossen werden. 

Handlungsoptionen und Denkanstöße 

Antriebskonzepte – 
kurz- und mittelfristige Perspektiven 
Allein schon die geringe Anzahl von jährlichen 
Neuzulassungen von Fahrzeugen mit einem nicht 
fossilen Antriebssystem weist darauf hin, dass 
Deutschland von den selbst gesteckten Zielen, den 
verkehrsbedingten CO2-Ausstoß deutlich zu re -
duzieren, noch weit entfernt ist. Der vollelektrische 
Betrieb ist aber langfristig die ökologischste und 
nachhaltigste Perspektive, vorausgesetzt, es steht 
ein ausreichendes Maß an regenerativ erzeugtem 
Strom zur Verfügung. 

Bisher ist es aber keinem deutschen Automobilher
steller gelungen, Modelle auf den Markt zu  bringen, 
die sich preislich im Segment bis zur  oberen Mit
telklasse bewegen, obwohl dies  Studien zufolge 
technisch möglich wäre. Dieses Segment  bildet 
aber den Massenmarkt, auf dem 70 bis 75 Pro
zent der etwa 45 Millionen zugelassenen Pkw in 
Deutschland beziehungsweise der rund 3,3 Millio
nen Neuzu  lassungen pro Jahr unterwegs sind und 
welches für die Mehrheit der Bevölkerung bezahl
bar ist. Ein politisch festgelegtes Ausstiegs datum, 
das das Ende der Neuzulassung für Autos mit 
 Ver brennungsmotoren markiert – wie es bei    spiels -
weise in Norwegen, Frankreich oder Großbritannien 
fixiert oder in der Diskussion ist –, würde für er -
hebliche neue Dynamik sorgen. 

Außerdem stellt sich die Frage, warum sich die 
großen Automobilhersteller in Deutschland nicht 
zusammenschließen, um eine gemeinsame harmoni-
sierte Ladeinfrastruktur aufzubauen. Ausreichend 
öffentliche Fördermittel stünden aktuell zur Ver-
fügung. 

 Die Bremer Politik sollte gesetzliche  Initiativen 
zur Veränderung des Betriebsverfassungsge-
setzes intensiv verfolgen und gegebenenfalls 
über den Bundesrat Einfluss nehmen. Ziel muss 
sein, Randbelegschaften besser zu schützen und 
die Mitbestimmung insbesondere bei der Ver
gabe von Werkverträgen zu stärken. 

 Gewerkschaftsübergreifende Kooperation stär
ken: Im Bereich der Automobilzulieferer ist vor 
Ort eine gewerkschaftsübergreifende Zusam
menarbeit nötig. Durch diese Vernetzung kön
nen effektiver Erfolge erzielt werden. Diese 
Ansätze müssen intensiviert und gestärkt 
 werden. 

 Von verschiedenen Interviewpartnern wurde 
auf die Fachkräftedefizite im Bereich IT und 
Ingenieurdienstleistungen verwiesen. Der Out
put der Universitäten und Bremer Hochschulen 
sei zu gering, obwohl im Rahmen der Intensi-
vierung der wissensintensiven Dienstleistungen 
der Bedarf an Absolventinnen und Absolventen 
tendenziell gestiegen sei. Ein Grund sei, dass mit 
dem Technologiepark an der Universität und der 
Luft- und Raumfahrtindustrie wichtige Mitbe
werber um die klügsten Köpfe auf dem Arbeits
markt unterwegs seien. Es wäre also zu klä
ren, wie in Bremen mehr Menschen im Bereich 
IT und Ingenieurwesen ausgebildet  werden 
 können.

 Bei anderen großen Automobilherstellern gibt es 
Vereinbarungen und Regelungen, dass nur tarif
gebundene Zuliefererfirmen beschäftigt werden. 
Mercedes konnte sich bisher zu einer solchen 
Regelung nicht entschließen. Die Anwendung 
einer solchen Richtlinie würde dazu beitragen, 
Auswüchse in Richtung schlechter Arbeit zumin
dest einzudämmen. Auch dies könnte Gegen
stand eines Branchendialogs der Politik mit der 
Automobilbranche sein.

Zukunft der Automobilindustrie – 
Zukunft der Mobilität

Neben dem Schwund an guten Arbeitsplätzen und 
dem gleichzeitigen Mangel an qualifizierten Fach
kräften steht die Automobilbranche vor großen 
technischen und damit auch politischen Heraus-
forderungen. Diese müssen im Zusammenhang mit 
der Entwicklung zukünftiger Mobilitätserforder
nisse und bedürfnisse gesehen werden. Die vier 
 zentralen Herausforderungen sind:

 alternative Antriebskonzepte (Decarbonisie
rung),

 autonome Fahrsysteme,
 Digitalisierung und Industrie 4.0,
 veränderte Mobilitätsgewohnheiten.
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Gleiches gilt für die Etablierung einer Batterie
produktion in Deutschland: Nur dadurch  können 
einseitige Abhängigkeiten vermieden und die 
mit der Elektromobilität verbundene Verkürzung 
der Wertschöpfungskette – zumindest teilweise – 
 kompensiert werden.
 
Entwicklung der Mobilität –  
langfristige Perspektiven / Visionen
Dies alles muss im Zusammenhang mit den Mobi
litätskonzepten der ferneren Zukunft gedacht und 
konzipiert werden. Wenn sich der Individualver
kehr beispielsweise im Zusammenhang mit neuen 
Mobilitätserfordernissen und bedürfnissen deut
lich verringern sollte, wird die Diskussion über die 
Antriebskonzepte vermutlich andere Akzente beto
nen. Hier ein Ausschnitt visionärer Mobilitätsszena
rien, der immerhin deutlich machen, wie weit die 
Veränderungen reichen können:

 Die Verkehrssysteme der Zukunft (ÖPNV – 
Individual verkehr – Fernverkehr) sind komplett 
digital vernetzt.

 Jeder Mensch verfügt über ein persönliches 
Mobilitätskonto – gegebenenfalls mit einer 
einheit lichen Gültigkeit für ganz Deutschland 
oder gar die gesamte EU.

 Vereinheitlichte transparente und günstigste 
Preisgestaltung sorgen dafür, dass öffentliche 
Verkehre für alle zugänglich und finanzierbar 
sind.

 Zukünftig werden über das Mobilitätskonto 
Mobilitätsstrecken, nicht Verkehrsmittel ge-
bucht. Beim Wechsel der Verkehrsmittel auf den 
gebuchten Stecken stehen digitale Assistenz-
systeme zur Verfügung.

 Carsharing-Angebote werden mit den öffent-
lichen Verkehren digital vernetzt und ergänzen 
diese, insbesondere dann, wenn sie voll auto
nom unterwegs sind. Große Teile des Individual-
verkehrs sind nicht mehr auf den Besitz,  sondern 
die punktuelle Nutzung eines Fahrzeugs aus-
gerichtet.

 Die Städte werden weitestgehend fahrrad und 
fußgängergerecht ausgebaut sein, so wie dies in 
einigen europäischen Metropolen heute schon 
der Fall ist.

 Im Fernverkehr hat der starke Ausbau des 
schienen gebundenen Personen- und Güterfern-
verkehrs Priorität. Dieses System wird auf 
 weniger frequentierten Strecken ergänzt durch 
Elektrofernbusse und Lkw-Transporte an Ober
leitungen auf Autobahnen. 

 Weitere Projektionen sind fliegende Autos 
(Taxis) und der Hyperloop (Überschall ge-
schwindigkeit in der Vakuum-Röhre). Eine erste 
 Strecke soll für die Verbindung Amsterdam – 
Paris geplant werden.

Es gibt gleichzeitig viele Hinweise darauf, dass sich 
die Notwendigkeit für Mobilität in der Zukunft auch 
reduzieren könnte (3-D-Druck im industriellen Maß
stab, mobiles Arbeiten, Arbeiten in virtuellen Reali-
täten):

 Starke Reduktion von Gütertransporten durch 
3-D-Druck oder von Mobilitätsanlässen durch 
Systeme mit virtueller Realität (VR);

 Reduzierung von Mobilität durch mobiles Ar -
beiten von zu Hause aus oder von unterwegs;

 Reduzierung von Mobilität im Kontext gesell
schaftspolitischer Degrowth- und Postwachs
tumsdebatten.

In welcher Form diese Entwicklungsoptionen ein
zeln oder insgesamt Auswirkungen auf die Beschäf
tigungssituation haben werden, ist aus der zeitiger 
Sicht nur schwer einschätzbar. Würde etwa im 
 Rahmen öffentlicher Investitionen in einen mas
siven Ausbau des schienenge bundenen Fernver-
kehrs oder in die Elektrifizierung der  Auto bahnen 
investiert werden, so hätte dies ver mutlich 
äußerst positi  ve Effekte auf die Beschäftigung. 
Die Implementierung von vollautonomen Fahr
systemen würde einerseits viele Arbeitsplätze in 
der Personen beförderung oder in der Logistik ver
nichten. Andererseits müssen Flotten von voll-
autonomen Rufmietwagen regelmäßig gewartet 
und gereinigt werden, was neue Dienst leistungen 
mit neuen Jobs generieren würde. Gleichzeitig 
könnte durch oben genannte Aspekte die Mobili-
tät ins gesamt reduziert werden, wodurch even
tuell  positive Effekte auf die Beschäftigung wieder 
 kompensiert werden würden. 

Fazit

Ob in ferner oder naher Zukunft – unsere  Mobilität 
wird sich deutlich verändern und damit auch die 
Art und Weise, wie Kraftfahrzeuge hergestellt 
und Güter und Menschen transportiert  werden. 
Wie auch in anderen sich stark verändernden 
 Branchen tun Politik aber auch Beschäftigte gut 
daran, die Entwicklungen zu verfolgen und mög
lichst proaktiv und arbeitnehmerfreundlich zu 
gestalten. Die Er fordernisse reichen hier von einer 
Qualifizierungs strategie für den möglichen Umbau 
der Autopro duktion über intelligente und nachhal
tige Mobilitätskonzepte in den Regionen sowie auf 
der nationalen und europäischen Ebene bis hin zu 
angemessenen gesetzlichen Regelungen und Rah
menbedingungen für die Implementierung auto-
nomer Fahrsysteme. 
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Das Gastgewerbe zwischen 
 Wachstum und Wettbewerb 

  Auf den ersten Blick scheint das Gastgewerbe 
im Land Bremen eine relativ kleine Branche zu sein: 
Hier sind 9.744 Menschen sozialversicherungs
pflichtig beschäftigt, davon gut 8.000 in Bremen- 
Stadt und knapp 1.700 in Bremerhaven. Das sind 
drei be ziehungsweise 3,2 Prozent aller sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten. Zusätzlich sind 
hier noch etwa 10.300 geringfügig Beschäftigte 
im Gastgewerbe tätig (8.500 in Bremen-Stadt und 
1.800 in Bremerhaven). Einschließlich der Selbst
ständigen und mithelfenden Familienangehörigen, 
die den Auswertungen des Statistischen Bundes-
amtes zufolge im Bundesdurchschnitt jeweils mit elf 
 be ziehungsweise drei Prozent der Erwerbstätigen 
im Gastgewerbe zu Buche schlagen,1 arbeiten im 
Land Bremen also etwa 23.300 Menschen in  dieser 
 Branche. 

Das Gastgewerbe umfasst die Bereiche „Beherber
gung“ und „Gastronomie“. Zum Beherbergungsge
werbe zählen nicht nur Hotels, Ferienhäuser, Gast
höfe und Pensionen, sondern auch Jugendherbergen 
und Campingplätze. In den Bereich der Gastrono
mie fallen Restaurants und Gast stätten, Cafés und 
Imbiss-Stuben, aber auch Kneipen und der gesamte 

Dr. Marion Salot 

Das Gastgewerbe in  
Bremen – eine dynamische 
Branche mit schwierigen 
Arbeitsbedingungen  

In aller Kürze:

Kaum eine andere Branche hat sich in den vergangenen Jahren im 
Land Bremen so dynamisch entwickelt wie das Gastgewerbe. Alleine 
seit 2007 ist die Beschäftigung hier um fast 50 Prozent angestiegen. 
Trotz dieser Entwicklung stehen die Arbeitsbedingungen in dieser 
Branche stark in der Kritik. Die Beschäftigten beziehen mit Abstand 
das niedrigste Durchschnittseinkommen, fast drei Viertel von ihnen 
arbeiten zu einem Niedriglohn und in keiner anderen Branche ist 
der Minijob-Anteil höher. Hinzu kommen eine zunehmende Arbeits-
verdichtung und die hohe körperliche Belastung durch Schicht-, 
Nacht- und Wochenendarbeit. Überdurchschnittlich hoch sind aber 
auch die Auflösungsquoten bei den Ausbildungen, weil viele Auszu-
bildende als günstige Arbeitskräfte eingesetzt werden.
 Da das Gastgewerbe bereits seit längerer Zeit über Probleme bei 
der Besetzung offener Stellen klagt, sollten hier gezielt Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen eingeleitet werden. Hierzu 
zählen unter anderem die Einführung der Allgemeinverbindlichkeit 
des Tarifvertrags und die Ausweitung der Kontrollen zur Einhaltung 
des Mindestlohn- und Arbeitszeitgesetzes. 
 Dringend erforderlich ist es aber auch, die Ausbildungsbedingun-
gen zu verbessern. Betriebe, die wegen ihres schlechten Umgangs 
mit Auszubildenden aufgefallen sind, sollten von den zuständigen 
Kammern verstärkt in den Fokus genommen werden. Dabei sollte 
auch in Erwägung gezogen werden, ihnen bei mehrfachen Verstößen 
die Ausbildungsberechtigung zu entziehen.

1 Eigene Berechnung auf der Basis der Daten der 

Bundes agentur für Arbeit und des Statistischen Bundes-

amtes.
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Catering-Bereich.2 Die Gastro nomie ist dabei deut
lich beschäftigungsintensiver als das Beherber
gungsgewerbe. Etwa 80 Prozent der sozialversi
cherungspflichtig Beschäftigten und mehr als 90 
Prozent der Minijobber und Minijobberinnen des 
Gastgewerbes sind diesem Bereich zuzuordnen.

Obwohl sich die Branche auf einem Wachstums-
pfad befindet, darf dies nicht darüber hinweg-
täuschen, dass der Wettbewerb hier ausgesprochen 
hart ist. Im Hotelgewerbe drängen immer größere 
Hotel ketten auf den Markt, die versuchen, durch 
die Übernahme von Konkurrenten Marktanteile 

zurückzugewinnen, die sie durch die steigende 
Bedeutung von Buchungsportalen wie booking.com 
oder Plattformen wie Airbnb verloren haben. Die 
Gastro nomie profitiert zwar einerseits von dem 
gesellschaftlichen Trend, immer öfter außer Haus 
und unterwegs zu essen. Andererseits breitet sich 
aber auch hier die Systemgastronomie immer weiter 
aus. Die Multiplizierbarkeit dieser standardisierten 
 Konzepte ermöglicht nicht nur ein schnelles Wachs
tum, sondern auch Einsparungen im Marketing oder 
beim Einkauf. Hierdurch erhöht sich aber auch der 
Druck auf kleinere Gastronomiebetriebe, die diese 
Vorteile nicht haben. 

2 Da für Bremerhaven in Bezug auf die Beschäf-

tigungsstruktur in den Bereichen „Ausschank von 

 Ge  tränken“ und „Catering“ nur eingeschränkt Daten  

zur Verfügung stehen, wird im Folgenden vor allem  

auf die Entwicklungen im Beherbergungsgewerbe  

und bei  Restaurants und Gaststätten eingegangen.
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Abbildung 1: 
Beschäftigungsentwicklung im Gastgewerbe
2007 bis 2016

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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Wie schwierig es sich gestaltet, gerade in der Gast
ronomie Fuß zu fassen, wird anhand der  Dynamik 
deutlich, die sich hier beobachten lässt. An  einigen 
Stellen sprießen neue Restaurants und Kneipen wie 
Pilze aus dem Boden, an anderen schließen  solche, 
die augenscheinlich gut ausgelastet waren, quasi 
„über Nacht“. In kaum einer anderen  Branche lässt 
sich eine so starke Fluktuation beobachten wie hier. 
Dies hängt unter anderem damit zusammen, dass 
die bürokratischen Hürden bei der Er  öffnung eines 
Gastronomiebetriebs relativ niedrig sind. Hierzu 
muss man weder eine entsprechende Aus bildung 
aufweisen noch eine vergleichbare spezifische 
Quali fikation.

Beschäftigungsentwicklung im 
 Bremer Gastgewerbe

Auch im Land Bremen ist das Gastgewerbe in den 
vergangenen Jahren stark gewachsen. Das hängt 
unter anderem mit der Profilierung als Tourismus-
standort zusammen, die in beiden Städten massiv 
vorangetrieben wurde – vor allem aber in Bremer
haven durch den Bau der Havenwelten. Zwischen 
2007 und 2016 hat sich in Bremerhaven im Zuge 
dieser Entwicklung die Zahl der Hotelbetten fast 
verdoppelt. In Bremen lag der Anstieg der Hotel
betten immerhin bei gut 37 Prozent. Aber auch die 
Gastronomie hat expandiert. Die Zahl der Betriebe 
ist hier im selben Zeitraum im Land Bremen um  
16 Prozent angestiegen. 

Die Zuwächse im Gastgewerbe haben auch einen 
deutlichen Beschäftigungsanstieg nach sich ge 
zogen: In der Gastronomie ist die Zahl der Ar  -
beitsplätze im Land Bremen zwischen 2007 und  
2016 von 5.102 auf 7.749 angestiegen. Das 
 ent     spricht einem Zuwachs von mehr als 50 Prozent. 
Im Hotelgewerbe sind im selben  Zeitraum mehr 
als 500 zusätzliche Stellen ent standen (+34 Pro
zent). Zwischen 2016 und 2017 war die sozialver
sicherungspflichtige Beschäftigung im Gastgewerbe 
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die Kitas geschlossen haben, führt hier eine Beschäf
tigung in Teilzeit eben nicht automatisch zu einer 
verbesserten Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

Laut Mikrozensus befinden sich 20 Prozent der 
Beschäftigten im Beherbergungsgewerbe und  
25 Prozent der Beschäftigten in der Gastronomie 
in Teilzeitbeschäftigung, weil ihnen keine Vollzeit
stelle angeboten wird. Außerdem gaben 39 Pro
zent der Teilzeitbeschäftigten in der Beherber
gung und 25 Prozent der Teilzeitbeschäftigten in 
der Gastrono mie an, dass sie nur deshalb in Teil
zeit arbeiten, weil ihre Arbeitszeiten nicht mit dem 
Betreuungsangebot für ihre Kinder kompatibel sind. 
Dies deutet darauf hin, dass ein hoher Anteil der 
hier Beschäftigten unfreiwillig in Teilzeit arbeitet.

Im Gastgewerbe hat aber auch die Zahl der Mini
jobs weiter zugenommen. Allerdings hat die Ein
führung des Mindestlohns zum 1. Januar 2015 
dazu geführt, dass der bis dahin zu beobachtende 
deutliche Anstieg an geringfügiger Beschäftigung 
zunächst ausgebremst werden konnte: Gerade in 
dieser Zeit war ein überproportionaler Anstieg der 
Teilzeitbeschäftigung zu beobachten, während die 
Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten 
rückläufig war. Dennoch gibt es in Restaurants und 
Gaststätten weiterhin sogar mehr geringfügige als 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse. In kaum einer anderen Branche ist diese 
Form der prekären Beschäftigung so weit verbreitet 
wie in der Gastronomie. 

allerdings leicht rückläufig. Im Land Bremen sind 
hier 137 Stellen verloren ge  gangen. Am 30.6.2017 
waren insgesamt 1.943 Arbeit nehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Hotelgewerbe und 7.682 in der 
Gastronomie sozialversicherungs pflichtig beschäf
tigt. 

Ein genauerer Blick auf die Arbeitsplatzentwick
lung nach Beschäftigungsform verdeutlicht zudem, 
dass sich der zwischen 2007 und 2016 zu verzeich-
nende Stellenanstieg weitgehend auf Teilzeitjobs 
beschränkte, während der Anteil an Vollzeit stellen 
zurückgegangen ist. Am deutlichsten ist der Trend 
zur Teilzeitbeschäftigung im Restaurant- und Gast
stättenbereich in BremenStadt zu beobachten (siehe 
Abbildung 1). Hier sind im Gegenzug sogar Voll
zeitstellen abgebaut worden. In Bremerhaven ver
lief diese Entwicklung etwas günstiger. Im Hotelge
werbe sind sogar mehr Vollzeitstellen ent standen, 
als in Bremen-Stadt. Im Bereich Restaurants und 
Gaststätten wurden aber auch in der Seestadt in 
 erster Linie Teilzeitjobs geschaffen. 

Diese Entwicklung ist aus Sicht der Arbeitnehmerin
nen und Arbeitnehmer differenziert zu bewerten. 
Auf der einen Seite kann eine Teilzeitbeschäftigung 
dazu beitragen, Beruf und Familie besser unter 
einen Hut zu bekommen. Auf der anderen Seite ist 
dies aber nur dann der Fall, wenn die Arbeitszeiten 
mit den Betreuungszeiten der Kinder übereinstim
men. Da in vielen Bereichen des Gastgewerbes aber 
gerade dann gearbeitet wird, wenn andere frei und 

Abbildung 2: 
Vollzeit-, Teilzeit- und Minijobs im Gastgewerbe
Land Bremen (30.6.2016) 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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In einigen Punkten weicht die Struktur der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Gast-
gewerbe deutlich von anderen Branchen ab. So 
ist der Anteil der Beschäftigten, die eine Berufs-
ausbildung oder eine akademische Ausbildung 
aufweisen, im Gastgewerbe niedriger als im 
Branchendurchschnitt. Während insgesamt drei 
Viertel der Beschäftigten über eine Berufsaus-
bildung oder eine akademische Ausbildung ver-
fügen, sind es im Hotelgewerbe nur 57 Prozent 
und in der Gastronomie 49 Prozent. 

Auffällig ist auch das geringe Durchschnittsal-
ter der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Den Ergebnissen der Beschäftigtenbefragung 
„Koordinaten der Arbeit“ der Arbeitnehmer-
kammer 3 zufolge lag es bei 36,1 Jahren und 
war mit Abstand am niedrigsten. Nur 5,1 Pro-
zent der Befragten waren älter als 55 Jahre. Zum 
Vergleich: Über alle Branchen hinweg sind die 
Beschäftigten im Durchschnitt 42 Jahre alt und 
der Anteil derjenigen, die älter als 55 sind, betrug 
immerhin 18,1 Prozent. 

Das niedrige Durchschnittsalter hängt unter  
anderem damit zusammen, dass hier häufig  
Studierende oder sogar Schülerinnen und 

 Schüler nebenbei arbeiten. Die hohen körper-
lichen Anforderungen werden aber auch eine 
Rolle spielen.

Eine weitere Besonderheit in der Beschäftigten-
struktur ist der vergleichsweise hohe Anteil an 
Ausländerinnen und Ausländern, die hier tätig 
sind. Hier spielt die Tatsache eine Rolle, dass 
die Branche relativ leicht zugänglich für Quer-
einsteigerinnen und Quereinsteiger ist. Daten 
der Bundes agentur für Arbeit zufolge, haben 
16,5 Prozent der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in der Hotellerie eine ausländische 
Staatsbürgerschaft. In der Gastronomie sind es 
sogar mehr als 28 Prozent. Zum Vergleich: Der 
Anteil ausländischer Beschäftigte insgesamt 
liegt bei nur 9,2 Prozent.

Aber auch unter den Selbstständigen wird der 
Anteil der Migrantinnen und Migranten über-
durchschnittlich hoch sein. Da die Eröffnung 
einer Gaststätte keine formale Qualifikation vor-
aussetzt, versprechen sich viele, deren Aus-
bildung nicht ohne Weiteres anerkannt wird, hier 
eine berufliche Perspektive.

Beschäftigungsstruktur im Gastgewerbe

3 Im Rahmen der Beschäftigtenbefragung „Koordina-

tion der Arbeit“ hat die Arbeitnehmerkammer  erstmals 

eine repräsentative Befragung von über 2.000 Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern in Bremen und 

Bremer haven zu ihrem Arbeitsplatz und ihrer Arbeits-

zufriedenheit durchgeführt. Diese wurde auch auf 

bestimmte Branchen heruntergebrochen. Deshalb 

 lassen sich hierdurch entsprechend repräsentative 

 Aussagen zu den Arbeitsbedingungen im Gastgewerbe 

ableiten. Diese wurden in die Branchenanalyse ein   be-

zogen.

Vor allem bei Restaurants und Gaststätten ist der 
Anteil an Vollzeit-Arbeitsplätzen in den vergange
nen Jahren zurückgegangen. Mittlerweile liegt er 
hier nur noch bei gut 20 Prozent (siehe Abbildung 
2). Im Hotelgewerbe dominieren hingegen noch 
Vollzeitjobs. Allerdings greifen hier dafür Leihar
beit und Werkverträge weiter um sich, vor allem 
im Bereich der Zimmerreinigung. Wie hoch  dieser 
Anteil ist, lässt sich statistisch allerdings kaum 
ermitteln.
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Einkommen

Der geringe und weiter sinkende Anteil an sozial
versicherungspflichtigen Vollzeitstellen im Gast
gewerbe ist gerade deshalb so problematisch, weil 
die Bezahlung hier besonders niedrig ist und im 
Branchen vergleich mit deutlichem Abstand auf dem 

letzten Platz liegt (siehe Abbildung 3). Demnach 
verdient ein Vollzeitbeschäftigter im Gastgewerbe 
im Durchschnitt knapp 2.100 Euro brutto. Davon 
 bleiben einem Single ohne Kinder nach Abzug von 
Steuern und Sozialabgaben etwa 1.400 Euro netto. 
Der Verdienst einer Teilzeitstelle reicht also bei 
Weitem nicht aus, um über die Runden zu kommen.
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Arbeitszeit und Arbeitsbelastung

Die Arbeitsbedingungen im Gastgewerbe stehen 
aber nicht nur wegen der geringen Löhne in der 
 Kritik. Vor allem das Zusammentreffen von unregel-
mäßigen Arbeitszeiten, hoher Arbeitsdichte und 
schlechtem Betriebsklima ist für viele Beschäftigte 
belastend. 

Grundsätzlich ist die Arbeitszeit in allen Be  reichen 
des Gastgewerbes naturgemäß geprägt vom Schicht
dienst, Nacht- und Wochenendarbeit. Die wichtigs
ten Eckpfeiler zur Arbeitszeit sind im Manteltarif
vertrag festgehalten, der im Land Bremen allgemein 
verbindlich ist. Hier werden Ober- und Untergren-
zen für die Arbeitszeit und die Mindestruhe zeiten 
gesetzt. Diese Regelungen liefern gerade im Gast-
ge werbe, in dem überlange Arbeitszeiten keine 
Selten   heit sind, einen wichtigen Rahmen für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Aus den 
Gesprächen mit den Beschäftigten wurde aber deut
lich, dass diese Vereinbarungen häufig mindestens 
geschrammt, wenn nicht sogar komplett ignoriert 
werden. 

Die hohen körperlichen Anforderungen durch 
 lan  ges Stehen, schweres Tragen oder einseitige 
 Be         lastungen werden vor allem mit zu  nehmendem 
Alter zum Problem. Wer viele Jahre in der Gastro-
no mie arbeitet, leidet nicht selten unter chroni  schen 
Erkrankungen. Auch hier liefert die Beschäftigten
befragung einen besorgniser regenden Befund:  
53 Prozent der Befragten haben ausgesagt, dass  
sie ihre derzeitige Tätigkeit nicht bis zur Rente aus
üben können. Davon befürchten 42 Prozent sogar 
nur bis 50 arbeiten zu können. 

Die problematischen Arbeitsbedingungen haben 
aber noch einen weiteren Effekt: Sie tragen dazu 
bei, dass die Fluktuation in der Branche besonders 
hoch ist. Alleine in der Systemgastronomie ver-
lassen 30 Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitar
beiter den Betrieb nach einem Jahr, mehr als die 
Hälfte spätestens nach drei Jahren.4 Bevor man ver
sucht, die eigene Situation zu verbessern, wird also 
eher der Arbeitsplatz ge  wechselt. Das Implemen
tieren von Betriebsratsstrukturen wird hierdurch 
erheblich erschwert. 

Da es sich bei diesen Zahlen um Durchschnitts
werte handelt, liegt es auf der Hand, dass das Ein-
kommen vieler Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh
mer deutlich darunter liegt. Vor allem der Anteil 
der Beschäftigten, der nur den Mindestlohn bezieht, 
ist hier wesentlich höher als im Branchendurch
schnitt. Das verdeutlichen auch die Ergebnisse der 
Beschäftigtenbefragung „Koordinaten der Arbeit“ 
der Arbeitnehmerkammer: 18,5 Prozent erhalten 
nur 8,84 Euro, 12,6 Prozent sogar weniger. Auch 
dies sind im Vergleich zu anderen Bereichen die 
schlechtesten Werte: Im Durchschnitt verdienen  
3,9 Prozent der Befragten den Mindestlohn und  
5,1  Prozent weniger als 8,84 Euro.

Auch der Anteil der Niedriglohnempfänger ist im 
Branchenvergleich im Gastgewerbe am  höchsten: 
Mehr als drei Viertel der Beschäftigten in der 
Gastro nomie und 67 Prozent der Beschäftigten 
im Beherbergungsgewerbe verdienen weniger als 
zwei Drittel des Medianlohns. Der Anteil erwerbs-
tätiger Leistungsberechtigter hat in der Gastrono
mie in den vergangenen Jahren sogar trotz Ein
führung des Mindestlohns zugenommen: Während 
2011 noch 11,1 Prozent der sozialversicherungs
pflichtig Beschäftigten Hartz IV bezogen haben, 
waren es 2016 bereits 13 Prozent. In absoluten Zah
len gemessen haben 2016 sogar fast doppelt so viele 
Menschen, die in der Gastronomie arbeiten, auf
stockende Leistungen bezogen (901 statt 506 im 
Jahr 2007). Im Beherbergungsgewerbe liegt der 
Anteil der Aufstocker mit 5,3 Prozent zwar deutlich 
niedriger, aber immer noch über dem Branchen
durchschnitt von 3,5 Prozent. 

Die niedrigen Löhne haben auch langfristige  Folgen: 
Vielen der hier beschäftigten Arbeit nehmerinnen 
und Arbeitnehmern droht die Altersarmut. Dies 
spiegelt sich auch in der Beschäftigtenbefragung 
der Arbeitnehmerkammer wider: 55 Prozent der 
Befragten aus dem Gastgewerbe gaben an, dass 
sie später von der Unterstützung Dritter abhängig 
sein  werden. Das ist über alle Branchen hinweg der 
höchste Wert. Im Branchendurchschnitt lag dieser 
Anteil bei 31,4 Prozent. 

4 Vgl. Maack, Klaus et al.: Die Zukunft des Gast  ge-

werbes – Beschäftigungsperspektiven im deutschen 

Gastgewerbe, Hans-Böckler-Stiftung 2013.
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Ausbildungsbedingungen im 
 Gastgewerbe

Das Thema „Ausbildungsqualität“ ist eines der 
dicksten Bretter, die in dieser Branche zu bohren 
sind. Seit 2007 hat sich nach Daten des DEHOGA 
die Zahl der bestehenden und neuen Ausbildungs
verhältnisse im Gastgewerbe fast halbiert.5 Der 
DIHK-Ausbildungsumfrage 2017 6 zufolge gibt 
es in keiner Branche derart große Probleme bei 
der Besetzung der Ausbildungsstellen. Aber auch 
die Abbrecherquoten sind im Gastgewerbe be -
sonders hoch: Laut DIHK-Umfrage führt jeder / jede 
zweite Koch / Köchin seine / ihre Ausbildung nicht 
zu Ende, bei der Ausbildung zum Fachmann / zur 
 Fachfrau für Systemgastronomie und zum Hotel-
fachmann / zur Hotelfachfrau liegt die Lösungsquote 
bei 40 Prozent (DIHK-Ausbildungsumfrage 2016). 
Weil Auszubildende in fast allen Bereichen des 
Gastgewerbes bereits nach kurzer Zeit die Arbeit 
von regulären Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
ausführen können, werden sie deshalb oft als güns
tige Arbeitskräfte regelrecht „verheizt“. Dies hat 
auch zur Folge, dass die Auszubildenden für Tätig
keiten eingesetzt werden, die gar nicht zu ihren 
Lern inhalten gehören und Ausbildungsinhalte dem
entsprechend zu kurz kommen. 

In dem DGB-Ausbildungsreport 7 wurden die Aus-
bildungen zum Koch/zur Köchin und zum Hotel
fachmann/zur Hotelfachfrau im Jahr 2016 zum 
wiederholten Male besonders schlecht beurteilt: 
Mehr als zehn Prozent der angehenden Köchin
nen und Köche arbeiten an mehr als fünf Tagen in 
der Woche. 56 Prozent der Auszubildenden leisten 
regelmäßig Überstunden, zehn Prozent sogar mehr 
als zehn pro Woche. 

Obwohl gerade im Gastgewerbe immer wie
der das Fehlen geeigneter Fachkräfte beklagt 
wird, ist die Übernahmequote laut der 

DIHK-Ausbildungs umfrage sehr niedrig: Während in 
der Industrie beispielsweise 80 Prozent der Betriebe 
angegeben haben, dass sie alle Auszubildenden 
übernehmen wollen, sind es im Gastgewerbe nur 
54 Prozent. Diese Diskrepanz ist ein weiteres Indiz 
dafür, dass Auszubildende häufig als billige Arbeits
kräfte ein  gesetzt werden. 

Gute Arbeit im Gastgewerbe:  
Was ist zu tun?

Allgemeinverbindliche Tarifverträge für  
das Gastgewerbe
Ein grundsätzliches Problem im Gastgewerbe ist das 
niedrige Gehaltsniveau. Um einen zunehmenden 
Wettbewerb über die Personalkosten zu verhindern 
und bei allen Betrieben für die gleichen Rahmenbe-
dingungen zu sorgen, ist es wichtig, die Tarifver
träge im Gastgewerbe für allgemein verbindlich zu 
erklären. Dies würde einen verlässlichen Rahmen 
schaffen und die Branche für Fachkräfte attraktiver 
werden lassen.

Bessere Überwachung bei der Einhaltung  
des Arbeitszeit- und Mindestlohngesetzes
Gespräche mit den Beschäftigten aus dem Gastge
werbe haben gezeigt, dass immer wieder gegen das 
Arbeitszeit- und das Mindestlohngesetz verstoßen 
wurde. Die Kontrollen müssen deshalb ausgeweitet, 
Verstöße entsprechend geahndet werden.

Kannibalisierung der Branche vermeiden
Für die Städte und Regionen, die auf den  Tourismus 
setzen, ist ein breites und facettenreiches An  gebot 
im Gastgewerbe ein wichtiges Pfund, mit dem 
gewuchert werden kann. Allerdings sollte gerade 
im Hotelgewerbe darauf geachtet werden, dass hier 
keine Übersättigung des Marktes erfolgt, die zu 
einer Kannibalisierung der Branche führen würde. 
Neuansiedlungen sollten daher nur in solchen Seg
menten erfolgen, in denen noch Bedarf besteht.

Verbindliche Schulungen für angehende 
 Gastronomen
Die niedrigen Hürden bei der Eröffnung eines Gast
ronomiebetriebs führen dazu, dass viele Lokale auf 
den Markt drängen, viele aber auch schnell wieder 
schließen müssen. Deshalb sollte geprüft werden, 
ob angehende Gastronominnen und Gastronomen 
eine verpflichtende Schulung absolvieren soll
ten, in denen ihnen die Grundbegriffe zum Betrieb 
eines Restaurants oder einer Gaststätte vermittelt 
 werden. Diese Schulung war früher vorgeschrieben 
und muss inzwischen nur noch freiwillig besucht 
 werden.

5 Vgl. https://www.dehoga-bundesverband.de/ 

zahlen-fakten/ausbildungszahlen/ (Zugriff vom  

13. Dezember 2017).

6 Vgl. DIHK [Deutscher Industrie- und Handels-

kammertag]: Ausbildung 2017: Ergebnisse einer 

DIHK-Online-Unternehmensbefragung, Juli 2017.

7 Vgl. DGB-Jugend Niedersachsen-Bremen-Sachsen- 

Anhalt: Ausbildungsreport Niedersachsen-Bremen 2016, 

November 2016.
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Ausbildung reformieren
Um junge Menschen, die sich für eine Aus bildung 
im Gastgewerbe entscheiden, davor zu  schützen,  
an Betriebe zu gelangen, die sie eher als  billige 
Arbeitskraft einsetzen möchten, anstatt ihnen 
Ausbildungs inhalte zu vermitteln, sollten solche 
Betriebe, die eine gute Ausbildung bieten, hervor
gehoben  werden. Da der Umgang mit den Auszu-
bildenden in einigen Betrieben aber untragbare 
Züge an  genommen hat, sollten die zuständigen 
Kammern hier entsprechend einschreiten und bei 
Bedarf auch Betrieben, die vermehrt negativ auf
fallen, die Ausbildungsberechtigung entziehen.

Den Beschäftigten im Gastgewerbe eine 
Stimme geben
Im Gastgewerbe sind Betriebsräte Mangelware. 
Hoher Arbeitsdruck, zersplitterte Arbeitsverhält
nis se und die hohe Fluktuation führen dazu, dass  
es kaum Beschäftigte gibt, die sich aktiv für eine 
Verbesserung der Arbeitsverhältnisse einsetzen. 
Auch der Organisationsgrad ist viel zu niedrig.  
Hier sollte die Politik für die Gründung von 
Betriebsräten und die Mitgliedschaft in Gewerk
schaften werben.

Keine Änderung des Arbeitszeitgesetzes
Ein wesentliches Manko im Gastgewerbe ist die 
Kombination aus hoher Arbeitsbelastung und un-
günstigen Arbeitszeiten. Der vom Gesetz und vom 
Manteltarifvertrag vorgegebene Rahmen hinsicht
lich der Höchstarbeitszeit und der Ruhe zeiten ist 
daher für die Beschäftigten dieser  Branche be son
ders wichtig. Versuche des DEHOGA, das Arbeits
zeitgesetz zu reformieren und längere Arbeitszeiten 
zu ermöglichen, sind daher kontraproduktiv und 
tragen weiter dazu bei, das Image der Branche zu 
schädigen. 

„Um einen zunehmenden Wettbewerb  
über die Personalkosten zu verhindern, ist 
es wichtig, die Tarifverträge im Gastgewerbe 
für allgemein verbindlich zu erklären.“
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  Arbeitszeitpolitik erlebt in den vergangenen 
Jahren eine Renaissance und ist wieder zum Gegen
stand intensiver arbeitspolitischer Diskurse ge -
worden. Allerdings werden heute wesentlich viel
fältigere Facetten der Ausgestaltung diskutiert, 
als dies in früheren Jahrzehnten der Fall war. Ins
besondere rückt der Aspekt der Lebensphasenori
entierung stärker in den Fokus. Die Beschäftig
ten wollen und brauchen höhere Zeitsouveränität 
in besonderen Lebensphasen: Zeiten für die Ver
einbarkeit von Familie und Beruf, Zeiten für Pflege 
von Angehörigen, Zeiten für Weiterbildung, Zeiten 
zur Absicherung von Leistungsminderungen durch 

gesundheitliche Einschränkungen, zum Beispiel im 
Altersübergang. Die in der Diskussion befindlichen 
Modelle reichen von Arbeitszeitkonten, bezahlten 
Freistellungen (zum Beispiel für Weiterbildung), 
befristete Teilzeit mit Rückkehrrecht auf Vollzeit, 
Reaktivierung von Altersteilzeit bis hin zu Mobil-
arbeit und Homeoffice. Diese und andere Aspekte 
prägen die aktuelle Auseinandersetzung um eine 
neue Zeitsouveränität und finden unterhalb der 
gesetzlichen Regelungsebene in vielen Betriebsver
einbarungen und Tarifverträgen ihren Niederschlag.

Die aktuelle Diskussion ist allerdings auch davon 
geprägt, dass seitens der Arbeitgeber von einem 
neuen Flexibilisierungskompromiss gesprochen 
wird – und hier steht vor allem die derzeitig gülti  ge 
Arbeitszeitgesetzgebung als „nicht mehr zeitgemäß“ 
im Fokus. So geht es Arbeitgebern beispielsweise 
um die Abschaffung der elfstündigen Ruhezeiten 
oder der zehnstündigen Höchstarbeitsdauer pro 
Tag. Seitens der Arbeitgeber wird insbesondere das 
Argument des demografischen Wandels ins Feld 
geführt, der zu einer Verknappung des Arbeitskräf
teangebotes führen würde. Deshalb sei es unum
gänglich, die Arbeitszeiten nach „oben“ zu flexi-
bilisieren. Dieses Argument lässt sich im Sinne der 
Beschäftigten natürlich auch umdrehen: Zukünftig 
könnten für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
insbesondere solche Unternehmen attraktiv sein, 
die Arbeitszeitmodelle anbieten, die die Flexibilisie
rungsbedürfnisse beider Seiten berücksichtigen und 
für einen fairen Ausgleich sorgen. 

An einer Flexibilisierung der Arbeitszeiten haben 
also beide Seiten der Sozialpartner Interesse, aller
dings mit unterschiedlichen Stoßrichtungen, die bei 
betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinbarun
gen teilweise nur schwer auszutarieren sind, wie 
die aktuelle Einigung in der Metall- und Elektro-
industrie deutlich gezeigt hat. Der IG Metall ist es 

Axel Weise 

Moderne Arbeitszeitpolitik: 
neue Herausforderungen – 
neue Wege
 

In aller Kürze:

Arbeitszeitpolitik ist wieder zum Gegenstand intensiver arbeitspo-
litischer Diskurse geworden. Allerdings werden heute wesentlich 
vielfältigere Facetten diskutiert. Insbesondere rückt der Aspekt der 
Lebensphasenorientierung stärker in den Fokus. Die Beschäftigten 
wollen und brauchen Zeiten für die Vereinbarkeit von  Familie und 
Beruf, Zeiten für Pflege von Angehörigen, Zeiten für Weiter bildung, 
Zeiten zur Absicherung von Leistungsminderung durch gesundheit-
liche Einschränkungen, zum Beispiel im Altersübergang. Hierbei ste-
hen nicht nur die Reduzierung von Arbeitszeiten, sondern auch neue 
Organisationsformen wie zum Beispiel Mobilarbeit im Fokus. Diese 
und andere Aspekte einer neuen Zeitsouveränität finden unter ande-
rem unterhalb der gesetzlichen Regelungsebene in vielen Betriebs-
vereinbarungen und Tarifverträgen ihren Niederschlag. Wie die aktu-
elle Befragung von Betriebsräten in 2017 zeigt, spielt allerdings die 
individuelle Vereinbarung zwischen Beschäftigten und Betrieb immer 
noch eine dominante Rolle. Die aktuelle Diskussion ist andererseits 
davon geprägt, dass seitens der Arbeitgeber von einem neuen Flexi-
bilisierungskompromiss gesprochen wird – und hier steht vor allem 
die derzeitig gültige Arbeitszeitgesetzgebung als „nicht mehr zeitge-
mäß“ im Fokus.
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zwar gelungen, ein Recht auf eine befristete Teil
zeit für maximal zwei Jahre von bis auf 28  Stunden 
mit einem abgesicherten Rückkehrrecht zu ver-
ankern. Der Lohnausgleich für Beschäftigte mit be -
sonderen Problemlagen (Vereinbarkeit, Pflege, 
 Weiter bildung) konnte jedoch nicht realisiert 
 werden. Durchgesetzt hat die IG Metall, dass ein 
tarifliches Zusatzgeld in Höhe von 27,5 Prozent des 
Gehalts in acht freie Tage getauscht werden kann, 
von denen zwei von der Arbeitgeberseite als zu -
sätzliche Tage gewährt werden. 

Ein kurzer Blick in die jüngere 
Geschichte der Arbeitszeitpolitik

Die aktuellen Arbeitszeitdiskussionen fußen 
auf einer langen Tradition. In den 1960er-Jah
ren  wurden in Deutschland die 40-Stunden-Wo
che und der freie Samstag für die Beschäftigten 
durchgesetzt. In den 1980er- und 1990er-Jahren 
stand in der Arbeitszeitdebatte die 35-Stunden-Wo
che bei vollem Lohnausgleich im Vordergrund. 

Weitest gehend durchgesetzt hat sie sich in den 
alten Bundes ländern zum Beispiel in der Druckin-
dustrie, der Metall- und Elektroindustrie oder auch 
in der Hafenlogistik. In einigen anderen Branchen 
gab es vorübergehend teilweise eine Reduzierung 
der Wochenarbeitszeit zum Beispiel auf 37,5 Stun
den im öffentlichen Dienst. Das Durchsetzungssze
nario der 35-Stunden-Woche war mit einer histo
rischen Phase verknüpft, die sich von der heutigen 
Zeit deutlich unterscheidet. Es herrschte zwar keine 
Vollbeschäftigung, die soziale Struktur der Erwerbs
tätigen war jedoch noch von einer gut verdienen
den Mittelschicht mit weitestgehend unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnissen gekennzeichnet. 

Nicht nur deshalb wurde die Gestaltung von A r
beitszeit lange Zeit durch das traditionelle Normal-
arbeitsverhältnis geprägt. Eine geregelte Vollar
beitszeit von 9 bis 17 Uhr, geleistet in einer 
un     be  fristeten sozialversicherungspflichtigen An -
stellung, formte einen Arbeitsstandard, welcher bis 
heute seine prägende Wirkung entfaltet. Gekenn
zeichnet war diese Konstellation durch eine klare 

—  95



—  Bericht zur Lage 2018 

1 Diese Beschäftigten verdienen nicht mehr als  

10,51 Euro.

2 Vgl. Muscheid, Jörg: Studie „Arbeitnehmerein-

kommen im Lande Bremen: Entwicklung und sozio- 

demografische Merkmale“, Arbeitnehmerkammer 

 Bremen (Hrsg.), April 2017, S. 24.

resultieren. Moderne Arbeitszeitpolitik muss also 
auch darauf fokussieren, dass es viele Menschen 
gibt, die entweder aufgrund zu geringer Löhne oder 
eines unfreiwilligen Verharrens in der sogenannten 
Teilzeitfalle entweder mehr arbeiten müssen oder 
möchten und nicht weniger. 

Aktuell ist die Diskussion von zwei weiteren wichti-
gen Entwicklungen geprägt. Erstens: Die fort
schreitende Digitalisierung ermöglicht – insbeson
dere durch die Nutzung mobiler Endgeräte –  völlig 
neue Konzepte der Entkopplung von Arbeitszeit 
und Arbeitsort (Stichwort: mobiles Arbeiten), die 
von vielen Beschäftigten subjektiv als Ver besserung 
ihrer Zeitsouveränität wahrgenommen werden. 
Zweitens: Bei der jüngeren Generation ist ein 
Werte wandel zu erkennen, der zum Beispiel dazu 
führt, dass die Lösung von Vereinbarkeitsproblemen 
von jungen Paaren stärker als gemeinsame Aufgabe 
wahrgenommen wird.

Aus diesen Überlegungen ergeben sich für moderne 
Arbeitszeitpolitik unterschiedliche Handlungs felder:

 Zeiten für Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
(Kinder/Pflege),

 Zeiten für Weiterbildung,
 Zeiten für die Erhaltung der Gesundheit und der 

Arbeitsfähigkeit,
 Zeiten für die Absicherung von Altersüber-

gängen und/oder teilweiser oder vollständiger 
Berufsunfähigkeit.

Außerdem befürworten viele Akteure im wissen
schaftlichen und politischen Raum das Konzept der 
sogenannten „kurzen Vollzeit“ oder auch „langen 
Teilzeit“, also der Verkürzung oder Verlängerung 
der regulären Arbeitszeit mit Lohnausgleich und 
Personalersatz. 

Im Rahmen der politischen und wissenschaftlichen 
Diskussion liegen zu diesen Handlungsfeldern viele 
Detailvorschläge auf dem Tisch, die hier nicht im 
Einzelnen vorgestellt und bewertet werden können.

Rollenverteilung zwischen den Geschlechtern. Im 
Mittelpunkt stand der männliche Alleinverdiener, 
während der Aufgabenbereich der Frau bei Familie 
und Haushalt lag.

Seit der Jahrtausendwende – und insbe sondere im 
Gefolge der Agenda-2010-Prozesse – hat sich die 
Tendenz zur Arbeitszeitverkürzung wieder umge
dreht. In vielen Bereichen wird wieder nah an 
der 40-Stunden-Grenze gearbeitet, in den neuen 
 Ländern sogar darüber. Von vielen  Akteuren 
 werden nun andere Fragen bei der Arbeitszeit de-
batte in den Vordergrund gestellt: Lebensphasen-
orientierung ist das wichtige Stichwort. Hierbei 
tritt allerdings oft die Frage der Finanzierbarkeit, 
ins besondere für die unteren Einkommen in den 
Hinter grund.
 
Das traditionelle Normalarbeitsverhältnis erodiert 
zunehmend. Seit den 1990er-Jahren lässt sich ein 
wachsender Trend zu flexiblen Arbeitszeiten er -
kennen, welcher eine Pluralisierung der Arbeits-
formen nach sich zieht. So treten vermehrt atypi
sche Arbeitsformen wie Nacht-, Wochenend- und 
Wechselschichtarbeit auf, welche nicht selten mit 
einer Zunahme prekärer Beschäftigung einherge
hen. Auch der Strukturwandel in der Arbeitswelt 
und die forcierte Digitalisierung bringen neue Orga
nisationsformen von Arbeitszeit und Arbeitsort her
vor. Hinzu kommen weitere Herausforderungen, die 
sich aus einer steigenden Frauenerwerbsquote und 
dem demografischen Wandel ergeben. 

Außerdem muss im Unterschied zu den 1980er- 
Jahren der Zusammenhang von Arbeitszeit- und 
Lohnpolitik stärker fokussiert werden. In  vielen 
 Branchen verdienen die Beschäftigten so wenig, 
dass bezahlte Mehrarbeit zur Existenzsicherung 
unausweichlich scheint. Nach jüngsten  Zahlen 
des IAB befindet sich aktuell fast ein Fünftel der 
Beschäftigten im Niedriglohnsektor 1 – auch in 
 Bremen sind es knapp 20 Prozent 2. Außerdem 
 werden in Deutschland mittlerweile circa 1,8 Mil
liarden Überstunden geleistet, davon knapp die 
Hälfte als bezahlte Überstunden, die vermutlich zu 
großen Teilen aus der oben benannten Problematik 
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Einen besonderen Stellenwert in der Diskussion um 
moderne Arbeitszeitpolitik müssen die neuen, so-
genannten „agilen“ Formen der Arbeitszeitorgani
sation und -gestaltung, wie zum Beispiel „ mobiles 
Arbeiten“ oder „Vertrauensarbeitszeit“ ein nehmen, 
die insbesondere im Zusammenhang mit der Digi
talisierung weiter forciert werden sollen. Viele 
bisherige Erfahrungen zeigen, dass diese Art der 
Flexibilisierung und der damit verbundenen Indi
vidualisierung der Arbeitszeit und Arbeitsorgani
sation in bestimmten Berufen zwar viele zum Bei
spiel kreative oder wissenschaftliche Potenziale 
mobilisieren können, aber in der Regel auch zu 
Selbstausbeutung und Entgrenzung führen. Aktuelle 

Betriebsverein barungen zum Beispiel aus der Auto
mobilindustrie (Daimler, BMW) oder Tarifverträge 
(Telekom)  zeigen, dass diese Arbeitsformen regu
lierbar und gestaltbar sind. Wichtige Aspekte hier
bei sind: 

 Mobilarbeit gilt als Arbeitszeit und ist in der 
Zeiterfassung zu berücksichtigen.

 Die Beschäftigten haben ein Recht auf „Nicht-
erreichbarkeit“, zum Beispiel nach 19 Uhr.

 Beschäftigte und Vorgesetzte müssen mit den 
gesetzlichen Arbeitsschutzbestimmungen im 
Rahmen von Schulungsmaßnahmen vertraut 
gemacht werden. 

 

Anfang 2018 lagen die Ergebnisse der jüngs-
ten Betriebsrätebefragung der Arbeitnehmer-
kammer vor. Aus aktuellem Anlass haben wir 
die Be  fragung um einen Sonderteil zum Thema 
Arbeitszeit ergänzt. Einige wichtige Ergebnisse 
werden nachfolgend dokumentiert.

Welche Arbeitszeitmodelle werden in den 
 Bremer Betrieben angewendet? Zunächst soll-
ten Betriebsräte hier grundsätzlich Auskunft 
geben. Dabei entfielen 50 Prozent der Nennun-
gen auf „flexible“ Arbeitszeiten für den über-
wiegenden Teil der Belegschaften. Feste Arbeits-
zeiten gibt es laut Umfrage noch in knapp  
40 Prozent der Betriebe. Auf „wechselnde 
Arbeitszeiten / Schichtarbeit“ entfielen lediglich 
30 Prozent der Nennungen. Ein überraschen-
des Ergebnis ist sicherlich, dass all jene Arbeits-
formen, die in der öffentlichen Wahr nehmung 
und in der Presse aktuell besonders populär 
diskutiert werden, relativ geringe Ausprägun-
gen aufwiesen: „Vertrauensarbeitszeit“ wird in 
19 Prozent der Betriebe, „Arbeit auf Abruf“ in 

drei und „mobiles Arbeiten / Homeoffice“ in fünf 
 Prozent für mehr als zwei Drittel der Belegschaft 
praktiziert. Insbesondere hinsichtlich der „Arbeit 
auf Abruf“ ist allerdings zu berücksichtigen, dass 
diese vielfach in nur schwach mitbestimmten 
Branchen auf dem Vormarsch ist (Einzelhandel, 
Gastronomie, Teilen der Logistik) und damit bei 
einer Befragung von mitbestimmten Betrieben 
gar nicht erfasst werden kann. 

Im Anschluss interessierte uns die Frage, mit 
welchen Modellen in den Unternehmen dem 
Bedürfnis vieler Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nach einer stärker an Lebensphasen 
orien tierten Arbeitszeitorganisation beziehungs-
weise entsprechenden Arbeitszeitmodellen be-
gegnet wird. Sieben Modelle konnten danach 
eingeschätzt werden, ob und wie sie im Betrieb 
realisiert beziehungsweise abgesichert werden: 
„keine Möglichkeit der Realisierung“, „nur auf der 
Ebene von individuellen Vereinbarungen“ oder 
Absicherung auf der „kollektiven Ebene“ (Tarif-
vertrag (TV) / Betriebsvereinbarung (BV).

Axel Weise 

Exkurs

Bremer Betriebsräte zum Thema  
Arbeitszeit – Ergebnisse aus einer 
 Sonderbefragung
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Gefragt haben wir nach diesen Modellen:
 Berücksichtigung im Schicht- / Dienstplan,
 Lebensarbeitszeitkonten / Langzeitkonten 

(Blockfreizeit, Sabbatjahr et cetera),
 unbezahlter Sonderurlaub, befristete Frei-

stellungen,
 Altersübergang (Altersteilzeit, Frühverren-

tung),
 Teilzeit und Rückkehr zur Vollzeit nach per-

sönlichem Bedarf,
 Weiterbildungszeiten zur Qualifizierung (über 

Bildungsurlaub / -zeit hinaus),
 Sonstiges, beispielsweise Unterstützung bei 

der Kinderbetreuung et cetera.

Bei nahezu allen Formen überwog die individu-
elle Ebene der Absicherung mit in der Regel bis 
zu knapp 80 Prozent – das heißt, Verabredun-
gen werden in der Regel zwischen dem einzel-
nen Mitarbeiter und seinem Vorgesetzten be -
ziehungsweise der Geschäftsführung getroffen. 

Bei der Frage von „Lebensarbeitszeitkonten“ 
entfielen knapp 60 Prozent auf „keine Möglich-
keit“ der Realisierung. Im Bereich der kollek-
tiven Absicherungen durch Tarifverträge oder 
Betriebsvereinbarungen erreichten lediglich die 
Arbeitszeitregelungen zum Thema Altersüber-
gänge einen Wert von deutlich über 20 Prozent 
der Nennungen. Fazit: In den Betrieben gibt es 
auf kollektivrechtlicher Ebene noch jede Menge 
Gestaltungsspielräume, was die Lebensphasen-
orientierung angeht. Aktuell sind die Beschäf-
tigten weitgehend auf den ‚good will‘ der Vor-
gesetzten verwiesen. 

In der nachfolgenden Abbildung werden die 
Ergebnisse zu den Schwerpunkten der Betriebs-
ratsarbeit zu Arbeitszeitthemen dargestellt. 
Die Betriebsräte wurden gefragt, ob sie mit 
den jeweiligen Themen intensiver oder weniger 
intensiv befasst waren und ob eine Betriebsver-
einbarung existiert oder geplant ist.

Wie die Zahlen deutlich zeigen, bildeten den 
Schwerpunkt der Befassung durch die Betriebs-
räte mit mehr als 50 Prozent der Nennungen 
die – sehr aktuellen - Themen: „Erreich barkeit 
in der Freizeit“, „Mobilarbeit“, „Homeoffice“, 
„Planbarkeit von Arbeitszeiten, „Dienstplange-
staltung“, „Sonstiges, beispielsweise Lebens-
arbeitszeitkonto, Elternzeit, (Alters-) Teilzeit“. 
Der höchste Wert für geplante Betriebsverein-
barungen ergibt sich für das Thema „Mobil-
arbeit“. Anders als bei obiger Beschreibung des 
Ist zustandes in Bremer Betrieben scheinen die 
neuen Arbeitszeitformen wie „Homeoffice“, 
„Mobilarbeit“ oder „Lebensphasenorientierung“ 
also für die Zukunft einen deutlich höheren 
Stellen wert einzunehmen.

Positiv überrascht haben die Ergebnisse zu der 
Frage, wie es mit der Einhaltung der gesetz lichen 
Arbeitszeitbestimmungen in den Be  trieben 
bestellt ist. Die nachfolgende Abbildung ver-
deutlicht, dass für den überwiegenden Teil der 
(mitbestimmten!) Belegschaften (mehr als zwei 
 Drittel) davon ausgegangen werden kann, dass 
der Grad der Einhaltung der wichtigsten Regeln 
bei weit über 80 Prozent liegt. Aus  Studien 
 wissen wir allerdings, dass Arbeitszeitverstöße 
häufig in Branchen stattfinden, die wenig mit-
bestimmt sind, zum Beispiel in der Gastronomie 
(siehe dazu den Artikel „Das Gastgewerbe in Bremen – 
eine dynamische Branche mit schwierigen Arbeitsbedin-
gungen“ in diesem Band).

Abbildung 1: 
Schwerpunkte der Betriebsratsarbeit zu Arbeitszeitthemen

der Betriebsrat  
war befasst

eine Betriebsverein-
barung existiert

eine Betriebsverein-
barung ist geplant

tägliche Arbeitszeit  
(Beginn, Ende, Pause)

22 % 71 % 7 %

Mehrarbeit / Überstunden 34 % 61 % 6 %

Rufbereitschaft 39 % 55 % 6 %

Erreichbarkeit in der Freizeit 65 % 21 % 14 %

Urlaubsplanung / Betriebsferien etc. 33 % 60 % 7 %

Mobilarbeit 53 % 26 % 21 %

Homeoffice 51 % 31 % 18 %
Planbarkeit von Arbeitszeiten,  
Dienstplangestaltung

59 % 34 % 7 %

Sonstiges, beispielsweise Lebensarbeits-
zeitkonto, Elternzeit, (Alters-)Teilzeit

59 % 31 % 9 %
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Hieran anschließend wurden die Betriebsräte 
gefragt, ob sie die bestehenden Arbeitszeit-
gesetze noch für zeitgemäß halten. Diese Frage 
wurde von 73 Prozent der Befragten bejaht. 
 Abschließend wurden die Betriebsräte 
danach gefragt, wer aus ihrer Sicht aus mögli-
chen Flexibilisierungen der Arbeitszeitgesetz-
gebung welchen Nutzen zieht. Mehr als zwei 
Drittel der Befragten waren sich sicher, dass 
Arbeitgeber in jedem Fall einen hohen Nut-
zen aus flexibilisierten Arbeitszeitregelungen 
 ziehen würden. Lediglich 33 Prozent der Befrag-
ten glaubten, dass eine Flexibilisierung den 

Beschäftigten nütze. Auch die These, dass Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit regeln in Zeiten von 
verstärkter Digitalisierung und „Arbeiten 4.0“ 
dringend not wendig sei, erfuhr mit 28 Prozent 
eine eher geringe Zustimmung. Diesem Gesamt-
bild entspricht das Ergebnis, dass gut die Hälfte 
der befragten Betriebsräte die in der Diskussion 
befind lichen Lockerungen der Arbeitszeitgesetz-
gebung nicht unterstützen würden. In welche 
Richtung die anderen Betriebsräte einer Locke-
rung zu  stimmen würden, ist durch die Befragung 
nicht zu ermitteln.

Abbildung 2: 
Einhaltung der gesetzlichen Arbeitszeitbestimmungen

Einhaltung der Grad der Einhaltung

gesetzlichen Höchstarbeitszeiten ist gewährleistet 92 %

gesetzlichen Pausen- und Ruhezeiten ist gewährleistet 86 %

tariflichen und vereinbarten Arbeitszeiten ist gewährleistet 84 %
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  Die Erkenntnis, dass Deutschland ein Einwan
derungsland ist, setzt sich im Arbeitsschutz und der 
betrieblichen Prävention erst allmählich durch. Eine 
der gesellschaftlichen und gesundheitspolitischen 
Bedeutung des Migrationsthemas ent sprechende 
Gesundheitsberichterstattung fehlt; 1 es gibt nur 
wenige empirisch gesicherte und differenzierte 
Erkenntnisse über die gesundheitliche Lage zuge
wanderter Frauen und Männer überhaupt. Noch 
weniger untersucht sind bisher mit der Erwerbs
arbeit verbundene Belastungen und Defizite des 
Gesundheitsschutzes sowie Ansätze einer gezielten 
Prävention.

Einflüsse auf die gesundheitliche 
Lage von Menschen mit Migrations-
hintergrund

Das Heimatland zu verlassen und in ein anderes 
Land überzusiedeln, ist kein mit einem Schritt ab-
geschlossener Vorgang, sondern ein längerer Pro
zess, der über Generationen gehen kann. Im Her
kunfts- wie im Einwanderungsland beeinflussen 
soziale Faktoren wie Bildung, Erwerbsarbeit und 

Barbara Reuhl und Fuat Kamçılı – Aus- und Fortbildungszentrum für den bremischen öffentlichen Dienst (AFZ)

Arbeitsbedingungen  
und Gesundheitsschutz  
von Beschäftigten mit  
Migrationshintergrund  
im Land Bremen  

In aller Kürze:

Beschäftigte mit Migrationshintergrund stellen keine homogene 
Gruppe dar. Je nach Bildung, Qualifikation und sozialer Lage ver fügen 
sie über bessere oder schlechtere Gesundheitschancen. Sprachlich 
und kulturell begründete Verständigungsprobleme sowie die mit der 
Arbeit verbundenen Belastungen und Ressourcen spielen eine zen-
trale Rolle. Die Arbeitstätigkeiten von Beschäftigten mit Migrations-
hintergrund im Land Bremen sind mit besonderen arbeits bedingten 
Risiken verbunden. Beim Arbeitsschutz sind die Belange von Beschäf-
tigtengruppen mit besonderem Schutzbedarf zu berück sichtigen. 
Es gibt also Handlungsbedarf, um die betriebliche Prävention 
migrations sensibel auszurichten. Die Überwindung von Sprach- und 
Verständigungsproblemen und die Sensibilisierung und Qualifizierung 
von Fach- und Führungskräften sind Voraussetzungen dafür. Die Ver-
besserung des Arbeitsschutzes generell, vor allem in atypischen und 
prekären Beschäftigungsverhältnissen kommt allen, auch den zum 
großen Anteil migrantischen Beschäftigten zugute.

1 Vgl. Die Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und 

Integration (2015), S. 17. 

—  100



—  01  Arbeit und Wirtschaft

Einkommen die gesundheitliche Lage von Migran
tinnen und Migranten. Das kann im Vergleich zur 
deutschen Mehrheitsbevölkerung vorteilhaft oder 
nachteilig sein, je nachdem, welche individuellen 
gesundheitlichen Voraussetzungen „mitgebracht“ 
werden und auf welche Situation die Eingewander
ten treffen (vgl. Abbildung 1). 

Ein wesentliches Motiv für Migration liegt in der 
Suche nach Arbeit, verknüpft mit der Hoffnung 

auf bessere Lebensbedingungen als im Herkunfts
land und ein gutes Auskommen. Die Chancen für 
die Integration im Einwanderungsland, und damit 
auch auf gesunde Arbeits- und Lebensbedingun
gen,  steigen mit dem Niveau von Qualifikation 
und Sprachkompetenz. So besteht für bestimmte 
Migrantengruppen aus dem Mittelmeerraum ein 
geringeres Herzinfarktrisiko, bedingt durch Ernäh
rungsgewohnheiten, während die Strapazen einer 
Fluchtsituation mit einer erhöhten gesundheitlichen 
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Abbildung 1: 
Gesundheitliche Lage der Bevölkerung mit Migrationshintergrund

Quelle: Eigene Darstellung

Gesundheitliche Lage der Bevölkerung mit Migrationshintergrund

Lebenssituation
und Rahmen-

bedingungen im 
Herkunftsland

Lebenssituation 
und Rahmen-

bedingungen im 
Einwanderungsland

migrations-
bedingte 
Effekte
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Gefährdung verbunden sind. Gesundheit kann auch 
bei der Frage eine Rolle spielen, wer Zugang ins 
Aufnahmeland findet. Als „Gastarbeiter“  wurden 
in Deutschland in den 1960er-Jahren gezielt junge, 
gesunde Männer für belastende Arbeit in der 
 In dustrie angeworben. 

Menschen mit Migrationshintergrund 
– wer ist gemeint?

Mit dem Begriff „Migration“ wird im Allgemeinen 
die grenzüberschreitende, internationale Wande
rung bezeichnet, die eine dauerhafte räumliche Ver
änderung des Lebensmittelpunktes eines Menschen 
nach sich zieht. Für die Gruppe der Menschen mit 
Migrationshintergrund gibt es vielfältige Bezeich
nungen: Zuwanderer, Immigranten,  Aussiedler, 
Menschen mit Migrationshinweis, Papierlose, Aus
länder, Flüchtlinge – die Liste ließe sich noch um 
ein Vielfaches erweitern. Mit den Begriffen sind 
unterschiedliche Gründe und rechtliche Rahmen-
bedingungen für Zuwanderung und die soziale Lage 
verbunden.

Bis zur Reform des Zuwanderungsgesetzes 
im Jahr 2005 beruhten die meisten statisti-
schen Daten in Deutschland zu Einwanderern 
und Flüchtlingen auf dem Kriterium der Staats-
angehörigkeit. Mit „Ausländerin / Ausländer“ sind 
alle Menschen gemeint, die nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen: mit einer auslän-
dischen Staatsangehörigkeit nach Deutschland 
Zugezogene und deren in Deutschland ge  borene 
Nachkommen ohne eigene Migrationser fahrung, 
aber ohne deutsche Staatsangehörigkeit. Auch 
Staatenlose und Menschen mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit zählen dazu. Spätaus siedler, 
ihre Ehegatten und Nachkommen erhalten seit 
1999 automatisch die deutsche Staatsange-
hörigkeit und werden deshalb statistisch nicht 
erfasst. Infolge von Reformen des Zuwande-
rungsgesetzes (1991) und des Staatsbürger-
schaftsrechts (2000) stieg die Zahl im Ausland 
geborener Menschen, die sich einbürgern  ließen 
und damit die deutsche Staatsbürgerschaft 
erwarben.

Laut der Begriffsdefinition des Statistischen 
Bundesamtes (Destatis) hat ein Mensch „einen 
Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder 
mindestens ein Elternteil die deutsche Staats-
angehörigkeit nicht durch Geburt besitzt. Im 
Einzelnen umfasst diese Definition, auf der die 
Bevölkerungsstatistik beruht, zugewanderte 
und nicht zugewanderte Ausländerinnen und 
Aus länder, zugewanderte und nicht zugewan-
derte Eingebürgerte, (Spät-) Aussiedlerinnen und 
(Spät-) Aussiedler sowie die als Deutsche ge -
borenen Kinder dieser Gruppen“. 
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Abbildung 3: 
Bevölkerung mit und ohne Migrationshintergrund im Land Bremen

Quellen: Statistisches Bundesamt 2018, Statistisches Bundesamt 2017
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ohne Migrationshintergrund, wenn auch der Anteil 
der Älteren steigt.

Das Merkmal „Migrationshintergrund“ fasst hetero
gene Lebenslagen zusammen: Sozial integrierte 
Ingenieure aus Ländern der Europäischen Union in 
Bremer Luft- und Raumfahrtunternehmen – die sich 
hinsichtlich der Arbeitsbelastungen nicht von den 
Beschäftigten ohne Migrationshintergrund unter
scheiden – gehören genauso zur Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund wie Flüchtlinge mit unge
sichertem Aufenthaltsstatus und ohne Zugang zu 
qualifizierter Beschäftigung. 

Im Land Bremen lebten nach Angaben des Statis-
tischen Landesamts im Dezember 2016  ins ge samt 
673.000 Menschen, darunter 205.000 Menschen 
mit Migrationshintergrund (vgl. Abbildung 2), das 
entspricht einem Anteil an der Gesamtbevölkerung 
von etwas über 30 Prozent. Die größte Be deutung 
als europäische Herkunftsländer haben die Tür
kei, Polen und Russland (vgl. Abbildung 3). Syrien 
ist das  wichtigste nicht europäische Herkunftsland. 
Im Jahr 2016 suchten laut Angaben der Sozial-
senatorin rund 2.650 Flüchtlinge und Asylbe werber 
im Bundes land Bremen Schutz. Die Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund ist „jünger“ als diejenige 

Abbildung 2: 
Zusammensetzung der Bevölkerung im Land Bremen 2016

*MHG bedeutet, wenn der Mensch selbst oder mindestens ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit nicht durch Geburt besitzt

Quelle: Statistisches Bundesamt 2018

mit Migrationshintergrund (MHG) im eigentlichen Sinn*

Deutsche Ausländer

mit ohne mit ohne

insgesamt ohne MHG mit MHG eigene Migrationserfahrung 

673.000 469.000 205.000 55.000 44.000 90.000 16.000
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Erwerbsbeteiligung von Menschen 
mit Migrationshintergrund im Land 
Bremen

Der Aufenthaltsstatus beeinflusst die Chancen 
auf Integration. Bürgerinnen und Bürger aus EU- 
Ländern können sich im gesamten Gebiet der Euro
päischen Union niederlassen und arbeiten. Für 
Angehörige der meisten Drittstaaten ist die Auf
enthaltserlaubnis befristet, gebunden an eine 
 Ausbildung, ein Arbeitsverhältnis oder an famili-
äre Gründe. Menschen mit prinzipieller Ausreise
pflicht, deren Abschiebung nicht möglich ist, er -
halten jeweils für sechs Monate eine Duldung, was 
es ihnen besonders erschwert, eine auskömmliche 
Arbeit zu finden. 

Die Statistik der Bundesagentur für Arbeit kann 
bis heute den Status „Migration“ nicht ausweisen. 
Daher gibt es für die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung nur Zahlen zu Ausländern und Deut
schen. Demnach ist der Anteil von Ausländerinnen 
und Ausländern in sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung sowohl im Bundesdurchschnitt als 
auch im Bundesland Bremen im Zeitraum der Jahre 
2000 bis 2016 von knapp sieben auf zehn Prozent 
gestiegen. 2016 waren knapp 30.000 Ausländer
innen und Ausländer im Land Bremen sozialversi
cherungspflichtig beschäftigt – 25.000 in der Stadt 
 Bremen, knapp 5.000 in Bremerhaven. 47 Prozent 
der sozialversicherungspflichtig beschäftigten aus
ländischen Frauen arbeiten Teilzeit, aber nur 15 
Prozent der ausländischen Männer (zum Vergleich: 
39 Prozent der Arbeitnehmerinnen und acht Pro
zent der Arbeitnehmer mit deutscher Staatsange-
hörigkeit). 

Aus dem Mikrozensus, einer repräsentativen Haus
haltsbefragung von einem Prozent der Bevölkerung, 
wissen wir, dass Menschen mit Migrationshinter
grund, insbesondere Frauen, im Vergleich zu den-
jenigen ohne Migrationshintergrund über niedrigere 
schulische und berufliche Abschlüsse verfügen. Das 
Qualifikationsniveau der Beschäftigten mit auslän
discher Staatsangehörigkeit weist jedoch eine große 
Spannbreite auf:2 Einerseits sind sie als Fachkräfte 
in qualifizierten Berufen tätig, andererseits mit 
geringer oder nicht anerkannter Qualifikation in 
wenig attraktiver und häufig auch prekärer Beschäf
tigung. Frauen finden sich häufig in der Pflege und 
in haushaltsnahen Dienstleistungen wieder, männ
liche wie weibliche Arbeitskräfte in der Gastrono
mie, der Logistik und in Helfertätigkeiten. Beschäf
tigte mit Migrationshintergrund sind häufig in 
migrantengeführten Unternehmen, vor allem Klein- 
und Kleinstbetrieben in der Gastronomie tätig. 
Sie sind fast doppelt so häufig als Arbeiterin oder 
Arbeiter beschäftigt wie Beschäftigte ohne Migrati
onshintergrund – auch das zeigt der Mikrozensus. 

Auch geringfügige Beschäftigung, Niedriglöhne 
und Leiharbeit sind häufiger anzutreffen, befristete 
Arbeitsverhältnisse vor allem bei Jüngeren. Men
schen mit Migrationshintergrund sind häufiger, 
aber kürzer erwerbslos als diejenigen ohne Migra
tionshintergrund, was sich durch die leichtere Ein
setzbarkeit und höhere Fluktuation von Beschäftig
ten mit geringer Qualifikation erklären lässt. Die 
Frauen erwerbstätigkeit steigt, auch bei Frauen mit 
Migrationshintergrund. Im Vergleich mit Frauen 
ohne Migrationshintergrund und mit Männern sind 
sie in geringerem Maß erwerbstätig. Im Durch
schnitt haben Beschäftigte mit Migrationshinter
grund kürzere Wochenarbeitszeiten (Frauen 25 
Stunden, Männer 36 Stunden) als diejenigen ohne 
Migrationshintergrund (Frauen 30 Stunden, Männer 
39 Stunden).

2 Vgl. Böhme / Heibült (2017), S. 11 f.

„Je größer die Abweichung vom Normalarbeitsver-

hältnis ist, desto mehr sinkt das Schutzniveau, vor 

allem in kleinen Unter nehmen, weil sich der Arbeits-

schutz nach wie vor überwiegend am Normalarbeits-

verhältnis und  größeren Betrieben orientiert.“
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3 Vgl. Robert Koch-Institut (2008), S. 47 ff.

4 Vgl. Arbeitnehmerkammer Bremen (2015), S. 54 f. 5 Vgl. Bäcker (2015), S. 73 f.

Arbeitsbedingte Gesundheitsrisiken

Auf die Migration zurückzuführende Risiken be -
stehen einerseits aufgrund von sprachlichen und 
kulturellen Barrieren. Die Unfallgefahr erhöht sich, 
wenn Warnungen in Gefahrensituationen falsch 
oder zu spät verstanden oder die Unterrichtung 
über Gefahren und Einweisungen nicht vermittelt 
werden können. Doch an der Sprache allein liegt es 
nicht; viele Menschen mit Migrationshintergrund 
sind in Deutschland aufgewachsen und der deut
schen Sprache mächtig. Sie können jedoch durch 
branchenbedingte Risiken und die Gefährdungen 
an den jeweiligen Arbeitsplätzen bei der Arbeit be -
sonders belastet sein.

In atypischer Beschäftigung kommen körperliche 
Belastungen durch Kälte oder Hitze, Lärm, Öl, Fett, 
Schmutz, Arbeiten im Stehen, Heben und Tragen 
schwerer Lasten sowie Muskel-Skelettbeschwerden 
häufiger vor als im Normalarbeitsverhältnis, psychi
sche Belastungen entstehen vor allem durch mono
tone Tätigkeiten. Beschäftigte mit Migrationshinter
grund, insbesondere türkische Beschäftigte, sind im 
Vergleich zu Beschäftigten ohne Migrationshinter
grund in höherem Maß von Arbeitsunfällen und von 
Berufskrankheiten betroffen. 3  

Hilfsarbeiter, Beschäftigte im Gartenbau, im Hoch- 
und Tiefbau und auch Pflegepersonen haben ein 
erhöhtes Risiko für Erwerbsminderung. Beschäf
tigte mit niedrigem Bildungsabschluss, geringer 
berufl icher Qualifikation, körperlich belastenden 
Tätigkeiten und Phasen der Arbeitslosigkeit sind 
besonders gefährdete Gruppen. 4 Von einer hohen 
Dunkelziffer muss bei hauswirtschaftlicher, Betreu
ungs- oder Pflegearbeit ausgegangen werden, ge -
nauso bei Tagelöhnern oder Beschäftigten auslän
discher Subunternehmen, die sich nur zeitweise in 
Deutschland aufhalten.

Ressourcen zur Bewältigung  
von Belastungen

Beschäftigte in atypischen Erwerbsformen ver-
fügen im Vergleich zum Normalarbeitsverhältnis 
über ungünstigere Ressourcen und geringere Hand
lungsspielräume im Betrieb. Je größer die Abwei
chung vom Normalarbeitsverhältnis ist, desto 

mehr sinkt das Schutzniveau, vor allem in klei
nen Unter nehmen, weil sich der Arbeitsschutz nach 
wie vor überwiegend am Normalarbeitsverhält
nis und  größeren Betrieben orientiert. Das glei
che gilt für Rechtsvorschriften und die Sozialver
sicherungen, weshalb atypisch Beschäftigte häufig 
kein existenz sicherndes Einkommen erzielen und 
schlechter abgesichert sind. Sie werden seltener von 
Funktionsträgern angesprochen und einbezogen 5 
und haben seltener eine betriebliche Interessenver
tretung, auch weil sie in Branchen wie Handel oder 
Gastgewerbe arbeiten, in denen selten Betriebsräte 
vorhanden sind. Zudem wird die Arbeit von Inter
essenvertretungen durch die Zunahme atypischer 
Beschäftigungsformen erschwert. 

Besonders schutzwürdige 
 Be  schäftigtengruppen: beim 
 Arbeitsschutz einbeziehen

Migrations- und arbeitsbedingte Faktoren können 
eine besondere Verletzlichkeit von Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund erzeugen. Passgenauer 
Arbeitsschutz muss deshalb spezielle Gefahren für 
besonders schutzbedürftige Beschäftigtengruppen 
berücksichtigen, wie in § 4 des Arbeitsschutzge
setzes vorgeschrieben. Schutzmaßnahmen müssen 
Technik, Arbeitsorganisation, sonstige Arbeitsbe
dingungen, soziale Beziehungen und Einfluss der 
Umwelt auf den Arbeitsplatz miteinander in Bezug 
setzen, um die Beschäftigten verstehbar zu instru
ieren. 

Ein migrationssensibler Arbeitsschutz kommt allen 
Beschäftigten zugute, denn ein höheres Schutz
niveau und die Prävention von Unfällen und 
Gesundheitsrisiken tragen dazu bei, bessere Arbeits
bedingungen für alle herzustellen. Die interkultu
relle Öffnung des Arbeitsschutzes zeigt sich bislang 
– und dies eher selten – überwiegend in fremd
sprachigen oder bildgestützten Informationen. Ein 
interkulturell orientierter Arbeitsschutz muss jedoch 
alle Aspekte berücksichtigen, die eine Rolle im 
Risiko gefüge spielen. Ob Unterweisungen und In-
formationen auch verstanden werden, muss über
prüft werden. Sprach- und Verständigungsbarrie
ren zu überwinden heißt auch, die interkulturelle 
Kompetenz von Führungskräften und Fachleuten 
zu verbessern, auch bei Inhabern von migrantisch 
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geführten Betrieben. Ein weiteres Element könnte 
ein Peer-System sein, mit akzeptierten An sprech
partnern aus den Gruppen der Migrantinnen und 
Migranten, mit  entsprechenden Deutschkenntnissen 
und der Herkunftssprache. 

Auf Basis von Erkenntnissen über Schutzbedarfe 
von Beschäftigten mit Migrationshintergrund macht 
es Sinn, dafür zu sorgen, dass sie bei der Arbeits
marktintegration auch in den betrieblichen Arbeits
schutz integriert werden, durch die Verbesserung 
der Sprachkompetenz und von Bildung und Quali
fikation. 

Beschäftigte mit Migrationshintergrund dürfen 
nicht nur als „Empfänger“ von Schutz- und Prä
ventionsmaßnahmen wahrgenommen werden. Ihre 
Partizipation zu fördern und sie bei der Ermittlung 
arbeitsbedingter Gefährdungen und der Entwick
lung von Schutzmaßnahmen aktiv einzubeziehen, 
ist eine wesentliche Voraussetzung für die  Qualität 
des Arbeitsschutzes. Beschäftigte mit Migrations
hintergrund gezielt für Arbeitsschutzfunktionen im 
Betrieb und in Behörden zu qualifizieren, stärkt die 
interkulturelle Kompetenz der Institutionen. Dies 
gilt auch für Betriebsräte und Gewerkschaften. 
 
Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen vor 
allem bei atypischer und prekärer Arbeit ist ein 
wesent licher Ansatzpunkt. Gesetze und Vorschrif
ten müssen an die Entwicklungen in der Arbeits
welt angepasst werden – aus der Perspektive der 
Beschäftigten. Das nützt aber nur, wenn Aufsichts
organisationen ihre Kontrollfunktion vor allem in 
den problematischen Bereichen verstärken und 
gezielte Aktivitäten zur Verbesserung des Schutz-
niveaus durchführen. Dazu zählt auch die Quali
fikation der betrieblichen Entscheiderinnen und 
Entscheider, damit sie ihrer Verantwortung im 
Arbeitsschutz gerecht werden können.

Die Ergebnisse der Mitgliederbefragung der 
Arbeitnehmerkammer zeigen Unterschiede bei 
den Arbeitsbedingungen von Beschäftigten mit 
und ohne Migrationshintergrund auf. Körper liche 
Anforderungen prägen den Arbeitsalltag von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund stär-
ker als den von Beschäftigten ohne Migrations-
hintergrund, wie Abbildung 4 zeigt. Beim Stress 
verhält es sich jedoch umgekehrt: Die Befragten 
ohne Migrationshintergrund geben zu 54 Prozent 
an, dass der Stress zugenommen hat, gegenüber 
43 Prozent der Befragten mit Migrationshinter-
grund. 
 
72 Prozent der Beschäftigten ohne Migrations-
hintergrund, aber nur 56 Prozent der Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund empfinden ihre 
Arbeit als abwechslungsreich. Ähnlich verhält 
es sich im Hinblick auf die Gestaltungsmöglich-
keiten bei der Arbeit: Nur gut die Hälfte (56 Pro-
zent) der Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund, aber zwei Drittel der Beschäftigten ohne 
Migrationshintergrund bezeichnen ihre Arbeit als 
abwechslungsreich. Auch verfügen die Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund über weniger 
Gestaltungsspielraum: „Ich kann meine Arbeits-
abläufe selbstständig gestalten“ sagen nur 32 
Prozent der Befragten mit, aber 76 Prozent der 
Befragten ohne Migrationshintergrund.

Beschäftigte mit Migrationshintergrund erhalten 
seltener Angebote zur Gesundheitsförderung im 
Betrieb, wie Abbildung 4 zeigt. Dass sie bis zum 
regulären Rentenalter arbeiten können, erwarten 
58 Prozent der im Rahmen der Beschäftigten-
befragung der Arbeitnehmerkammer Angespro-
chenen mit gegenüber knapp 68 Prozent der 
Befragten ohne Migrationshintergrund.

Exkurs

Beschäftige mit Migrations-
hintergrund in der 
Beschäftigten befragung 
 „Koordinaten der Arbeit“  
der Arbeitnehmerkammer
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Abbildung 4: 
Körperliche Anforderungen bei der Arbeit
Befragte mit und ohne Migrationshintergrund

Quelle: Koordinaten der Arbeit, Mitgliederbefragung der Arbeitnehmerkammer Bremen, 2017
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Abbildung 5: 
Gesundheitsförderungsmaßnahmen des Arbeitgebers
Befragte mit und ohne Migrationshintergrund

Quelle: Koordinaten der Arbeit, Mitgliederbefragung der Arbeitnehmerkammer Bremen, 2017
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In deutlich geringerem Maß können Beschäftigte 
mit Migrationshintergrund auf unterstützende 
Strukturen zurückgreifen: In einem Betrieb mit 
Betriebs- oder Personalrat arbeiten nur knapp 
57 Prozent der Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund (ohne Migrationshintergrund: 65 Pro-
zent), mit Schwerbehindertenvertretung ein 
Drittel (ohne Migrationshintergrund: die Hälfte). 
Die Frage nach einem Arbeitsschutzausschuss 
bejahten nur 61 Prozent der Befragten mit Migra-
tionshintergrund, aber 76 Prozent der Befragten 
ohne Migrationshintergrund.

Die Auswirkungen höherer körperlicher Belas-
tungen, verbunden mit geringeren Ressourcen 
und einem niedrigeren Schutzniveau bei der 
Arbeit zeigen sich bei der Frage, ob die Tätigkeit 
bis zum regulären Rentenalter ausgeübt werden 
kann: 40 Prozent der Beschäftigten mit Migra-
tionshintergrund gegenüber 31 Prozent ohne 
Migrationshintergrund gehen davon aus, dass sie 
nicht bis zur Rente durchhalten können.
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02
Soziales



  Warum wir über die  
(Einkommens)mitte reden 

  Die Frage nach der „Mitte“ ist in  Deutschland 
von besonderer Bedeutung, wurde doch nach dem 
Zweiten Weltkrieg im Zuge des soge nannten Wirt
schaftswunders das Modell eines regulierten und 
geregelten Kapitalismus durchgesetzt, in dem 
Arbeit und Einkommen sowie Aufstiegschancen 
und damit Teilhabe an der Wohlstandsentwick
lung zur Regel wurden. Entscheidende Bedeutung 
kommt in diesem Zusammenhang dem deutschen 

Produktionsmodell zu, das über eine lange Zeit 
durch eine inklusive Lohnpolitik bei hoher Tarif
bindung geprägt war. Damit konnten auch Beschäf
tigtengruppen mit vergleichsweise schlechter Ver
handlungsposition am Arbeitsmarkt profitieren. Auf 
diesem Weg wurde die Entwicklung einer breiten 
Mittelschicht befördert. 1 Dieses Produktionsmodell 
ist ergänzt worden von einer Sozialpolitik, durch 
die die einmal erreichte mittlere Gesellschafts
position gegen soziale Risiken wie Alter, Arbeits-
losigkeit oder (vorübergehender wie dauerhafter) 
Arbeitsunfähigkeit abgesichert worden ist. 

Es hat sich also die Vorstellung einer Gesellschaft 
herausgebildet, die der Form einer Zwiebel gleicht 
und durch wenig „unten“ und „oben“, aber dafür 
umso mehr von einer breiten Mitte als Ort des 
guten Lebens gekennzeichnet sein sollte. Damit 
wohnt der Mitte eine große Anziehungskraft inne 
und alle wollen dazugehören: Selbst Menschen mit 
niedrigen Einkommen rechnen sich in Befragun
gen der Mitte zu – ebenso wie Menschen, die hohe 
Einkommen beziehen und deshalb eigentlich nicht 
mehr zur Mitte gehören. 2 Die Mitte als Sehnsuchts
ort – dies dürfte auch einer der Gründe sein, warum 
in den vergangenen 15 Jahren die Befunde über die 
schrumpfende Mittelschicht, zunehmende Einkom
menspolarisierung, gesellschaftliche Abstiege und 
schwindende Aufstiegschancen in Kombination mit 
Sozialkürzungen so eine breite Beachtung er  fahren 
haben. Hinzu kommt, dass mit dem Schrumpfen 
der Mittelschicht die Sorgen über eine wachsende 
Instabilität der Gesellschaft stiegen: Während eine 
breite und wachsende Mitte als politischer und 

In aller Kürze:

 Seit Beginn des Jahrtausends ist auch in Bremen die Mittelschicht 
deutlich von 65 Prozent auf 53 Prozent geschrumpft. Nach 2012 
konnte der Abwärtstrend aber gestoppt werden. Allerdings ist 
auch noch keine Trendumkehr in Sicht – trotz guter Konjunktur.

 Die Mittelschicht ist in Bremen im Vergleich zum Bund und den 
beiden anderen Stadtstaaten am deutlichsten geschrumpft. 
Ergebnis: Die Mitte ist in Bremen am kleinsten, die Anteile an 
den einkommensschwachen beziehungsweise armutsgefährdeten 
Schichten am größten.

 Vollzeitarbeit und eine Ausbildung auf Fachkraftniveau reduzie-
ren das Risiko, in Armut zu geraten, deutlich. Über 90 Prozent der 
Vollzeitbeschäftigten zählen zur Mittelschicht oder den Einkom-
mensstarken und Reichen, zwei Drittel der Fachkräfte zur Mittel-
schicht.

 Daraus folgt, dass eine Politik für die Mitte am Arbeitsmarkt 
ansetzen muss: Reduzierung der Lohnungleichheit, Stärkung der 
Tarifbindung, Reduzierung atypischer Beschäftigung und Zugänge 
zu Aus- und Weiterbildung sind der Schlüssel – ergänzt um eine 
Sozialpolitik, die den Mittelschichtsstatus auch im Alter, bei 
Krankheit und Arbeitslosigkeit schützt.

Peer Rosenthal und Kevin Wolnik

Zwischen oben und unten: 
die Entwicklung der 
 Mittelschicht in Bremen                                 

1 Vgl. Bosch / Kalina (2015).

2 Vgl. Mau (2012).
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gesellschaftlicher Stabilitätsanker gelten kann, sind 
schrumpfende und von Statusangst geprägte Mittel
schichten oftmals Zentrum politischen Extremismus 
und politischer Instabilität. 3 

Daher hat die Arbeitnehmerkammer bereits vor 
drei Jahren eine Studie zur Entwicklung der Mittel-
schicht in Bremen vorgelegt. Damals zeigte sich, 
dass die Mittelschicht im Zeitverlauf drastisch an 
Bedeutung verloren hat. Zeitgleich war eine starke 
Zunahme von einkommensschwachen beziehungs
weise armutsgefährdeten Menschen zu beobachten. 
Der Anteil reicher Menschen ist zwischen 2000 und 
2012 konstant geblieben; die einkommensstarke 
Schicht hat nur leicht an Bedeutung gewonnen.4 
Die Analysen zur Einkommensentwicklung im Land 
 Bremen wurden nun fortgeschrieben. 

Die Einkommensmitte – wie wird sie 
berechnet und wer gehört dazu?

Bei der Untersuchung der Einkommensmitte geht 
es darum, anhand des Haushaltsein kommens 
bestimmte Gruppen zu bilden. Dies geschieht an -
hand von nach Anzahl und Alter der Haushalts
mitglieder gewichteten Haushaltseinkommen. 
Die Grundlage ist dabei das mittlere Einkommen 
(Median einkommen) im Land Bremen. Folgende 
fünf Einkommensschichten werden gebildet:

 Arm (armutsgefährdet): Dieser Einkommens
schicht werden alle Haushalte zugeordnet, deren 
gewichtetes Haushaltseinkommen weniger als 
60 Prozent vom Medianeinkommen beträgt.

 Einkommensschwach: Hier werden Ein kommen 
zwischen 60 und 70 Prozent vom Median 
zusammengefasst.

 Mittelschicht: Die Mittelschicht umfasst 
 Haushalte, deren Einkommen zwischen 70 und 
150 Prozent vom Median beträgt.3 Vgl. Hradil (2015), S. 23.

4 Vgl. Hotze (2015), S. 22 ff.
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Abbildung 1 ist zu entnehmen, mit welchem zur 
Verfügung stehendem Einkommen Haushalte im 
Land Bremen zur Mittelschicht gehören.

So muss einer alleinerziehenden Person mit einem 
14-jährigen Kind (oder jünger) mindestens ein 
Haushaltseinkommen von 1.274 Euro zur Ver
fügung stehen, um noch zur Einkommensmitte 
zu zählen. Bei einer vierköpfigen Familie (zwei 
Erwachsene und zwei Kinder unter 15 Jahren) liegt 
die Spannbreite zwischen 2.058 Euro und 4.410 
Euro, bei einem Single zwischen 980 Euro und 
2.100 Euro.

Ferner ist bei der Interpretation der Ergebnisse 
zu beachten, dass bei der Analyse die bremische 
Wohnbevölkerung betrachtet wird. Damit werden 
die Einpendlerinnen und Einpendler – also dieje
nigen, die in Bremen arbeiten, aber außerhalb der 
Landesgrenze wohnen – nicht berücksichtigt. Sie 
machen aber rund 40 Prozent der Bremer Beschäf
tigten aus und verfügen über ein um ein Viertel 
höheres Einkommen.

 Einkommensstark: Die Einkommen liegen 
 zwischen 150 und 200 Prozent vom Median.

 Reich: Hier werden Haushalte zusammen gefasst, 
deren Einkommen über 200 Prozent vom 
Median liegen.

Als Datengrundlage dient der Mikrozensus als amt
liche Repräsentativstatistik. 5 Anders als bei bundes
weiten Analysen zur Entwicklung der Mittelschicht 
werden nicht Daten des Sozioökonomischen Panels 
(SOEP) verwendet, da die Fallzahlen für Bremen 
nicht ausreichen, um vertiefende Analysen durch
führen zu können. Deswegen lassen sich die bremi
schen Daten nicht einfach in Beziehung setzen zu 
den Ergebnissen in anderen Studien. Um die Ergeb
nisse jedoch einordnen zu können, wurden in den 
hier durchgeführten Analysen ebenfalls Zahlen für 
den Bund und die beiden anderen Stadtstaaten – 
Hamburg und Berlin – ausgewertet. Zudem erlaubt 
der Mikrozensus keine Aussagen darüber, wie viele 
Menschen im Vergleichszeitraum auf- und abgestie
gen sind beziehungsweise ihre Position gehalten 
haben, da nicht immer dieselben Menschen befragt 
werden, sondern eine Stichprobe gezogen wird.

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2015 (On-Site), eigene Berechnungen

Abbildung 1: 
Mit welchem Haushaltseinkommen zählt man zur Mittelschicht?

5 Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

(2017).
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Konstellation Haushaltseinkommen

Single-Haushalte 980 – 2.100 Euro

alleinerziehende Person mit einem Kind (unter 15 Jahren) 1.274 – 2.730 Euro

alleinerziehende Person mit einem Kind (über 14 Jahre) 1.470 – 3.150 Euro

Paar ohne Kinder 1.470 – 3.150 Euro

Paar mit einem Kind (unter 15 Jahren) 1.764 – 3.780 Euro

Paar mit einem Kind (über 14 Jahre) 1.960 – 4.200 Euro

Paar mit zwei Kindern (beide unter 15 Jahren) 2.058 – 4.410 Euro

Paar mit zwei Kindern (1x unter 15 Jahren, 1x über 14 Jahre) 2.254 – 4.830 Euro

Paar mit zwei Kindern (beide über 14 Jahre) 2.450 – 5.250 Euro



Abbildung 2: 
Verteilung der Einkommensschichten im Land Bremen 
in den Jahren 2000, 2012 und 2015

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2000, 2012 und 2015 (On-Site),  
eigene Berechnungen
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Die Entwicklung der Bremer  
Mitte – im Vergleich zum Bund  
und den Stadtstaaten

Die Mittelschicht in Bremen ist im Zeitverlauf dra
matisch geschrumpft. Wie Abbildung 2 zeigt, ge -
hörten im Jahr 2000 noch knapp zwei Drittel der 
 Bremer zur Mitte, im Jahr 2015 waren es nur noch 
53 Prozent. Dabei fällt auf, dass der Rückgang der 
Mitte vor allem bis 2012 erfolgt ist. Von 2012 bis 
2015 ist die Mittelschicht um 0,8 Prozentpunkte 
gewachsen, der Anteil der Einkommensschwachen 
ist um 1,8 Prozentpunkte gesunken. Dies könnte 
man einerseits positiv interpretieren: Das Schrump
fen der Mittelschicht ist gestoppt. Andererseits 
könnte man aber auch darauf verweisen, dass trotz 
guter Rahmenbedingungen, wie einer positiven 
Konjunktur- und Beschäftigungsentwicklung sowie 
der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns, noch 
keine Trendumkehr auszumachen ist. 

Im Langzeitvergleich seit 2000 wird auch deut
lich, dass der Zuwachs „oben“ geringer ausfällt als 
„unten“. Das heißt, die Mitte ist nach unten ausge
franst und nicht so sehr nach oben ausge wachsen 
(siehe auch Artikel „Die weiter wachsende soziale 
Spaltung zerrt am Zusammenhalt der Bremer Stadt-
gesellschaft“).

Um diese Befunde besser einordnen zu können, 
wird im Folgenden die Entwicklung in Bremen mit 
der Entwicklung im Bund und in den Stadtstaaten 
verglichen.

Im Vergleich zum Bund wird deutlich, dass die Mit
telschicht in Bremen im Jahr 2000 noch auf Bun
desniveau lag. Allerdings fällt in Bremen die Ero
sion der Mittelschicht deutlich höher aus als im 
Bund, sodass der Mittelschichtsanteil in Bremen im 
Jahr 2015 deutlich unter dem Bundesniveau liegt.

Unter Berücksichtigung der anderen beiden Stadt
staaten sieht es für Bremen wie folgt aus: Die Mit
telschicht hat in Bremen am stärksten „gelitten“. 
Im Jahr 2000 war die Einkommensmitte für Bre
men charakteristisch. Der Anteil der Mitte lag – teil
weise deutlich – über den Werten auf Bundesebene 
beziehungsweise in Hamburg und Berlin. Im aktu
ellen Vergleich ist allerdings in keinem der ande
ren Stadtstaaten im Zeitraum zwischen 2000 und 
2015 eine solch starke Abnahme der Mittelschicht 
zu beobachten. Die Mitte ist in Bremen am kleins
ten, die Anteile an den einkommensschwachen be-
ziehungsweise armutsgefährdeten Schichten am 
größten.
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Gegenzug hat sich – und das ist der positive Befund 
– der Mittelschichtsanteil der Alleinerziehenden 
deutlich erhöht. Dies gilt allerdings auch für den 
Anteil der armen Alleinerziehenden, der zeitgleich 
angestiegen ist (siehe auch Artikel „Alleinerziehend 
im Land Bremen“).

Während die eine Gruppe von Alleinerziehenden es 
schafft, Mittelschichtseinkommen zu erzielen, steigt 
zeitgleich aber auch der Anteil der einkommensar
men Alleinerziehenden an.

Vollzeitarbeit und mindestens mitt-
lere Qualifikation reduzieren Armuts-
risiko deutlich

Aus den Analysen geht zudem hervor, dass Voll
zeitarbeit und mindestens eine mittlere Qualifika
tion – also eine Fachkraftausbildung – das Risiko, in 
Armut zu geraten, drastisch senken.

Ehepaare weisen die höchsten Mit-
telschichtsanteile auf – ambivalente 
Entwicklung bei Alleinerziehenden

Ehepaare mit und ohne Kinder weisen die höchsten 
Mittelschichtsanteile auf. Bei der Differenzierung 
der Einkommensgruppen nach Haushaltskonstella
tion haben von 2012 zu 2015 interessante Entwick
lungen stattgefunden. Auffällig ist, dass Nicht-Ehe
paare – sowohl ohne als auch mit Kindern – zu 
einem geringeren Anteil zur Mittelschicht gehören. 
Dabei zeigt sich hier vor allem, dass der Anteil der 
reichen Nicht-Ehepaare ohne Kinder deutlich gestie
gen ist. Dagegen ist unter den Nicht-Ehepaaren mit 
Kindern der Mittelschichtsanteil vor allem deshalb 
zurückgegangen, weil der Anteil der armen deutlich 
gestiegen ist.

Bei den Alleinerziehenden zeigt sich eine ambiva
lente Entwicklung. Der Anteil der einkommens
schwachen Alleinerziehenden hat sich halbiert. Im 

Abbildung 3:
Verteilung der Einkommensschichten nach Qualifikation und Arbeitszeit

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 2012 und 2015 (On-Site), eigene Berechnungen
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So liegt der Mittelschichtsanteil unter den Voll
zeitbeschäftigten bei rund 54 Prozent und knapp 
38 Prozent von ihnen zählen zu den Einkommens
starken und Reichen. Lediglich knapp acht Prozent 
sind arm oder einkommensschwach – im Gegensatz 
zu 26 Prozent bei den Teilzeitbeschäftigten. Bun
desweite Studien zeigen, dass hierfür insbesondere 
geringfügige Beschäftigung und Teilzeit mit gerin
gen Stundenanteilen verantwortlich sind, die sich 
zudem allzu häufig als Sackgasse erweisen.6 

Darüber hinaus wird deutlich, dass Fachkräfte die 
Mittelschicht prägen und Ausbildung vor Armut 
schützt. Knapp zwei Drittel aus dem mittleren Qua
lifikationsniveau gehören zur Mitte. Hohe Quali
fikationen reichen oftmals ebenfalls für ein Mit
telschichtseinkommen aus; charakteristisch sind 
jedoch die einkommensstarke und reiche Gruppe. 
Dagegen zählen mehr als die Hälfte der Niedrigqua
lifizierten zu den Armen und Einkommensschwa
chen.

Frauen, Kinder und Menschen mit 
Migrationshintergrund nach wie vor 
als Risikogruppe

Auf die besondere Situation von Alleinerziehenden 
– zu circa 90 Prozent Frauen – wurde bereits einge
gangen. Ergänzende Analysen zeigen zudem, dass 
ein erhöhtes Armutsrisiko vorliegt, wenn der Haupt-
einkommensbezieher des Haushaltes weiblich ist.
Kinder und Jugendliche sind zudem einem über
durchschnittlichen Armutsrisiko ausgesetzt – und 
weisen darüber hinaus geringere Anteile an der Mit
telschicht auf. Die Anteile an den armutsgefährde
ten und einkommensschwachen Schichten haben 
sich jedoch im Zeitverlauf reduziert. Auch der 
Anteil an der Mittelschicht ist leicht gestiegen.
Beim Thema Migration wird deutlich, dass mehr als 
jeder dritte Mensch mit Migrationshintergrund ein 
Einkommen unterhalb der Armutsgrenze bezieht. 
Die einkommensschwache Schicht ist allerdings 
von 2012 zu 2015 gesunken und der Mittelschichts
anteil gestiegen. Nichtsdestoweniger bleibt die 
Benachteiligung von Menschen mit Migrationshin
tergrund bestehen.

Fazit:  
Politik für die Mitte fängt  
am  Arbeitsmarkt an

Die Mittelschicht ist auch im Land Bremen über 
die Zeit deutlich geschrumpft, seit 2012 konnte 
der Abwärtstrend aber immerhin gestoppt wer
den. Allerdings ist auch noch keine Trendumkehr in 
Sicht – trotz guter Konjunktur, steigenden Beschäfti
gungszahlen und Fortschritten bei der Arbeitsmarkt-
regulierung durch den gesetzlichen Mindestlohn. 
Dass selbst im wirtschaftlichen Aufschwung die 
soziale Ungleichheit nicht deutlich zurückgeht, ist 
ein Alarmsignal und verweist auf politischen Hand
lungsbedarf.

Politische Interventionen sollten aber nicht nur im 
Bereich kompensierender Sozialpolitik, sondern 
müssen vor allem direkt am Arbeitsmarkt anset
zen. Denn größter Treiber für die Ungleichheit ist 
die wachsende Differenz der Markteinkommen, 
also vor allem der Löhne.7 Dass die Lohnungleich
heit so stark gewachsen ist, ist dabei in erster Linie 
auf die abnehmende Tarifbindung zurückzuführen.8  
Daher gilt es nun, nach der Einführung des gesetz
lichen Mindestlohns, die Tarifpolitik zum Beispiel 
über die gesetzliche Erleichterung der Allgemein
verbindlicherklärung von Tarifverträgen zu stärken. 
Auf Landesebene sollte das Vergabegesetz so weiter
entwickelt werden, dass die Mitgliedschaft in einem 
tarifschließenden Verband zu einem verbindlichen 
Kriterium erklärt wird.

6 Vgl. Bosch/Kalina (2015); Krause et al. (2017).

7 Vgl. Bosch/Kalina (2015).

8 Vgl. Felbermayr et al. (2014).
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Zudem erweisen sich atypische Beschäftigungsver
hältnisse allzu oft als Sackgasse und Armutsfalle, 
während Vollzeitbeschäftigung vor Armut schützt 
und die Mittelschicht stabilisiert. Daher muss das 
Normalarbeitsverhältnis wieder Bezugspunkt der 
Arbeitsmarktpolitik werden. Vor allem gilt es, 
Beschäftigungsverhältnisse mit geringem Stunden
umfang, aus denen Arbeitnehmerinnen und Arbeit
nehmer trotz eines ausgeprägten Wunsches nach 
Ausweitung der Arbeitszeit nicht mehr herausfin
den, zu begrenzen sowie den Grundsatz „gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ zu stärken.

Auch die Bedeutung eines Berufs- oder Hochschul
abschlusses ist noch einmal deutlich geworden, 
um Armutslagen und gesellschaftlicher Ausgren
zung zu begegnen. Daher ist die Beendigung der 
Ausbildungsmarktkrise so wichtig (siehe auch Arti-
kel „Höchste Zeit für Ausbildung!“), zudem müssen 
Wege zu einem Berufsabschluss auch für Beschäf
tigte und Arbeitslose eröffnet werden.

Der Zugang zu und die Gestaltung von Erwerbs
arbeit ist also der Schlüssel für eine breite Mitte – 
ergänzt um eine Sozialpolitik, die das Sicherheits
versprechen für die Mittelschicht zum Beispiel bei 
Arbeitslosigkeit und im Alter (siehe auch  Artikel 
„Gute Alterssicherung für Bremer Beschäftigte?“) 
erneuern muss, sodass auch in Phasen jenseits der 
Erwerbstätigkeit kein sozialer Absturz droht.
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  Großstädte wie Bremen wollen schon seit Län
gerem möglichst urban sein, womit verdichtete Viel-
falt gemeint ist. Es reichen nicht mehr Arbeitsorte, 
die Fachkräfte anziehen und Schlafstädte bieten. 
Als attraktiv gelten heute Großstädte mit Lebens
qualität: Aufenthaltsqualität und quirlige  Vielfalt 
im Stadtzentrum; lebendige, sozial gemischte 
 Wohnquartiere und attraktive Orte der Freizeit und 
Er  holung.

Urbane Vielfalt bedeutet auch das direkte Neben
einander ungleicher Bedürfnisse, Erfahrungen und 
materieller Möglichkeiten – bis hin zu Konflikten. 

Manche schätzen neue Gesichter, vielfältige Spra
chen und Musik auf den Straßen. Andere stören 
sich an lauter Musik und Partyvolk und schätzen 
die Sicherheit vertrauter Nachbarschaft in ihrem 
Wohnquartier. Nicht wenige können die steigen
den  Mieten kaum noch aufbringen und selbst das 
Geld für eine Fahrkarte in die Innenstadt fehlt man
chen. Diese Ungleichheiten im materiellen und 
 kulturellen Bremer Großstadtleben werden derzeit 
intensiv unter dem Stichwort „soziale Spaltung“ dis
kutiert. Die Antwort der Stadtpolitik auf diese viel
schichtigen Herausforderungen lautet, den sozialen 
Zusammen halt stärken! Doch wo genau verlaufen 
soziale Spaltungslinien und wo hat die Stadtpolitik 
Handlungsmöglichkeiten?

1. Das Schrumpfen der Mitte und der 
Anstieg des Armutsrisikos kommen 
zum Stillstand

Kaum ein Begriff ist politisch so umstritten wie die 
gesellschaftliche „Mitte“. Melden neue sozialstatis
tische Studien ein Schrumpfen der Mittelschicht, 
sind ideologische Debatten in den Medien vorpro
grammiert. Verwirrend sind diese wiederkehren
den Debatten, weil häufig von „der“ Mittelschicht 
gesprochen wird, trotz unterschiedlicher Definiti
onen. Mehr Klarheit brachte im Herbst 2017 eine 
Studie vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor
schung (DIW). Der Befund: Unabhängig davon, 
ob die Mittelschicht enger oder breiter definiert 
wird, ist sie in den vergangenen 20 Jahren deutlich 
geschrumpft. Gleichzeitig gab es bei den  Gruppen 
mit den höchsten Einkommen einen leichten und 
bei den mit niedrigen oder durch Armut gefähr
deten Gruppen, einen stärkeren Zuwachs. Das gilt 

In aller Kürze:

 Nachdem die Mittelschicht über viele Jahre in Deutschland 
und auch in Bremen schrumpfte und das Armutsrisiko anstieg, 
ist diese Entwicklung in den vergangenen beiden Jahren zum 
 Stillstand gekommen.

 Neben der sozialen Spaltung am Arbeitsmarkt, zerrt auch die 
Spaltungslinie derjenigen am Zusammenhalt, deren Teilhabe 
außerhalb des Arbeitsmarktes gesichert werden muss.

 Obwohl das Armutsrisiko im Land Bremen von 24,8 auf 22,6 Pro-
zent im Jahr 2016 zurückgegangen ist, wächst die sozialräumliche 
Spaltung in der Stadt Bremen zwischen den Stadtteilen weiter.

 Vor allem im Bremer Westen und in Bremen-Nord, wo immer 
schon besondere Anstrengungen zur Integration erbracht wurden, 
sind die Herausforderungen überproportional weiter angewach-
sen.

 In Gröpelingen und Blumenthal hat allein in den vergangenen 
 beiden Jahren die Zahl zusätzlicher Kinder im Leistungsbezug 
(SGB II) um mehr als 500 zugenommen.

Thomas Schwarzer

Die weiter wachsende 
 soziale Spaltung zerrt
am Zusammenhalt der 
 Bremer Stadtgesellschaft                                 
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nicht allein für die Entwicklung in Deutschland 
 insgesamt, sondern auch für die Stadtstaaten  Berlin, 
Hamburg und Bremen (siehe Artikel „Zwischen 
oben und unten: die Entwicklung der Mittelschicht in 
 Bremen“). 

Die Ergebnisse der DIWStudie sind auch deshalb 
aufschlussreich, weil neben der Entwicklung der 
Haushaltseinkommen außerdem die Erwerbsfor
men berücksichtigt wurden. Hier zeigt sich, dass 
vor allem mit der guten Wirtschaftsentwicklung 
nach 2005 und der zurückgehenden Arbeitslosig
keit, viele Menschen zusätzlich in Arbeit gekommen 
sind. Darunter befinden sich viele erwerbstätige 
Frauen, aber auch ältere Beschäftigte.
 

 Gleichwohl ist in den Einkommensgruppen 
unterhalb des mittleren (Median-)Einkommens 
die Zahl regulärer Beschäftigungsverhältnisse 
zurückgegangen und die Anteile atypischer, 
niedrig entlohnter Beschäftigung in Leihar
beit, Minijobs und befristeten Verträgen sind 

gestiegen. In den unteren Einkommens gruppen 
ist die Anzahl der Menschen in regulärer 
Beschäftigung weiterhin begrenzt und seit 2005 
auf niedrigem Niveau stabil. Durch die deutliche 
Ausweitung der unteren Einkommensgruppen  
ist die Zahl der Menschen in atypischer Beschäf
tigung insgesamt erheblich größer geworden.

 In den oberen Einkommensgruppen hin gegen 
führte das kräftige Beschäftigungs wachstum, 
besonders der vergangenen Jahre, zu einem 
höheren Anteil gut entlohnter, regulärer Be-
schäftigungsverhältnisse – auch in Vollzeit. 
Diese Auseinanderentwicklung in der Mitte der 
Arbeitsgesellschaft ist gemeint, wenn von der 
Spaltung des Arbeitsmarktes gesprochen wird. 
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Diese Spaltung des Arbeitsmarktes betrifft jedoch 
nicht allein geringer qualifizierte Arbeitnehmerin
nen und Arbeitnehmer mit Niedriglöhnen bezie
hungsweise in Leiharbeit, Minijobs und befristeten 
Verträgen. Betroffen sind auch höher qualifizierte 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, besonders 
in den staatsnahen Dienstleistungen und in  Teilzeit: 
Gesundheit, Bildung, Soziales und Infrastruktur. 
Sie blicken zwar stolz auf ihre soliden Ausbildun
gen. Doch im Verhältnis zu den oberen und den 
industrie nahen Berufsgruppen sehen sie sich unge
recht niedrig entlohnt und sozial zu wenig abge
sichert. 

2. Die zweite Spaltungslinie:  
Bezieher von Regelleistungen und 
Armutsgefährdete

Ein vollständiges Bild entsteht erst, wenn neben 
der Spaltung des Arbeitsmarktes auch die zweite 
gesellschaftliche Spaltungslinie betrachtet wird. 
Dann kommen diejenigen Gruppen in den Blick, 
die noch nicht, nicht mehr oder zeitweise nicht in 
den Arbeitsmarkt integriert sind (siehe Abbildung 
1). Aktuell waren das im Jahr 2016 rund 122.500 
 Menschen. Sie benötigen finanzielle Unterstützung 
des Staates, um ihr Existenzminimum zu sichern. 
Bei derzeit rund 680.000 Bewohnern im Land 
 Bremen ist das fast jeder Fünfte. 

Die größte Gruppe mit rund 71.500 Menschen sind 
die Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosen
geld II. Zu ihnen zählen auch etwa 18.500 soge
nannte „Aufstockerinnen und Aufstocker“. Sie sind 
erwerbstätig, ihr Arbeitseinkommen reicht jedoch 
nicht für ihren Lebensunterhalt, sodass sie zusätz
lich Arbeitslosengeld II benötigen. Auch diese 
Gruppe ist ein Beispiel dafür, dass die Unterschei
dung von Gruppen nicht immer eindeutig ist. Denn 
die Gruppe der „Aufstocker“ ist selbstverständlich 
in den Arbeitsmarkt integriert, ein kleinerer Teil 
von ihnen arbeitet sogar in Vollzeit. In einer ande
ren Situation sind die rund 45.000 Leistungsbe-
zieherinnen und Leistungsbezieher, die bereits mehr 
als 21 Monate staatliche Leistungen beziehen. Sie 
gelten bereits als Langzeitbeziehende und rund 
die Hälfte von ihnen erhält schon länger als vier 
Jahre staatliche Leistungen. Sie leben in verfestigter 
Armut oder sind davon bedroht. 

Abbildung 1: 
Fast  jeder Fünfte im Land Bremen benötigt Mindest-
sicherungsleistungen 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (SGB-II-Daten) und Statistische Ämter 
des Bundes und der Länder 2016

1.850 Beziehende von Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem SGB XII

122.500 Bremerinnen und Bremer insgesamt 

15.300 Ältere über der Altersgrenze und Erwerbsgeminderte 
(Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
nach SGB XII)

6.200 Asylbewerber
(Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz)

27.600 Kinder unter 15 Jahren 
(Sozialgeld nach SGB II)

71.500 erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
(Arbeitslosengeld II nach SGB II)

45.000 
Langzeit-

leistungsbezieher

18.500 
erwerbstätige
„Aufstocker“

8.000 
Sonstige
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Eine große Gruppe sind auch rund 27.600 Kinder 
unter 15 Jahren, deren Familien das sogenannte 
Sozialgeld benötigen. Ihre Eltern erzielen kein hin
reichendes Einkommen, um ihre und die Existenz 
ihrer Kinder zu sichern. Von diesen Kindern lebt 
ebenfalls rund die Hälfte schon länger als vier Jahre 
in (verfestigter) Armut. 

Eine seit Jahren anwachsende Gruppe sind rund 
15.300 Ältere und Erwerbsgeminderte, deren 
 Ren ten das Existenzminimum nicht sichern. Sie 
sind auf ergänzende Grundsicherung angewiesen. 
Ihr Anteil hat sich in den vergangenen Jahren nicht 
weiter erhöht. Gleichwohl ist unter denjenigen, die 
aktuell als 66-Jährige neu „in Rente gehen“, mittler-
weile jeder Zehnte auf diese ergänzende Grund-
sicherung angewiesen (siehe Artikel „Gute Alters-
sicherung für Bremer Beschäftigte?“). 

Die im Jahr 2015 auf 11.000 Leistungsempfängerin
nen und Leistungsempfänger gewachsene Gruppe 
der Asylbewerber, ist hingegen im Laufe des Jahres 
2016 auf rund 6.200 Menschen zurückgegangen.
 
Doch nicht alle im Land Bremen, die niedrige 
 Renten beziehen, als Geringverdiener „aufstocken“ 
sowie als Auszubildende oder Studenten über wenig 
Geld verfügen, beantragen staatliche Leistungen. 
Dadurch lebten im Jahr 2016 erheblich mehr Men
schen mit einem Armutsrisiko, als offiziell Leistun
gen beziehen. Im Land Bremen waren das 2016 
rund 154.000 Menschen, also fast jeder Vierte. Sie 
lebten unterhalb oder direkt an der Armutsgrenze.

3. Die sozialräumliche Spaltung  
in der Stadt Bremen 2016

Neben der Spaltung des Arbeitsmarktes und der 
Spaltungslinie zu denjenigen, deren Teilhabe außer
halb des Arbeitsmarktes gesichert werden muss, 
existiert eine dritte Spaltungslinie. Sie ist für die 
Erfahrungen und den Lebensalltag der Bremerin
nen und Bremer von besonderer, weil ganz konkre-
ter Bedeutung. Es handelt sich um die sozialräumli
chen Unterschiede zwischen den einzelnen Bremer 
Stadtteilen. Sie beruhen auf den tief in den Stadt
strukturen und im Wohnungsmarkt verwurzelten 
Unterschieden. Unterschiede zwischen gut situier
ten und sozial gemischten Stadtteilen, bis hin zu 
benachteiligten Quartieren. Letztere sind vor allem 
durch eine räumliche Konzentration von den oben 
genannten Gruppen außerhalb des Arbeitsmarktes 
gekennzeichnet.
 
Abbildung 2 zeigt die bekannten sozialräumlichen 
Unterschiede in der Stadt Bremen, hier am Beispiel 
der räumlichen Verteilung der Leistungsempfänger 
im erwerbsfähigen Alter (SGB II). Die sozialräumli
che Spaltung, das heißt, der Abstand zwischen den 
gut situierten und den durch niedrige Einkommen 
geprägten Stadtteilen, hat sich weiter vergrößert. 
Das gilt besonders für Blumenthal, Gröpelingen und 
Huchting. Hier sind über 20 Prozent der Menschen 
im erwerbsfähigen Alter auf staatliche Leistungen 
angewiesen.

Zusätzlich zu diesem bereits besonders hohen An-
teil, ist die Zahl der Leistungsberechtigten in den 
vergangenen beiden Jahren dort vergleichsweise 
am stärksten angestiegen: von 3.754 auf 4.299 in 
Blumental; von 6.892 auf 7.729 in Gröpelingen und 
von 3.582 auf 4.106 in Huchting.

In Vegesack, Walle, Woltmershausen, der Vahr 
und Osterholz sind aktuell zwischen 15 und 20 
Prozent der Menschen im erwerbstätigen Alter 
auf staatliche Leistungen angewiesen. In den 

„Vor allem zerrt auch die Spaltungslinie der-
jenigen am Zusammenhalt, deren Teilhabe 
außerhalb des Arbeitsmarktes gesichert 
werden muss.“
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Großwohnsiedlungen der Vahr und Osterholz ist 
ihre Anzahl jedoch nicht weiter gestiegen. Vergrö
ßert haben sich ihre Zahl und ihr Anteil jedoch in 
Walle und in Woltmers hausen. Vor allem im Bre
mer  Westen und in Bremen-Nord, wo immer schon 
besondere Anstrengungen zur Integration erbracht 
wurden, sind die Herausforderungen überpropor
tional weiter an  gewachsen. Dagegen entwickeln 
sich die Stadtteile um das Stadtzentrum herum 
auf einem viel geringeren Niveau: Sie sind insge
samt stabil oder ver bessern sich leicht – Findorff, 
die Neustadt, die Östliche Vorstadt, Schwachhausen 
und Horn-Lehe. 

Abbildung 2: 
Erwerbsfähige Leistungsberechtigte – Stadt Bremen 

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Statistisches Landesamt Bremen; eigene Berechnungen

bis 5 %

5 % bis unter 10 %

10 % bis unter 15 %

15 % bis unter 20 %

mehr als 20 %

Anzahl Personen
Diepholz

Wesermarsch

Osterholz

Verden

Blumenthal

Borgfeld

Oberneuland

Osterholz

Hemelingen

Horn-Lehe

Schwachhausen

VahrMitte

Findorff
Walle

Woltmershausen

Huchting

Gröpelingen

Burglesum

Vegesack

Östliche
Vorstadt

1.991 3.2534.273 2.8181.867 4.317

236

4.421

802

1.074

1.7493.9007.729

4.106

3.004

4.133

4.299

1.687

Anteil der erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten insgesamt 
und an der Bevölkerung im 
entsprechenden Alter (in Prozent)

123

Obervieland

Neustadt

„Vor allem im Bremer Westen und in 
 Bremen-Nord sind die Herausforderungen 
überproportional angewachsen.“
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4. Aufwachsen in (verfestigter) 
Armut in der Stadt Bremen –  
Kinder unter 15 Jahren

Die zunehmende Zahl von Kindern, die in einkom
mensarmen Familien aufwachsen, steigt nicht allein 
in Bremen und in Bremerhaven. Trotz der soliden 
wirtschaftlichen Entwicklung, rückläufiger Arbeits
losigkeit, zunehmender Beschäftigung und steigen
der Steuereinnahmen, steigt das Armutsrisiko der 
Kinder in ihren Familien. Das gilt für Deutschland 
insgesamt, da im Jahr 2000 insgesamt zwölf Pro
zent aller Kinder durch Armut gefährdet waren und 
im Jahr 2017 fast 15 Prozent. Zu diesem Zeitpunkt 
benötigten rund 1,95 Millionen Kinder in Deutsch
land staatliche Leistungen nach dem Sozialgesetz
buch II. Besonders hohe Anteile von Kindern, die 
mit einem Armutsrisiko aufwachsen, gibt es in den 
deutschen Großstädten. Bei einem Blick auf die 
 Kinder unter 18 Jahren, waren das in Bremen 2016 

mit 36 Prozent deutlich mehr als in Berlin mit  
27 Prozent oder Hamburg mit 23 Prozent. 

Eine Ursache für die weiter steigende und be  sonders 
hohe Zahl von Kindern, die in Armut aufwachsen, 
geht aus einer Studie der Arbeitnehmerkammer 
hervor (siehe Artikel „Zwischen oben und unten: die 
Entwicklung der Mittelschicht in Bremen“). Danach 
haben Ehepaare mit Kindern seit 2012 ein leicht 
gestiegenes Risiko, in Armut zu geraten.  Massiv 
angestiegen ist das Armutsrisiko bei den unverhei
rateten Paaren und noch stärker bei den Alleinerzie
henden. 

Neben diesen Entwicklungen der Familien- und 
Kinder armut insgesamt zeigt ein Blick auf Ab -
bildung 3 mit den Bremer Stadtteilen das anschei
nend gleiche räumliche Muster wie bereits 
Abbildung 2 für die erwerbsfähigen Leistungsbe
rechtigten. Das ist nicht verwunderlich, da Kinder 

Abbildung 3: 
Kinder unter 15 Jahren im Leistungsbezug  

Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Statistisches Landesamt Bremen; eigene Berechnungen
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dann in Armut aufwachsen, wenn ihre Eltern nicht 
über hin reichen de Einkommen verfügen. Abbildung 
3 zeigt die räumliche Verteilung dieser Kinder unter  
15  Jahren, da lediglich für diese Altersgruppe 
 Zahlen und Trends für Stadtteile vorliegen. Danach 
waren 2016 Eltern von etwa jedem dritten Kind 
unter 15 Jahren in der Stadt Bremen auf Sozialgeld 
ange wiesen (30 Prozent).

 Die höchste Konzentration dieser Kinder gibt es 
wiederum in Gröpelingen (56 Prozent), Huchting 
(43 Prozent), Blumenthal (41 Prozent) sowie in der 
Vahr (40 Prozent). In Gröpelingen und Blumen thal 
hat außerdem in den vergangenen beiden  Jahren 
die Zahl zusätzlicher Kinder im Leistungsbezug um 
mehr als 500 zugenommen(!). Wo schon immer die 
größten Integrationsanforderungen bestanden, sind 
sie überproportional weiter angewachsen. Das gilt 
in etwas geringerem Umfang auch für  Huchting 
(+100 Kinder). Die Entwicklung in der Vahr ist 
hingegen seit Jahren gleichbleibend, aber auch 
in Walle (+240 Kinder) und in Vegesack (+250 
 Kinder) steigen die Anforderungen, wenn auch von 
einem etwas niedrigeren Niveau. 

Dagegen ist die Situation um das Stadtzentrum 
herum in etwa gleichbleibend, aber auf einem 
erheblich geringeren Niveau, wie zum Beispiel in 
Schwachhausen und in der Neustadt. In Findorff, 
der Östlichen Vorstadt und in Horn-Lehe ist die 
ohnehin geringere Zahl der Kinder im Leistungs-
bezug sogar rückläufig. 

Forderungen

Kurzfristig müssen in den jetzt zunehmend belaste-
ten Stadtteilen zügiger (ganztätige) Betreuungs- und 
Bildungsangebote für die gestiegene Zahl der Kinder 
geschaffen werden. Der aktuelle Ausbau, Umbau 
und Neubau der dringend benötigten Kitas und 
Schulen verzögert sich durch unnötig bürokratische 
Hemmnisse. 

Die Projektmittel für das Programm „Ankommen  
im Quartier“ müssen in den WiN-Gebieten verstetigt 
und zu vollen Stellen aufgestockt werden.

Mittelfristig ist das Wohnungsbauförderprogramm 
mit einer verpflichtenden Sozialwohnungsquote von 
25 Prozent richtig und gut, es wirkt aber sehr lang
sam (Neubau). Zu prüfen ist daher, ob kurzfristig 
durch Ankäufe der Gewoba auch Geringverdiener 
Wohnraum in besser situierten Stadtteilen finden 
können, um so der weiteren räumlichen Spaltung 
entgegenzuwirken.

Bildungseinrichtungen in den Stadtteilen, von 
Kita und Grundschule über weiterführende und 
Berufsschulen, müssen hervorragend ausgestattet 
sein. Dazu gehört auch, sich zum Stadtteil zu öff
nen und sich zu lokalen Zentren entwickeln – eine 
Forderung, die die Kammer auch im Rahmen des 
Zukunftsprozesses erhebt.

Last, not least, muss das Thema Langzeitarbeits
losigkeit weiter im Fokus der Politik stehen. Quali-
fizierungsangebote müssen in hoher Qualität und 
ausreichender Zahl zur Verfügung stehen, das Pro
gramm öffentlich geförderter Beschäftigung muss 
fortgeschrieben werden.

„In Gröpelingen und Blumenthal hat die  
Zahl zusätzlicher Kinder im Leistungsbezug 
um mehr als 500 zugenommen.“
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Abbildung 1: 
Erwerbstätigenquote Alleinerziehende im Vergleich der Bundesländer (in Prozent)

Quelle: Daten der Bundesagentur für Arbeit, Analytikreporte; eigene Darstellung
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  Im Land Bremen leben 15.700 Alleiner ziehende 
mit Kindern unter 18 Jahren. Im Jahr 2016 lag 
ihr Anteil bei 26,2 Prozent an allen Familien mit 
minder jährigen Kindern. Bald schon lebt jedes dritte 
Bremer Kind bei nur einem Elternteil, deutschland
weit jedes fünfte. 

Erwerbsbeteiligung

9.100 alleinerziehende Erwerbstätige zählte die 
Statistik im Jahr 2016, davon 6.000 in Teilzeit 
beschäftigt. Die Erwerbsbeteiligung unter Allein
erziehenden entwickelt sich allerdings in Bremen 
rückläufig. 2010 lag die Zahl der Alleinerziehen
den mit Kindern unter 18 Jahren bei 17.700, davon 
12.300 Erwerbstätige. Entsprechend stieg in diesem 
Zeitraum die Erwerbstätigenquote von 49,6 Prozent 

In aller Kürze:

Eine Familienform hat sich etabliert und sie ist die einzige, die heute 
noch Zuwachsraten verzeichnet: Alleinerziehende. Über 90 Pro-
zent sind Frauen. Jahr für Jahr analysiert die Arbeitnehmerkammer 
 Bremen die Lage am Arbeitsmarkt für Alleinerziehende im Bundes-
ländervergleich, wobei sich für Bremen drei brisante Entwicklungen 
zeigen: Rückgang der Erwerbsbeteiligung, Anstieg der Hilfequoten, 
Zunahme von Berufsbildungsdefiziten. Auf der Basis einer Befragung 
von Alleinerziehenden im SGB-II-Hilfebezug haben wir fünf Hand-
lungsfelder definiert und der Politik beratend übergeben. Und so 
fließen alle Empfehlungen der Studie unmittelbar ein in politisches 
Handeln. Das Programm zur Unterstützung von Alleinerziehenden in 
Bremen steht in Form von Netzwerk und Modellprojekten in ressort-
übergreifender Befassung. Die Arbeit beginnt jetzt.

Dr. Esther Schröder

Alleinerziehend  
im Land Bremen                                 
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auf 69,4 Prozent. Damit lag die Erwerbsbeteiligung 
von Alleinerziehenden im Land Bremen damals 
sogar über dem Bundeswert. So weit, so gut. Doch 
leider fand diese Erfolgsstory keine Fortsetzung. 
Die positive Beschäftigungsentwicklung erfuhr in 
den vergangenen Jahren eine abrupte Umkehr. Die 
Erwerbstätigkeit von Alleinerziehenden in Bremen 
geht drastisch zurück. Ein solcher Einbruch ist so 
in keinem anderen Bundesland zu beobachten. Seit 
2011 sind wir bundesweit Schlusslicht, nunmehr 
mit einer Erwerbstätigenquote von 57,9 Prozent auf 
dem historischen Rekordtief. 

Arbeitslosigkeit

Im Jahresdurchschnitt 2016 waren in Bremen  
3.476 alleinerziehende Arbeitslose registriert. 
Alleiner ziehende Arbeitslose sind zu 93  Prozent 
weiblich. 17,7 Prozent der alleinerziehen
den Arbeitslosen können keinen Schulabschluss 
 nachweisen. 

Politisch alarmierend sind die hohen Anteile an 
arbeitslosen Alleinerziehenden ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung. 70,9 Prozent bleiben ohne Beruf 
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und damit quasi ohne Chance auf einen Ein
stieg in den Arbeitsmarkt. Tendenz steigend. 
Das sind 2.500 alleinerziehende Mütter und 
Väter. 

Trauriger Spitzenreiter Bremen. Seit Jahren 
führt das Bundesland die Statistik der Berufs
losen an. Ohne Beruf – ohne Arbeit – ohne 
Perspektiven. Die Chance schwindet mit 
der Zeit immer mehr, sich noch einmal be 
ruflich um sich selbst zu sorgen. Die sowieso 
schon schwer zu bewerkstelligende Verein
barkeit von Beruf und Familie ist für Alleiner
ziehende eine noch größere Herausforderung. 
So wünschen sich 67,4 Prozent von ihnen 
einen Wiedereinstieg über einen Teilzeitjob. 
Lediglich 8,9 Prozent suchen nach einer Voll
zeitstelle. 23,7 Prozent sind offen für beide 

Arbeitszeitmodelle, können sich Heim- und 
Telearbeit vorstellen oder äußern sich nicht 
konkret. 

Alleinerziehende verbleiben generell länger  
in der Arbeitslosigkeit als andere Arbeitslose. 
Im Durchschnitt sind Bremerinnen und Bremer 
47 Wochen arbeitslos, Alleinerziehende aber 
fast ein  Drittel länger, nämlich 68 Wochen. 
Zugang und Abgang hielten sich 2016 in etwa 
die Waage: 5.695 Menschen wurden arbeits
los, 5.835 Menschen konnten diesen Status 
wieder beenden. Den Abgang aus der Arbeits
losigkeit in Erwerbstätigkeit schafften 1.376 
Alleinerziehende (23,6 Prozent). 43,8 Prozent 
jedoch gehen in den Status der Nichterwerbs
tätigkeit. Was immer sich dahinter an ver
schiedenen Lebensumständen verbirgt. 

Abbildung 2: 
Arbeitslose Alleinerziehende ohne Beruf 2016 (Anteile in Prozent)

Quelle: Daten der Bundesagentur für Arbeit, Analytikreporte; eigene Darstellung
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Abbildung 3: 
Hilfequoten nach Typ der Bedarfsgemeinschaft Bremen 2016 (in Prozent)

Lesehilfe: Von allen Singlehaushalten erhielten 19 Prozent Leistungen nach dem SGB II
Von allen Alleinerziehenden-Haushalten mit zwei Kindern erhielten 82,4 Prozent Leistungen nach dem SGB II 

Quelle: Daten der Bundesagentur für Arbeit, Analytikreporte; eigene Darstellung
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Grundsicherung

Im Jahresdurchschnitt 2016 lebten in den 9.578 
Bremer Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehender 
24.785 Regelleistungsberechtigte, davon 15.832 
Kinder unter 18 Jahren. Insgesamt sind 18 Prozent 
aller Bedarfsgemeinschaften Alleinerziehenden- 
Haushalte. In mehr als der Hälfte dieser Haus
halte lebt ein minderjähriges Kind, in knapp einem 
 Drittel zwei minderjährige Kinder. Alleiner ziehende 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte sind zu 94,2 
Prozent weiblich. Ausländerinnen und Ausländer 
sind unter ihnen verglichen mit ihrem Anteil in 
der Bevölkerung mit 31,5 Prozent deutlich über    re-
präsentiert.

2.825 Alleinerziehende zählte die Statistik 2016 als 
abhängig erwerbstätige Bezieherinnen und Bezieher 
von Arbeitslosengeld II. Davon waren ausschließ
lich geringfügig beschäftigt 994 alleinerziehende 
Leistungsberechtigte, sozialversicherungs pflichtig 
beschäftigt 1.571. Davon wiederum arbeiteten 
1.371 Alleinerziehende (87 Prozent) in Teilzeit und 
200 (13 Prozent) in Vollzeit. Hinzu kommen 165 
selbstständig Erwerbstätige als Empfängerinnen und 
Empfänger von aufstockenden Grundsicherungs-
leistungen. Abhängigkeit von Grundsicherungsleis
tungen hat also immer weniger mit reiner Arbeits-
losigkeit zu tun. Arm trotz Arbeit. 

Dieses Armutszeugnis deckt sich mit den Daten der 
Bremer Jobcenter. Mehr als die Hälfte aller  Bremer 
Einelternfamilien sind zur Sicherung ihrer  Existenz 
auf Grundsicherungsleistungen gänzlich oder auf
stockend angewiesen. Von den Alleinerziehenden- 
Haushalten mit zwei und mehr Kindern be  ziehen 
schon mehr als 82 Prozent Arbeitslosengeld II. 
Setzt sich der Trend der vergangenen Jahre weiter 
fort, werden in Kürze nahezu alle dieser Haushalte 
nicht mehr ohne staatliche Unterstützung die Exis
tenz sichern können. Eine Hilfequote von 53,2 Pro
zent für Alleinerziehende wird in keinem anderen 
Bundes land gemessen. 
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Befragung Alleinerziehender

Statistisch wissen wir viel über die Situation Allein
erziehender. Die amtlichen Daten sind ein Finger
zeig auf generelle Problemlagen, sie offenbaren 
aber nicht die konkrete Lebenssituation von Allein
erziehenden. 

Wir haben uns auf den Weg zu den in Bremen und 
Bremerhaven lebenden alleinerziehenden  Müttern 
und Vätern gemacht und sie befragt. Wir, das 
sind in Kooperation der Bremer Senator für Wirt
schaft, Arbeit und Häfen, die Jobcenter in Bremen 
und Bremer haven und die Arbeitnehmerkammer 
 Bremen. Die Studie „Alleinerziehend – ein Kaleidos
kop von Lebens- und Arbeitssituationen“ liegt vor, 
insgesamt beteiligten sich 1.267 Alleinerziehende 
aus den Städten Bremen und Bremerhaven an der 
Befragung.

Politik ist immer gut beraten, wenn sie sich den 
Menschen zuwendet, ihnen aufmerksam zuhört 
und Situations- und Problembeschreibungen ernst 
nimmt. In Zeiten zunehmender Skepsis gegen
über „denen da oben“ und gegenüber politischen 
Entscheidungen muss wieder klarer werden, dass 
 Politikerinnen und Politiker für Wählerinnen und 
 Wähler da sind und nicht umgekehrt. 

Eine normale Familienform vor  besonderen 
 Herausforderungen: So lassen sich die vielen Er -
kenntnisse aus der Befragung auf einen Nenner 
bringen. Damit stehen auch Bundespolitik wie die 
Bremer Landes- und Kommunalpolitik vor beson-
deren Herausforderungen. 

Alleinerziehende und 
 Berufsqualifikation / Arbeit

Die Arbeitnehmerkammer Bremen fordert eine 
Berufsausbildungsoffensive für erwerbsfähige leis
tungsberechtigte Alleinerziehende. Es braucht deut
lich mehr passfähige Angebote von Ausbildung, 
Fortbildung und Umschulung. Vor allem mehr 
 Bildungsangebote in Teilzeit. 

Gesellschaftlich dringend notwendig ist ein „Image
wechsel“. Es geht eben nicht um Alleinerziehende 
mit vermeintlichem Ausfallrisiko, sondern um 
Alleinerziehende mit Verantwortungs- und Berei
cherungspotenzial. So müssen politisch Weichen 
gestellt werden, die Diskriminierungen bei Ein-
stellungs- und Auswahlverfahren verhindern. „Best- 
Practice“-Beispiele müssen öffentlich gemacht 
 werden, Modellversuche zur erfolgreichen Inte
gration Alleinerziehender ins Erwerbsleben sollen 
etabliert werden.

Alleinerziehende weisen immer wieder darauf hin, 
dass sie unbedingt flexible Arbeitszeiten  brauchen, 
vor allem Teilzeitjobs. Hier müssen Betriebe rea-
gieren und durch eine ausreichende Personal-
kapazität Solidarität auch zwischen den Beschäf
tigten befördern. Vor allem bei der Verteilung von 
Schichtarbeit sind die Belange von Alleinerziehen
den zu berücksichtigen und sie sind gegebenen
falls für einige Kleinkinderjahre gänzlich aus der 
 Planung von Wochenend-, Spät- und Nachtdiensten 
zu  nehmen. 

Die Unterstützung durch das Jobcenter ist durch  
ein engmaschiges Fallmanagement für erwerbs
fähige und arbeitsuchende Alleinerziehende zu 
garan tieren. Existenzfragen, Gesundheit und 
Kinder betreuung müssen dabei stets mitgedacht 
und beachtet werden. Die dafür notwendigen Netz
werke zu den entsprechenden Entscheidungs-
trägern sind aufzubauen und zu pflegen, Fallkon
ferenzen zu organisieren, da wo die Aufnahme 
eines Jobs kurzfristig den Kinderbetreuungsplatz 
braucht. Raus aus dem Teufelskreis, das eine geht 
nicht ohne das andere. Da, wo mehr Gespräche von 
einigen Alleinerziehenden im Jobcenter gewünscht 
sind, müssen sie zu geeigneten Terminen ermöglicht 
 werden. Eltern von Kleinstkindern gehören ebenso 
wie andere in den Blickpunkt von beruflicher Be -
ratung und Vermittlung, sie dürfen nicht drei Jahre 
und länger vom Radar der Arbeitsvermittlung ver
schwinden. Ihnen müssen Gespräche auf freiwilliger 
Basis angeboten werden. 

„Politik ist immer gut beraten, wenn sie  
sich den Menschen zuwendet, ihnen 
 aufmerksam zuhört und Situations- und 
Problembeschreibungen ernst nimmt.“
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von „Gettoisierung“ im Lebensgefühl und Sprach
gebrauch muss politisches Kernanliegen sein. Dazu 
gehören auch wieder vermehrte Investitionen in 
den sozialen Wohnungsbau und darin zielgruppen
orientierte Wohnangebote. 

Alleinerziehende und Gesundheit

Alleinerziehende brauchen mehr als andere  Mütter 
und Väter aufgrund ihrer besonderen Be  lastung 
den Erhalt ihrer körperlichen und seelischen 
Gesundheit. Zudem ist sie Grundvoraussetzung 
für Erwerbsfähigkeit und damit Existenzsicherung 
durch Arbeit. Dauerhafte Verfügbarkeit, Zeit- und 
Schlafmangel kosten viel Kraft, die wieder aufge
tankt werden muss. Mehr Bewegungs- und Ent
spannungsangebote zur Regeneration sind gefragt, 
mit und ohne Kind. Teilhabe am gesellschaft lichen 
Leben hält gesund und muss auch für Alleiner-
ziehende zeitlich und finanziell möglich sein. Dazu 
braucht es viel mehr kostenfreie beziehungsweise 
kostengünstigere Freizeitangebote für Familien in 
der Grundsicherung. Bestehende Ermäßigungen 
für Eintritte in Freizeiteinrichtungen (Schwimm
bad, Kino,  Theater, Zoo, Erlebnispark etc.) reichen 
 häufig nicht aus, auch erreicht das Bildungs- und 
Teil habepaket längst nicht alle, die es nötig haben. 
Auch die  Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist 
– trotz „Stadtticket“ – für viele Menschen in der 
Grund sicherung, also auch für die Alleinerziehen
den, nicht erschwinglich. Hier müssen weitere Ver
besserungen stattfinden – schließlich ist Mobilität 
eine Grund voraussetzung für Teilhabe. 

Auch Mutter-Kind-Kuren beziehungsweise Vater-
Kind-Kuren sind in höherer Zahl gefragt. Die Ant
worten aus der Befragung legen nahe, dass es hier 
an Informationen gründlich mangelt. Daher muss 
in den Kommunen eine Informationskampagne ge -
startet werden. Und dies besonders unter dem 
Aspekt von Prävention. Zur Prävention ge  hören 
auch mehr Entlastungen im Alltag. Es braucht 
geförderte Hilfesysteme im Haushalt und vor allem 
in Notfallsituationen. 

Alleinerziehende und 
 Kinderbetreuung

Wie für alle Familien, so ist auch und besonders 
für Alleinerziehende der Ausbau von Kindertages
einrichtungen in Bremen quantitativ und qualitativ 
weiterhin zu forcieren. Die Prüfung einer möglichst 
bevorzugten Vergabe von Kita- und Hortplätzen 
an Alleinerziehende ist angezeigt. Angebote der 
Kinder betreuung sind staatlich voll finanziert und 
gerade für Einelternfamilien und somit für Allein
verdienerinnen/Alleinverdiener kostenfrei zu garan
tieren. Die Arbeitnehmerkammer fordert im Inte
resse erwerbstätiger Alleinerziehender zudem den 
Ausbau flexibler Betreuung in Randzeiten von 6 bis 
18 Uhr, jedoch keine 24-Stunden-Kita im Interesse 
der Kinder. Sehr wichtig sind Angebote der Kinder
betreuung in Ferienzeiten, vor allem für Kinder im 
Grundschulalter. Vor allem in Notfallsituationen 
ist mehr Ideenreichtum an Unterstützungsmöglich-
keiten gefragt. 

Wir brauchen zudem mehr Beratungsstellen mit 
Kinderbetreuung und eine generelle Öffnung von 
Behörden hin zu kinderfreundlichen Dienst leistern. 
Beaufsichtigte Spielzimmer sollten Standard in 
jedem Amt mit Publikumsverkehr sein.

Zudem geht es auch um die Förderung betrieblicher 
Kindergärten. Hier kann Flexibilität, die im Job 
gefragt ist, am besten vereinbart werden mit flexi
blen Zeiten der Betreuung, Bildung und Erziehung 
von Kindern der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Alleinerziehende und Wohnen

Noch immer sind Kinder ein Störfaktor bei der 
Wohnungssuche. Alleinerziehende haben es hier 
besonders schwer auf einem in Bremen sowieso 
angespannten Wohnungsmarkt. Die Arbeitneh
merkammer Bremen appelliert daher an Gesell
schaft und Politik, Alleinerziehende stärker im 
Fokus zu haben beim Wohnungsbau und bei der 
Wohnungssuche. Vor allem Alleinerziehende in 
der Grund sicherung brauchen Unterstützung. 
Aus reichender Wohnraum mit Zimmern für alle 
Familien  mit glieder (Kinderzimmer und Schlaf-
zimmer für  Mutter / Vater) ist zu gewährleisten. 
Bei der Wohnungs suche von Alleinerziehenden ist 
außerdem zu bedenken, dass sie womöglich mehr 
als andere auf kurze Wege zu Arbeit und Kinder   be-
treuung angewiesen sind. 

Vor allem aber geht es auch um die Entwicklung 
sozial benachteiligter Stadtteile zu Wohngebieten 
mit ansprechender Infrastruktur. Die Verhinderung 

„In einer pluralis tischen, demokratischen 
und sozialen Gesellschaft geht es um die 
Anerkennung der normalen Lebens- und 
Familienform, die tagtäglich vor besonderen 
Herausforderungen steht.“
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Alleinerziehende und 
 Kindesunterhalt /  
Unterhaltsvorschuss

Eine große Anzahl von Alleinerziehenden ist auf 
Dauer im System der Grundsicherung, weil ihnen 
der wichtige Existenzbaustein Unterhalt fehlt. Es 
gilt, den Rechtsanspruch auf Unterhalt konsequent 
zu sichern – im Interesse der Alleinerziehenden und 
im Interesse der Kommunen, die durch Unterhalts
vorschusszahlungen im Land Bremen besonders 
belastet sind. 

Kammer wirkt

Seit Jahren fordert die Arbeitnehmerkammer 
 Bremen die Wiederbelebung eines landesfinanzier
ten Bremer Netzwerkes für Alleinerziehende mit 
neuem Gesicht. Spezialisten-Teams sollen sich an 
regelmäßigen runden Tischen zu den benannten 
Schwerpunktthemen zusammenfinden, austauschen, 
die konkret aufgeworfenen Fragen beantworten 
und Problemlösungen erarbeiten. Dabei stehen die 
Existenz fragen von Unterhalt, Wohnen und Gesund
heit ganz oben auf der politischen Agenda. 

Bei den Themen Beruf, Arbeit und Kinderbetreuung 
braucht es einen deutlichen Schub an wirklich pass
fähigen Angeboten. Alle bestehenden Strukturen 
und Förderleistungen sind transparent und ehrlich 
nach ihrer Erreichbarkeit und Wirksamkeit zu hin
terfragen. Auf den Prüfstand gehören vor allem die 
Maßnahmen der Arbeitsförderung.

Die Befragung gibt Rückenwind – Landes politik 
hat unmittelbar auf die Ergebnisse der Studie 
reagiert. Das Wollen von Veränderungen ist be-
kundet, jetzt beginnt das Tun. Der Senat beschloss 
auf seiner  Sitzung am 28.11.2017 die Vorlage 
„Beschäftigungspolitisches Aktionsprogramm 
(BAP): Modellprojekt für Alleinerziehende Bremen- 
Nord und Osterholz- Tenever und Netzwerk für 

Alleinerziehende“. Am 13.12.2017 folgte der ent
sprechende Beschluss der Deputation für Wirtschaft, 
Arbeit und Häfen. Somit sind jetzt endlich die poli
tischen Weichen gestellt auf lange Frist von vier 
Jahren über die laufende Legislatur hinaus, ressort
übergreifend und finanziell gut ausgestattet mit 
1,572 Millionen Euro ESF-Mitteln. Im Kern sieht 
das politische Programm für Alleinerziehende ent-
sprechend den Empfehlungen der Arbeitnehmer
kammer folgende drei Maßnahmen vor:

 Netzwerk für Alleinerziehende in der Stadt 
 Bremen, um die ressortübergreifende  Beachtung 
der Zielgruppe zu gewähren, bereits aktive 
Akteurinnen und Akteure zusammen zu bringen 
und bestehende Angebote transparent zu ge -
stalten. Hierbei sind als Schwerpunkte die 
Politik empfehlungen der Arbeitnehmer kammer 
übernommen worden: Unterhalt und Unter
haltsvorschuss, Wohnen, Gesundheit, Beruf und 
Arbeit, Kinderbetreuung.

 Förderung eines quartiersbezogenen Modell-
projektes für Alleinerziehende in Bremen-Nord 
und in Osterholz-Tenever. Hierbei sollen min
destens 200 Alleinerziehende dabei unterstützt 
werden, aus dem SGB-II-Bezug in eine existenz
sichernde sozialversicherungspflichtige Beschäf
tigung zu wechseln. 

 Einrichtung einer ressortübergreifenden Arbeits-
gruppe unter Beteiligung des Magistrats Bremer
haven mit dem Ziel, insgesamt die Situation 
von Alleinerziehenden zu verbessern. Be  teiligt 
sind unter der Federführung des Senators für 
Wirtschaft, Arbeit und Häfen die Ressorts: 
 Kinder und Bildung; Umwelt, Bau und Verkehr; 
 Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport; 
Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucher
schutz. 

Alleinerziehend zu sein, darf kein Makel in  unserer 
Gesellschaft sein. Und diese Familienform ist de -
finitiv auch keiner. Persönlichkeiten werden 
hier ge  fordert, aber auch gefördert, Leistungen 
erbracht. Jede Mutter, jeder Vater kann von heute 
auf  morgen, kurzzeitig oder dauerhaft allein ver
antwortlich sein für das Kind, die Kinder. In einer 
pluralis tischen, demokratischen und sozialen Gesell
schaft geht es um die Anerkennung der normalen 
Lebens und Familienform, die tagtäglich vor beson
deren Herausforderungen steht. Mit gesellschaft
licher und politischer Unterstützung sind sie aber 
auch in Bremen durchaus zu bewältigen.
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betriebliche Vorsorge waren zwar durchaus ver-
breitet, aber kein notwendiger Bestandteil einer 
auskömmlichen Alterssicherung.

Die Reformpolitik der vergangenen zwei Jahrzehnte 
hat indes zu einer grundsätzlichen Veränderung 
der Lage geführt. Unter Verweis auf den demografi
schen Wandel, der lebensstandardsichernde Renten 
angeblich langfristig unfinanzierbar mache, wird 
die bewährte GRV sukzessive zurückgebaut. Nach 
einigen Jahren „aufschwungsbedingter Atempause“ 
mit stabilem, mitunter sogar wieder leicht steigen
dem Rentenniveau ist dessen erheblicher Rückgang 
ab Mitte der 2020er-Jahre schon jetzt absehbar. 
Zwar wird es auch in Zukunft nicht zu Rentenkür
zungen kommen, doch bleiben die Renten langfris
tig klar hinter der Lohnentwicklung zurück. Der 
finanzielle „Absturz in die Rente“ wird dadurch für 
zukünftige Ruheständler immer drastischer ausfal
len, und er setzt sich für alle Senioren im Rentenbe
zug weiter fort. Zum Ausgleich der bewusst geschaf
fenen „Rentenlücke“ wird private Vorsorge gezielt 
gefördert („Riester-Rente“), die aber nur von einer 
Minderheit genutzt wird und die an sie gerichte
ten Erwartungen aus strukturellen Gründen ohnehin 
kaum erfüllen kann. 1

Reform der betrieblichen Vorsorge

Anstelle einer ehrlichen Bestandsaufnahme des bis
lang weitgehend gescheiterten Systemumbaus ist 
nun allerdings die betriebliche Vorsorge („bAV“) in 
den Fokus der Reformbefürworter gerückt. Was aus 
ihrer Sicht nachvollziehbar ist – die bewusst dis
kreditierte GRV „darf“ schließlich keine Alterna
tive sein –, ist doch mit Blick auf die Strukturen der 
bAV erstaunlich. Als traditionelles Instrument der 

Abkehr von der starken  
gesetzlichen Rente

  Zentrales Ziel der Alterssicherung in wohl
habenden Staaten ist die Aufrechterhaltung des 
Lebensstandards im Ruhestand: Jedenfalls lang-
jährig Beschäftigte sollen einen Großteil ihrer frühe-
ren Einkommen auch im Alter beziehen können 
und nicht etwa nur auf Grundrenten auf niedrigem 
Niveau bauen müssen. Seit Ende der 1950er-Jahre 
konnte die gesetzliche Rentenversicherung („GRV“) 
dies in Deutschland tatsächlich gewährleisten 
und gewissermaßen „nebenbei“ auch Altersarmut 
zuverlässig verhindern. Ergänzende private und 

In aller Kürze:

Der bewusst geschaffene „Sinkflug“ des gesetzlichen Rentenniveaus 
wird absehbar nicht wirksam durch private Vorsorge ausgeglichen 
werden können. Das offensichtliche Scheitern des bisher eingeschla-
genen Reformpfades hat allerdings nicht zu einem grundsätzlichen 
politischen Umdenken geführt. Vielmehr ist die jüngste Großreform 
auf den weiteren Ausbau der betrieblichen Altersvorsorge gerichtet – 
läuft dabei aber Gefahr, tatsächlich bewährte Absicherung zu schwä-
chen.
 Nach Auffassung der Arbeitnehmerkammer bedarf es einer klaren 
Abkehr vom „Mehrsäulenmodell“, das den Beschäftigten bei hohen 
Kosten bestenfalls mittelmäßige Alterssicherung verschaffen kann. 
Notwendig ist eine Rückkehr zur lebensstandardsichernden gesetzli-
chen Rentenversicherung, die auch im demografischen Wandel lang-
fristig finanzierbar ist. Ein solches Umsteuern ist im klaren Interesse 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Land, wie die aktuelle 
Beschäftigtenbefragung „Koordinaten der Arbeit“ der Arbeitnehmer-
kammer zeigt. Sie haben das Vertrauen in das reformierte Alters-
sicherungssystem weitgehend verloren und sprechen sich klar für 
eine wieder leistungsfähige Rentenversicherung aus, wofür sie auch 
zusätzliche Beiträge zu zahlen bereit sind. 

Dr. Magnus Brosig

Gute Alterssicherung für 
Bremer Beschäftigte?
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Mitarbeiterbindung ist sie nämlich bis heute sehr 
ungleich verteilt und erreicht insbesondere „Arbeits
marktgewinner“ mit guten Löhnen und  stabilen 
Arbeitsverhältnissen. Betriebsrenten für ehemals in 
der Privatwirtschaft Beschäftigte  stocken damit eher 
höhere gesetzliche Renten  weiter auf, als dass sie 
die Alterseinkünfte von Gering- und Durchschnitts
verdienern verbessern. Um echte Alters sicherung 
für alle Beschäftigten bieten zu  können, müsste die 
betriebliche Vorsorge verpflichtend vorgenommen 
werden, in erheblichem Maße arbeitgeber finanziert 
sein und dauerhaft zuverlässige Leistungen 

zu sichern. All dies sind bekanntlich  klassische Kern
merkmale der gesetzlichen Rentenversicherung, 
deren erneute Stärkung damit der eigentlich ange
messene Reformansatz wäre.

Als echter „Lückenbüßer“ für die dringend not-
wendige Stabilisierung und Anhebung des gesetz-
lichen Rentenniveaus wird ein Ausbau der betrieb-
lichen Vorsorge schon deshalb nicht wirken können, 
weil er die rentennahen Jahrgänge und erst recht 
die bestehenden Rentner nicht erfasst. Auch die 
konkreten Inhalte des zum Jahr 2018 in Kraft 
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getretenen Betriebsrentenstärkungsgesetzes lassen 
allerdings kaum vermuten, dass es für die aktuell 
Beschäftigten langfristig zu einer wirklich flächen
deckenden Zusatzvorsorge kommt. Im Gegenteil 
können sie womöglich zur Schwächung bewährter 
betrieblicher Absicherung und zur weiteren  Erosion 
der Sozialversicherung führen, also verlässliche 
Alterssicherung insgesamt weiter untergraben.

Kernstück dieser breit angelegten Reform ist die 
„reine Beitragszusage“, mit der erstmals eine kom
plette Enthaftung des Arbeitgebers im Rahmen von 
„Sozialpartnermodellen“ ermöglicht wird. Muss der 
Unternehmer bislang dauerhaft für die zugesagten 
Beiträge und Leistungen haften, so darf im neuen 
Modell ein Tarifvertrag die bloße Zahlung von Bei
trägen erlauben. Das Risiko für die nun bloße „Ziel
rente“ (Garantien sind ausdrücklich verboten) liegt 
folglich beim Arbeitnehmer, dessen Betriebsrente 
aus „reiner Beitragszusage“ bei schlechter Kapital-
entwicklung sogar während des Bezugs sinken 
kann. Zwar werden die bisherigen Grundsätze der 
betrieblichen Altersvorsorge durch die „reine Bei
tragszusage“ lediglich ergänzt und nicht ersetzt, 
doch gerät durch die Neuregelung auch bestehende 
„gute bAV“ unter Rechtfertigungsdruck und kann 
zur Verhandlungsmasse werden. Anstelle einer Aus
weitung könnte es somit sogar zu einer Ausdünnung 
wirklicher Alterssicherung kommen.

Ebenfalls auf Grundlage eines Tarifvertrags ist nun 
auch „Entgeltumwandlung mit Opt-out“ möglich, 
also die automatische Nutzung von Teilen des Brut
tolohns für vom Arbeitgeber durchgeführte (aber 
eben vom Arbeitnehmer finanzierte) Zusatzvor
sorge. Zwar sind Widerspruchs- und Kündigungs-
optionen für die betroffenen Beschäftigten gesetz
lich vorgeschrieben, durch den Automatismus in 
neuen „Optionssystemen“ dürfte sich der Anteil 
der „Entgeltumwandler“ allerdings weiter er -
höhen. Diese erwerben zwar Anspruch auf eine 
selbst finanzierte Betriebsrente, schmälern aber 
gleich zeitig die eigenen gesetzlichen Rentenan-
sprüche und schaden auch der GRV insgesamt, 
denn Rentenan passungen fallen für alle  niedriger 
aus. Entgeltumwandlung ist bisher auch deswe
gen problematisch, weil die Arbeitgeber nicht 
zur Weitergabe der auch von ihnen eingesparten 
Sozialver  sicherungsbeiträge verpflichtet sind und 
so letztlich mit der Vorsorge ihrer Beschäftigten 
Gewinn machen können. Dies wird nun allerdings 
in  mehreren Schritten weitgehend geändert und 
spätes tens ab dem Jahr 2022 müssen Arbeitgeber 
einen Großteil dieser Ersparnis an die zuständigen 
externen Vorsorgeeinrichtungen weiterreichen.

Drittens – und dieser Ansatz ist grundsätzlich 
 positiv zu bewerten – schafft die Reform einen 
Förder betrag für Geringverdiener, der als Anreiz für 
die Arbeitgeber wirken soll. Sorgen diese zu  künftig 
für Beschäftigte mit höchstens 2.200 Euro Brutto
monatslohn zusätzlich vor, so werden sie für jähr-
liche Zahlungen zwischen 240 und 480 Euro mit  
30 Prozent des Betrags gefördert. Ob dieses auf 
Freiwilligkeit beruhende Konzept tatsächlich zu  
einer deutlichen Ausweitung der bAV in den 
 unteren Einkommensgruppen führen kann, wird 
sich zeigen müssen – der Handlungsbedarf ist jeden
falls offensichtlich: Während bundesweit immer
hin etwa die Hälfte aller Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft Ansprüche auf 
eine Betriebsrente erwirbt, ist es unter Geringver
dienern nur etwa jeder fünfte.

Der vierte wesentliche Ansatz zur stärkeren Aus
breitung der Zusatzvorsorge ist die Schaffung eines 
Freibetrags in der „Grund sicherung im Alter“. So 
nachvollziehbar die Grundidee ist – bislang werden 
alle Alterseinkünfte voll auf diese Sozialhilfeleis
tung angerechnet, sodass sich Vorsorge für Gering
verdiener absehbar kaum lohnt –, so problematisch 
ist auch hier die konkrete Ausgestaltung: 2018 wer
den bei bedürftigen  Senioren 100 Euro aus Zusatz
renten (nicht aber aus  Renten aufgrund gesetzli
cher Pflichtvorsorge) überhaupt nicht mehr auf die 
Grundsicherung angerechnet, insgesamt bis zu 208 
Euro nicht. Jedenfalls bis zur Einführung einer spe
ziellen Mindestsicherung für langjährig Versicherte 
gilt nun also für Niedrig einkommensbezieher der 
fatale Schluss, dass sich Beiträge für eine „Ries
ter-Rente“ stets bezahlt machen, Pflichtbeiträge für 
die gesetzliche Rente hingegen mit einiger Wahr
scheinlichkeit auch weiter hin nicht.
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werden. Eine umfassende Flankierung der neuen 
Alterssicherungs politik mit dauer hafter systema
tischer Daten erhebung und auswertung auch 
in  tiefer regionaler Gliederung ist längst über
fällig. Dies gilt insbesondere dann, wenn private 
und betrieb liche Vorsorge langfristig tatsächlich 
als starke „Säulen“ neben der geschwächten GRV 
 stehen  sollen.

Drittens sind auch mit Blick auf die System-
akzeptanz unter den Beschäftigten deutliche 
 Folgen der bisherigen Reformdiskussion und -poli
tik erkennbar. Die Ergebnisse der 2017 im Auftrag 
der Arbeitnehmerkammer durchgeführten „Beschäf
tigtenbefragung“ weisen auf einen verbreiteten 
„Alterssicherungsfatalismus“ hin, der offenbar auf 
die langjährige Diskreditierung der umlagefinan
zierten Sozialversicherung, vielfach problematische 
Beschäftigungssituationen und das weitgehende 
Scheitern der geförderten Zusatzvorsorge zurückzu
führen ist. Erhebliche Teile der Bremer Beschäftig
ten haben unverkennbar den (häufig berechtigten) 
Eindruck, dass sie vom einseitig reformierten Alters
sicherungssystem nur noch wenig erwarten können 
und bestätigen damit die politischen Forderungen 
der Arbeitnehmerkammer. Wesentliche Ergebnisse 
des Befragungsschwerpunkts zur Alterssicherung 
werden im Folgenden vorgestellt.

Ergebnisse der Beschäftigten-
befragung

Nur rund 40 Prozent der Bremer Arbeitnehmerin
nen und Arbeitnehmer gehen davon aus, den bis
herigen Lebensstandard auch im Ruhestand auf
rechterhalten zu können. Das Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit des gesamten Sicherungs systems 
ist offenbar fundamental geschwächt – eine Mehr
heit traut ihm nicht (mehr) zu, sein traditio  nelles 
Kernziel auch im Zusammenspiel aller Altersein
künfte zu erreichen. Besonders ausgeprägt ist 
die Skepsis unter Menschen, die eben nicht in 
 stabiler, unbefristeter Vollzeitbeschäftigung tätig 
sind und mit Blick auf eine dauerhafte Erwerbs-
karriere ge  gebenenfalls noch weiteren Heraus-
forderungen gegenüberstehen, wie die folgende 
Übersicht deutlich macht. Die noch vergleichsweise 
hohen Erwartungs werte für Teilzeitbeschäftigte 
und  Menschen mit geringem Monatseinkommen 
 dürften dabei auf Befragte zurückzuführen sein, die 
als „Zuverdiener“ eine weitergehende Absicherung 
über ihren Haushalt erfahren.

Folgen der Reformpolitik

Die auf Kostenbegrenzung für die Arbeitgeber aus
gerichtete Politik der „Alterssicherung aus mehre-
ren Säulen“ bewirkt dreierlei: Sie zieht erstens 
eine erheblich steigende finanzielle Belastung der 
Beschäftigten nach sich, die für insgesamt hohe Bei
träge für Rentenversicherung und Zusatzvorsorge 
bestenfalls mittelmäßige Alterseinkünfte erwarten 
dürfen (bei einer Rückkehr zur starken GRV hin-
gegen auch langfristig höhere Leistungen zu gerin
geren Kosten). 2

Zweitens führt der allmähliche Abbau zuver lässiger 
Pflichtvorsorge in Verbindung mit der Zunahme 
prekärer Erwerbsverläufe zu einer  Erosion der 
Lebensstandardsicherung und sogar zu verbreiteter 
Altersarmut. Dies zeigen nicht nur die mess baren 
Entwicklungen der vergangenen Jahre, sondern 
auch Daten zu bislang er  worbenen Alterssicherungs-
ansprüchen. Allerdings ist das Zahlenmaterial zu 
erwartbaren Alterseinkommen sehr lückenhaft, 
bezieht sich häufig nur auf einzelne Vorsorge
zweige und lässt bestenfalls für die Bundes ebene 
detaillierte Rückschlüsse zu, nicht aber für Länder 
oder gar einzelne Kommunen. Wie genau Alters-
einkünfte im Land Bremen heute und in Zukunft 
 strukturiert sind, kann mit den verfüg baren Daten
quellen jedenfalls nicht ausreichend festgestellt 

„Gute öffentliche Alterssicherung ist 
 keineswegs objektiv ausgeschlossen, 
 sondern kann mit gezielten politischen 
 Entscheidungen gewährleistet werden.“

2 Siehe Schäfer (2015).
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Spiegelbildlich dazu ist die Befürchtung, im Alter 
auf familiäre oder staatliche Unterstützung ange
wiesen zu sein, in den aufgeführten Gruppen ganz 
besonders stark verbreitet: Äußert dies unter allen 
Befragten bereits ein Drittel, so gehen sogar knapp 
60 Prozent der Alleinerziehenden, der Leiharbeit
nehmer und der Beschäftigten mit hohem Arbeits
platzrisiko von Bedürftigkeit im Alter aus. Gleich
zeitig würden sie nach den Befragungsergebnissen 
besonders häufig „gerne“ bis zur Regelaltersgrenze 
oder darüber hinaus arbeiten. Dieser „Wunsch“ ist 
mit hoher Wahrscheinlichkeit auf die wirtschaft-
liche Notwendigkeit zurückzuführen, die durch 
Rentenreformen und zumindest zeitweilig atypische 
Beschäftigung aufgerissenen Rentenlücken zumin
dest in Teilen auszugleichen.

Angesichts des häufig durchaus begründeten Fata
lismus – einem Mindestlohnbezieher gelingt es 
im bestehenden System auch in jahrzehnte langer 
Vollzeit tätigkeit nicht, eine Rente über dem Grund-
sicherungsniveau zu erarbeiten – kann auch die 
recht verbreitete Forderung nach einer primär 
mindest sichernden GRV kaum erstaunen. Tatsäch-
lich formuliert zwar die Mehrheit der Bremer Be
schäftigten nach wie vor die Erwartung, dass die 
gesetzliche Rente den Lebensstandard auch im Alter 
sichern soll, doch finden die alternativen Leistungs-
ziele „Armutsvermeidung“ und „allgemeine 

Grundrente“ gerade unter den Problemgruppen des 
Arbeitsmarktes viele Befürworter. Ein Statuserhalt 
erscheint ihnen angesichts lückenhafter Versiche
rungsverläufe und problembehafteter Zusatzvor
sorge offenbar entweder illusorisch oder ohnehin 
nicht erstrebenswert, weil der bisherige „Lebens
standard“ eben kaum als erhaltenswert be  trachtet 
wird. Dass der häufige Wunsch nach schlichter 
gesetzlicher Basissicherung ganz überwiegend „aus 
der Not geboren“ ist und keinesfalls einer  tieferen 
Einsicht in die angebliche Alternativlosigkeit eines 
„Mehrsäulensystems“ entspringt, zeigen im  Übrigen 
auch die Ergebnisse zum Systemvertrauen: Nur 
noch etwa die Hälfte der Beschäftigten bringt der 
geschwächten GRV grundsätzlich Vertrauen ent
gegen, bei der privaten „Riester-Rente“ ist es aller
dings sogar nur ein Viertel. Dies heißt: Gesetzliche 
Mindest- oder Grundrenten werden keinesfalls von 
allen verlangt, weil diese vermeintlich von umfang
reichen Zusatzrenten ergänzt werden, sondern sie 
werden von jenen als „Rettungsanker“ betrachtet, 
die sich vom reformierten Alterssicherungssystem 
kaum noch etwas versprechen.

Abbildung 1: 
Erwartung, den Lebensstandard auch im Alter aufrechterhalten zu können
Ergebnisse der Beschäftigtenbefragung 2017 (und eigene Berechnungen), in Prozent

Quelle: Arbeitnehmerkammer Bremen
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Abbildung 2: 
Zustimmung zu wesentlichen Strukturreformen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung
Ergebnisse der Beschäftigtenbefragung 2017, in Prozent

Quelle: Arbeitnehmerkammer Bremen
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starkmacht und von verbesserter Vereinbarkeit von 
Beruf und  Familie begleitet wird. Auf entsprechend 
gute Arbeit kann und muss schließlich eine leis
tungsorientierte Alterssicherungs politik aufbauen, 
die eine wieder starke, lebensstandardsichernde 
GRV in den Mittel punkt stellt. Dies ist auch nach 
den Ergebnissen der Beschäftigtenbefragung wei
terhin das erklärte Ideal derer, die in guten Arbeits
verhältnissen einer sicheren, ange messen ent
lohnten Tätigkeit nachgehen können. Ziel muss es 
sein, diesem Kreis auch zukünftig statuserhaltende 
gesetzliche Renten zu  sichern zu können. Gleich
zeitig gilt es, gute Beschäftigung insgesamt wieder 
auszu weiten und gleichzeitig Problemgruppen des 
Arbeitsmarktes wirksame Alterssicherung zu bieten, 
ohne die grundsätzlich lebensstandardsichernde 
GRV zu konterkarieren.

Die Arbeitnehmerkammer fordert dafür insbeson
dere die Stabilisierung und perspektivische An -
hebung des Rentenniveaus sowie den Ausbau zur 
Erwerbstätigenversicherung. Ergänzend muss die 
Armutsvermeidung wirksam und systemkompati
bel ausgestaltet sein, etwa über eine Fortführung 
der Rente nach Mindestentgeltpunkten und einen 
überschaubaren Grundsicherungsfreibetrag auch für 
gesetzliche Renten. Schließlich sind weitere Verbes
serungen für Erwerbsminderungsrentner und soziale 
Altersübergänge notwendig, sodass auskömmliche 

Was tun? Zurück zur starken 
 Rentenversicherung!

Welche Schlüsse sind nun aus der arbeitsmarkt- 
und rentenpolitischen Entwicklung und den teils 
ernüchternden Befragungsresultaten zu ziehen? Ist 
es möglicherweise geboten, das Alterssicherungs
system insgesamt und bereits auf Ebene der GRV 
auf bloße Armutsvermeidung „umzupolen“, wie 
verschiedent lich angedeutet oder gar ausdrücklich 
gefordert wird? Nach Auffassung der Arbeitnehmer-
kammer ist dies gerade nicht der Fall! Denn dies 
hieße, sozial politische „Notnägel“ mit tatsäch-
lichen Ideal vorstellungen zu verwechseln und nur 
im Nach hinein für Problemlagen zu ent schädigen, 
statt sie grundsätzlich anzugehen. Angezeigt ist 
aber eben keine Politik der bloßen Armutsvermei
dung, die kritische Entwicklungen letztlich hin
nimmt und die Alterssicherung von Menschen in 
guter Beschäftigung sogar noch weiter schwächt, 
sodass schließlich „zuverlässig niedrige“ Renten für 
alle resultieren. 3 Erforderlich ist stattdessen eine 
Arbeitsmarkt politik, die sich für allgemein gute, 
angemessen entlohnte und stabile Beschäftigung 

3 Siehe Brosig (2017b). 
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Renten tatsächlich auch er  reichbar sind. 4  Eine 
 solche Stärkung bewährter  Instrumen  te entspricht 
im Übrigen den Vorstellungen der  Bremer Beschäf
tigten: Ihre Auffassungen zur gesetzlichen Alters-
sicherung sind nämlich nicht nur von Enttäuschung 
über zurückliegende Politik geprägt, sondern auch 
vom klaren Wunsch nach einem erneuten Um -
steuern: Über 80 Prozent der Befragten sprachen 
sich gegen eine weitere Absenkung des Renten-
niveaus aus und etwa die Hälfte würde dafür auch 
ausdrücklich höhere Beiträge in Kauf nehmen.

Besonders hoch ist dieser Anteil im Übrigen unter 
jüngeren Beschäftigten. Von einem „Generationen
konflikt“ zwischen Jung und Alt kann also offen
sichtlich keine Rede sein: Jüngere wollen gute 
 Renten aus einer starken GRV und sind mehrheit
lich auch bereit, dafür entsprechende Beiträge 
zu entrichten. Auch der Ausbau der Rentenver-
sicherung zur Erwerbstätigenversicherung – mindes
tens unter Einschluss der Selbstständigen – stößt 
bei der übergroßen Mehrheit auf Zustimmung. Ein 
so re formiertes System wäre langfristig finanzier
bar und leistungsfähig 5  und ist durchaus realisier
bar, wie das Beispiel Österreich mit weitem Ver-
sichertenkreis, hohem Rentenniveau, angemessener 
Mindestsicherung und dennoch moderaten Bei
trägen zeigt. Gute öffentliche Alterssicherung ist 
keineswegs objektiv ausgeschlossen, sondern kann 
mit gezielten politischen Entscheidungen gewähr
leistet werden.
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  Durch Rentenreformen der vergangenen Jahr
zehnte und die gestiegene Bedeutung atypischer 
Beschäftigung sind die zentralen Alterssicherungs
ziele „Statuserhalt“ und „Armutsvermeidung“ 
erheblich gefährdet und werden – gerade auch im 
Land Bremen – für immer größere Teile der Arbeit
nehmerinnen und Arbeitnehmer nicht mehr zu 
erreichen sein. Mit einer zeitweiligen  Garantie 
des Rentenniveaus, einer neuen „Rentenkommis
sion“ und einer zusätzlichen „Grundrente“ sieht 
der  Koalitionsvertrag von Unionsparteien und SPD 
nun drei Ansätze vor, die häufig als grundsätzliche 
Lösung für diese Probleme präsentiert und aufge
fasst werden. Sie sollen hier einer ersten kritischen 
Bewertung unterzogen werden.

Als nach einem lückenlosen Erwerbsleben weitge
hend statuserhaltendes gesetzliches Renten niveau 
gilt gemeinhin ein Wert von rund 53 Prozent, wobei 
die weiter steigende Rentenbesteuerung noch un be
rücksichtigt bleibt. Konnte dieser Wert jahrzehnte-
lang erreicht oder übertroffen werden, so be  findet 
sich das Rentenniveau seit etwa 15 Jahren im fast 
permanenten und absehbar weiter anhaltenden 
Sinkflug. Diese Entwicklung ist keineswegs not
wendige Folge sozialer oder wirtschaft licher Ent
wicklungen, sondern politisch gewollt, um den 
demo grafisch bedingten Anstieg der Beitragssätze 
langfristig in engen Grenzen zu halten. Eine strikte 
Deckelung der Beiträge ist allerdings gerade nicht 
im Sinne der zuallererst an auskömmlichen Alters-
einkünften interessierten Versicherten. Im  Übrigen 
fiele der unausweichliche Beitragsanstieg auch 
deutlich geringer aus, wenn statt Leistungsein
schränkungen der überfällige Ausbau zur Erwerbs
tätigenversicherung vorgenommen und Hürden 

für die Beschäftigung von Frauen weiter abgebaut 
 würden.

Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD ist 
nun vereinbart, das gesetzliche Renten niveau „auf 
dem heutigen Niveau von 48 Prozent“ ( aktuell 
tatsächlich 48,2 Prozent) bis zum Jahr 2025 bei 
einem Beitragssatz von maximal 20 Prozent ab zu-
sichern. Dafür soll die auf einen tendenziellen 
„ Sinkflug“ programmierte Anpassungs formel zeit
weilig modifiziert und zur Schließung  etwaiger 
Finanzierungslücken Steuermittel eingesetzt 
 werden. Für den Zeitraum ab 2025 ist geplant, 
dass eine noch zu schaffende Kommission „Ver-
läss licher Generationen vertrag“ Empfehlungen für 
eine langfristige Systemstabilisierung mit einer 
„ doppelten Haltelinie“ für Beiträge und Niveau vor
legt. Schließlich will die kommende Koalition auch 
den Gesamtbeitragssatz zur Sozialversicherung im 
vorgeblichen „Interesse von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern sowie Arbeitgeberinnen und Arbeit
gebern bei unter 40 Prozent stabilisieren“.

Die genannten Vorgaben geben allerdings gerade 
keinen Anlass zur Vermutung, dass der Lebensstan
dard im Alter langfristig wieder durch eine starke 
gesetzliche Rentenversicherung aufrechter halten 
werden kann und das offensichtliche Scheitern des 
Mehrsäulenmodells auch politisch einge standen 
wird. Dies beginnt mit dem wenig ambitio nierten 
Versprechen, das Rentenniveau lediglich bis 2025 
auf mindestens 48 Prozent festzuschreiben – nur 
bis zu dem Jahr also, in dem es nach aktuellen 
Berechnungen auch nach dem bestehenden Auto
matismus überhaupt erst wieder leicht unter diesen 
Wert sinken wird. Jedenfalls für die prognostizierte 

Dr. Magnus Brosig

Exkurs: Niveaugarantie  
und „Grundrente“:  
ein großer Wurf für  
die Alterssicherung?
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Arbeitsmarktentwicklung ist die „Renten garantie“ 
also eine Zusage ohne wirklichen Wert, denn die
ser ergäbe sich nur bei einer merklichen wirt
schaftlichen Eintrübung. Gleichzeitig wird der be
sonders garantiebedürftige Zeitraum ab Mitte der 
2020er-Jahre einer Kommission überantwortet, der 
der Koalitionsvertrag ein äußerst enges finanziel
les  Korsett mit gedeckelten Sozialversicherungsbei-
trägen, einem Ausschluss von Steuererhöhungen 
und anhaltend „schwarzer Null“ angelegt hat. Der 
Handlungsbedarf ist eigentlich offensichtlich: Das 
gesetzliche Rentenniveau wird nach jüngsten Pro
gnosen bis zum Jahr 2031 ganz erheblich auf nur 
noch 44,6 Prozent und bis 2045 womöglich auf 
unter 42 Prozent (und damit weit unterhalb jeg-
licher Lebensstandardsicherung) absinken. Nach 
den Vorgaben des Koalitionsvertrages soll die Maß
zahl aber ausdrücklich nicht über den dafür not
wendigen Beitragssatzanstieg oder umfassende 
zusätzliche Mittel aus dem Bundeshaushalt auf 
einem erträglichen Niveau gehalten oder gar wieder 
angehoben werden. Auch massive Umschichtungen 
im bestehenden Budget des Bundes oder eine noch
malige Anhebung der Regelaltersgrenze er  scheinen 
weder realistisch noch erstrebenswert, sodass 
der Weg zur langfristig guten Rente grundsätz
lich versperrt wird. Angesichts dieser strukturellen 
 Fesseln kann die kurzfristige und nur oberflächliche 
 Garantie nicht einmal einen Einstieg in den Aus
stieg aus der Niveauabsenkung darstellen, der bei 
einer bloßen Steuerfinanzierung im Übrigen auch 
nur begrenzt wünschenswert wäre: Würde nämlich 
ein angemessenes Rentenniveau nur durch immer 
höhere Bundeszuschüsse gesichert, nicht aber durch 
die Ausweitung des Versichertenkreises und eine 

überschaubare Anhebung der Beiträge, so geriete 
die grundsätzliche Beitragsfinanzierung der gesetz
lichen Rente ins Hintertreffen und mit ihr sogar das 
Lohnersatzprinzip – ganz unabhängig vom Siche
rungsniveau – unter Rechtfertigungsdruck.

Wenn nun aber langfristig nicht von einem ange
messenen gesetzlichen Rentenniveau auszuge
hen ist, so kann doch möglicherweise die ebenfalls 
im Koalitionsvertrag vorgesehene „Grundrente“ in 
die sozialpolitische Bresche springen und wenigs
tens das sehr bescheidene Ziel „Armutsver meidung“ 
erreichen? Geplant ist, dass nachgewiesenermaßen 
bedürftige Grundsicherungsbezieher mit 35  Jahren 
an Beitragszeiten (wohl ein schließlich Arbeits losen-
geldbezug), Kinderziehungs- und Pflege zeiten eine 
Aufstockung in Höhe von zehn Prozent des für sie 
ermittelten Bruttobedarfs er  halten,  der  zeit also  
von durchschnittlich gut 800 auf etwa 900 Euro  
pro Monat. Die Abwicklung und womöglich auch 
Kosten übernahme soll durch die für Fürsorge 
eigentlich nicht zu ständige Renten versicherung 
in Zusammenarbeit mit den Grundsicherungsäm
tern erfolgen, was zusätzliche Bürokratie erfor
dert und Beiträge der Versicherten im Grunde 
system fremd verwendet. Die bedürftigkeitsge
prüfte „Grund sicherung plus“ ist damit eben keine 
an alle Senioren bedingungslos gezahlte „Grund
rente“ im eigent lichen Wortsinne, die für ein idea
lerweise langfristig lebensstandardsicherndes Ren
tensystem aber auch keineswegs ange messen wäre. 
Zentrales Alterssicherungsziel in einem wohlhaben
den Land wie Deutschland ist schließlich ebendie
ser Status erhalt durch ein hohes Renten niveau (aus 
dem sich strukturelle Armutsver meidung „neben
bei“ ergibt), nicht unbedingte Armutsvermeidung 
durch die Renten versicherung selbst. Dass die 
gesetz liche Rente aufgrund ge  zielter Einschnitte 
immer weniger zu einem strukturellen Schutz vor 
Armut fähig ist, darf keines wegs dazu führen, sie 
komplett auf eine bloße Grundrente „umzupo
len“ und Lebensstandard sicherung vollends auf
zugeben. Die jetzt geplante Fürsorgeleistung kann 

„Die Vorgaben der neuen Koalition  geben 
 gerade keinen Anlass zur Vermutung, 
dass der Lebensstandard im Alter lang-
fristig  wieder durch eine starke  gesetzliche 
Renten versicherung aufrechter halten 
 werden kann.“
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Altersarmut nicht einmal in jedem Einzelfall zuver
lässig ver meiden, erhöht dafür aber die Schwelle, 
die langjährig Versicherte mit eigenen Beiträgen 
übertreffen müssen, um jene vollauf lohnenswert 
zu machen. Beitragsab hängige Rente und weniger 
(oder gar nicht) voraus setzungsvolle Mindestsiche
rung be  wegen sich damit  weiter aufeinander zu, 
und in  sofern könnte die so  ge   nannte Grundrente die 
Akzeptanz der verpflichtend beitrags finanzierten 
GRV zusätzlich gefährden.

Insgesamt ist festzustellen: Einen echten Mehrwert – 
und nur in geringer Höhe – bietet das Reform paket 
aus Niveaugarantie und „Grundrente“ lediglich 
für Bezieher der letztgenannten Leistung, während 
das für die breite Mehrheit der Beschäftigten zen
trale Ziel der Lebensstandardsicherung aus  starker 
gesetzlicher Rente absehbar weiter unter graben 
wird. Auch das ebenfalls vorgesehene Options
modell für bisher nicht obligatorisch abgesicherte 
Selbst ständige ist mit der bloßen Versicherungs
pflicht (gegebenenfalls über eine private „Basis
rente“) kein konsequenter Schritt zu besserer Alters
sicherung in der Breite, sondern kann den Weg zu 
einer echten gesetzlichen Erwerbstätigenversiche
rung dauerhaft verschließen.

Vermeintliche sozialpolitische Verbesserungen ver
kehren sich damit potenziell in ihr Gegenteil und 
„stabilisieren“ oder beschleunigen sogar noch die 
Talfahrt hin zu einer bloßen Mindestsicherung 
aus Steuermitteln, die wohl kaum flächendeckend 
mit kapitalgedeckter Vorsorge aufgestockt  werden 
kann. Am konkreten Beispiel wird deutlich: In der 
Renten politik bedarf es eben nicht kontraproduk
tiver „Trostpflaster“ und inkonsequenter halber 
Schritte, sondern einer fundamentalen Abkehr vom 
umfassend gescheiterten „Mehrsäulenmodell“.1 

1 Vgl. „Gute Alterssicherung für Bremer Beschäftigte?“ 

in diesem Bericht.
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Struktur des Pflegesystems

  Das Risiko dauerhafter Pflegebedürftigkeit – 
nicht des kurzfristigen Pflegebedarfs im Krankheits-
fall – ist in Deutschland erst seit rund zwei Jahr
zehnten durch eine allgemeine soziale oder private 
Versicherung abgesichert. Zuvor wurden  etwaige 
Pflegeleistungen ohne staatliche Unter stützung 
vom privaten Umfeld erbracht, mussten vollständig 
selbst finanziert werden oder wurden bei Bedürftig-
keit von der kommunalen Fürsorge ge  tragen. Auch 
um die zunehmende Belastung der Kommunen 
durch die wachsende Zahl der Leistungsempfänger 
zu mildern, bietet die neu ge  schaffene Pflegever-
sicherung seit Mitte der 1990er-Jahre Unter stützung 

bei häuslicher und stationärer Pflege und bezieht 
die gesetzlich und privat Krankenver sicherten 
 verpflichtend ein.

Die Versicherungsleistungen sind dabei  keinesfalls 
neutral und umfassend ausgestaltet: Zum einen 
ist der generelle Vorrang häuslicher Pflege vor 
statio nären Angeboten gesetzlich festgeschrieben 
(schließt Letztere aber selbstverständlich nicht aus), 
zum anderen gilt anders als in der Krankenver-
sicherung das Teilleistungsprinzip: Leistungen 
sind nicht am unbedingten Bedarf ausgerichtet, 
 sondern zur gezielten Kostenbegrenzung gedeckelt 
(„ Budgetierung“). Dabei werden Dienst-, Sach- und 
Geldleistungen für Pflegebedarfe erbracht, grund
sätzlich aber keine Kosten für Unterkunft, Ver-
pflegung und sonstige Lebenshaltung über nommen. 
Jahrelang wurden die für „Pflegegeld“ (also „Zu-
schüsse“ für nicht erwerbsmäßige Pflege durch in 
der Regel nahestehende Personen), „Pflegesach
leistung“, „Kombinationsleistung“, „teilstationäre 
Pflege“, „Kurzzeitpflege“ und „vollstationäre Pflege“ 
je nach „Pflegestufe“ und nun „Pflegegrad“ fest ge-
legten Zahlbeträge überhaupt nicht angepasst. Sie 
verloren folglich an Kaufkraft, mittlerweile ist aber 
immerhin eine regelmäßige Anpassung der Leistun
gen unter Berücksichtigung der zwischenzeitlichen 
Preisentwicklung vorgesehen.

Die durch das Teilleistungsmodell und die Konzen -
tra tion auf Pflegeleistungen strukturell entstehende 
Finanzierungslücke für das „Gesamtpaket Pflege“  
ist von den Pflegebedürftigen mit eigenem Ein-
kommen (zum Beispiel Renten) und gegebenen
falls vor han denem Vermögen zu schließen. Dieser 
Betrag, der sich bei vollstationär gepflegten Men
schen aus dem sogenannten „einrichtungseinheitli
chen Eigen   an teil“, den Kosten für Unterkunft und 
Ver pflegung und den „Investitionskosten“ für die 
je  weilige Ein    richtung zusammensetzt, lag im Mai 

In aller Kürze:

Das seit einigen Jahrzehnten zentrale sozialpolitische Reformziel 
Kosten- und Beitragssatzbegrenzung macht auch vor der Pflegever-
sicherung nicht halt, es ist im Gegenteil sogar ein Wesensmerkmal 
dieses jüngsten Sozialversicherungszweigs. Das vor rund  zwanzig 
Jahren bewusst geschaffene Teilleistungsmodell mit noch immer 
 häufig schwammigen Qualitätskriterien führt zwangsläufig zu einem 
 scharfen Kostenwettbewerb, der auf dem Rücken der Pflegenden und 
Pflegebedürftigen ausgetragen wird. Die in den vergangenen  Jahren 
verabschiedeten „Pflegestärkungsgesetze“ waren mit ihren teils 
merklichen Leistungsausweitungen und Beitragssatzanhebungen 
zwar durchaus Schritte in die richtige Richtung – erforderlich ist aber 
ein noch größerer Wurf, der die Grundkonzeption ändert. Ein  mutiges 
Umsteuern im Sinne guter Pflege ist überfällig, zumal der Pflegebe-
darf gerade im Land Bremen demografisch bedingt noch erheblich 
zunehmen wird. Zentrale Reformnotwendigkeiten sind dabei insbe-
sondere Schritte in Richtung Vollkaskoversicherung, die Aufstellung 
strikter Qualitätsmaßstäbe und ihre wirksame Durchsetzung.

Dr. Magnus Brosig

Von Kostenbegrenzung  
zu Qualitätssicherung!
 

Umfassender Reformbedarf in der Langzeitpflege
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Abbildung 1: 
Eigenanteile bei vollstationärer Pflege im Vergleich zu 
 Nettoalterseinkommen („NAE“)
Durchschnittswerte in Euro. Eigenanteile für Bremen und 2017,  
NAE für alte Länder und 2015

Quelle: BARMER-Pflegereport 2017: 31; Alterssicherungsbericht 2016: 88
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2017 in Bremen durchschnittlich bei insgesamt 
1.725 Euro und damit leicht über dem Bundes-
schnitt. 1 Der artige Summen können in vielen  Fällen 
– zumal in Zeiten eines bewusst sinkenden Renten-
niveaus und oft problematischer Erwerbsverläufe 
– erkennbar nicht vollständig aus eigenen (Alters-)
Ein kommen gezahlt werden, wie Daten aus dem 
aktuellen Alterssicherungsbericht zumindest für die 
alten  Länder (detaillierte Zahlen für Bremen liegen 
nicht vor) verdeutlichen (vgl. Abbildung 1):

Ist der Lückenschluss mit eigenen Mitteln nicht 
möglich, so kommen Sozialhilfeleistungen wie die 
„Hilfe zur Pflege“ in Betracht, bei der der zu  stän-
di ge Träger eventuell auch auf nahe Angehörige 
zurückgreift.

1 Vgl. Rothgang / Müller / Runte / Unger (2017), S. 30 f. 
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2 Vgl. http://www.oecd.org/els/health-systems/ 

long-term-care.htm.

3 Quelle: Eigene überschlägige Berechnung auf Grund-

lage von Daten des Statistischen Landesamtes Bremen 

(2015) und des Statistischen Bundesamtes (2016).

4 Vgl. Rothgang / Müller / Runte / Unger (2017), S. 158.

5 Vgl. Amtliche Sozialberichterstattung, Tabelle B 1.1.

Problemlagen

Aus der besonderen Struktur des deutschen Pflege-
systems ergeben sich ganz erhebliche Schwierig
keiten für Pflegebedürftige und Beschäftigte. Die 
Kernproblematik besteht dabei in der generellen 
Orientierung an Kostenbegrenzung – Deutschland 
weist im Vergleich der hoch entwickelten Staaten 
sehr niedrige öffentliche Ausgaben für Langzeit
pflege auf 2 – statt an der Qualität der Pflege. Letzt
lich wurde durch politische Rahmensetzung ein 
„Pflegemarkt“ mit ausgeprägtem Kostenwettbewerb 
und einem Bedeutungsgewinn privater, häufig nicht 
tarifgebundener Anbieter geschaffen, in dem „gute 
Pflegeleistungen“ und „gute Pflegearbeit“ keine 
absolute Priorität besitzen und in der Folge nicht  
in jedem Fall gewährleistet sind.

Dieses finanzierungsbedingte Defizit wird durch 
lückenhafte Vorgaben zur Qualitätssicherung noch 
verstärkt: Zwar soll grundsätzlich nach dem „allge
mein anerkannten Stand medizinisch-pflegerischer 
Erkenntnisse“ gepflegt werden, allerdings wird 
 dieses rechtliche Erfordernis bislang nicht hinrei
chend konkretisiert und gleichzeitig von vielfältigen 
Wirtschaftlichkeitsgeboten konterkariert. Bislang 
liegt beispielsweise kein bundesweit verbindlicher, 
wissenschaftlich fundierter Fachkräfteschlüssel in 
Pflegeheimen vor. Im Land Bremen existiert immer
hin eine einschlägige Verordnung und im vergange
nen Jahr wurden Forscher des Bremer SOCIUM mit 
der mittlerweile bis 2020 gesetzlich vorge sehenen 
Entwicklung geeigneter einheitlicher Kriterien 
beauftragt. Wie die Personalbemessung ist auch die 
ebenso erforderliche Mindestquote für Pflegekräfte 
mit Fachausbildung bis dato nicht deutschlandweit 

geregelt und vor Ort – in Bremen ist sie derzeit 
auf 50 Prozent festgelegt – darüber hinaus regel-
mäßigen Forderungen nach Aufweichung oder 
Abschaffung ausgesetzt. Und schließlich werden 
zur Quali tätssicherung notwendige Überprüfun
gen nur mit großem zeitlichem Abstand und  häufig 
nicht unangemeldet vorgenommen. Insgesamt ist 
festzustellen: Detaillierte, bundesweit gültige, nicht 
durch allgemeine Wirtschaftlichkeitsvorschriften 
aufgeweichte und auch praktisch durchgesetzte 
Vorschriften zur Gewährleistung guter Leistungs
erbringung durch Fachkräfte in guten Arbeitsver
hältnissen liegen bislang bestenfalls bruchstückhaft 
vor. Gute Pflege bleibt zu häufig eher hehres Ziel 
als tatsächlich gelebte Praxis für Pflegebedürftige 
und Pflegekräfte.

Die kritischen Rahmenbedingungen haben  konkrete 
Problemlagen zur Folge. Dies gilt zunächst für 
den finanziellen Lückenschluss, den Pflegebedürf
tige und ihre Familien infolge des Teilleistungs
prinzips leisten müssen. Angesichts der hohen, in 
vielen  Fällen nicht aus eigenen Alterseinkünften 
und Vermögen zu deckenden Selbstbe teiligung ist 
zusätz licher Fürsorgebedarf unter Pflege bedürftigen 
besonders weitverbreitet: Im Land Bremen bezog 
zum Jahres ende 2016 von den schätzungsweise 
rund 6.000 Menschen in vollstationärer Pflege 
fast die Hälfte 3 die Sozialhilfeleistung „Hilfe zur 
Pflege“ (im gesamten Bundesgebiet liegt der Anteil 
bei etwa einem  Drittel 4), während die bereits sehr 
hohe allgemeine Fürsorgequote in Bremen und 
Bremer haven „lediglich“ bei 18 Prozent lag.5 Die 
Notwendigkeit einer wieder wirksam lebensstan
dardsichernden gesetzlichen Rente zeigt sich auch 
an dieser Stelle sehr deutlich: Sie würde sicher
lich bei Weitem nicht jede konkrete „Pflegelücke“ 
schließen können, re  duziert die verbreitete Gefahr 
der doppelten  Bedürftigkeit (nämlich hinsichtlich 
Pflege und Sozialhilfe) im Alter aber strukturell.

Der den Leistungsempfängern und ihren Angehö
rigen systemisch aufgenötigte Sparzwang führt 
in Kombination mit dem allgemeinen Kostensen
kungsziel zu einem ausgeprägten Wettbewerb 
über  Kosten statt über Qualität. Er verstärkt zum 
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6 Vgl. Suhr / Naumann (2016), S. 225 f.

7 Quelle: Statistisches Landesamt Bremen.

8 Vgl. Heyduck (2017), S. 68 f. 

einen die ohnehin gesetzlich gewünschte Tendenz 
zu häuslicher Pflege durch nicht erwerbsmäßig 
Pflegen  de, die für pflegende Angehörige die Gefahr 
eines dauerhaften Arbeitsmarktausschlusses oder 
zumindest erheblich unterdurchschnittlicher Ein
kommen birgt 6 und andererseits häufig auch von 
oft illegal beschäftigten 24-Stunden-Kräften aus 
mittel- und osteuropäischen Ländern übernommen 
wird – wiederum mit der Gefahr individueller Aus
beutung und weiterer Schwächung dortiger sozialer 
Strukturen und Sicherungssysteme.

Zum anderen befördert er eine strikte Kostensen
kungsorientierung bei einem Großteil der pro
fessionellen Anbieter, um so nicht nur möglichst 
„wirtschaftliche“ Leistungen mit den Pflege kassen 
abrechnen, sondern auch niedrige indivi duelle 
Finanzierungslücken für die Pflegebedürftigen 
anbieten zu können. In diesem Sinne „folge richtige“ 
Ansätze sind der Rückgriff auf einen möglichst nied
rigen Anteil qualifizierter Fachkräfte und eine für 
gute Pflege tendenziell unzureichende Personal-
ausstattung, aus der sich praktisch zwangsläufig 
eine hohe Arbeitsbelastung ergibt. Vollzeittätig
keit ist bei der Versorgung dauerhaft Pflegebedürf
tiger so kaum (mehr) möglich und insbesondere gilt 
dies für Pflegekräfte in rentennahen Jahrgängen. 
Hinzu kommt, dass Arbeitgeber aus Flexibilitäts-
erwägungen Teilzeitbeschäftigung bevorzugen, 
sodass Vollzeitarbeitsverhältnisse in der ambulan
ten und statio nären Pflege kaum verbreitet sind: 
Ende 2015 lag die Teilzeitquote unter Beschäftig
ten in der Pflege in Bremen bei rund 76 Prozent, 
unter Frauen sogar bei fast 80 Prozent.7 Die ins
gesamt schwierige Beschäftigungssituation von 
Pflege kräften zeigt sich schließlich auch bei der 
Bezahlung: Zusätzlich zum allgemeinen Kosten
druck „begünstigen“ ein geringer Organisationsgrad 
und die nur schwache Tarifbindung ein generell 

„Es besteht erheblicher Handlungsbedarf, 
um den Bedürfnissen der Pflegenden, der 
Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen 
umfassend gerecht werden zu können.“

niedriges Lohnniveau,8 gerade auch im direkten 
Vergleich zur Krankenpflege. Diese Grundproble
matik wird durch den seit 2010 beziehungsweise 
2015 geltenden „Pflegemindestlohn“ bestenfalls 
 minimal abgeschwächt und sein niedriges Niveau 
würde selbst bei einer hier unrealistischen dauer
haften Vollzeittätigkeit nicht einmal die Erreichung 
einer grundsicherungsfesten gesetzlichen Rente 
garantieren. Immerhin dürfen seit dem jüngsten 
„Pflegestärkungsgesetz III“ Tariflöhne – sofern vor
handen – ausdrücklich nicht mehr von den Pflege
kassen als unwirtschaftlich abgelehnt werden und 
seit 2017 gilt in Bremen ein „Tarifvertrag Pflege“. 
Dies ist allerdings nur ein erster Schritt hin zu ange
messener Entlohnung, da er die privaten Anbieter 
bislang nicht erfasst und noch keine Allgemeinver
bindlichkeit erreicht wurde.

Angesichts der in vielen Aspekten kritischen 
Arbeits- und Beschäftigungssituation muss insge
samt konstatiert werden: Angehörigenpflege stellt 
mit Blick auf den dadurch oft erheblich einge
schränkten weiteren Erwerbsverlauf häufig eine 
„biografische Falle“ dar und professionelle Pflege 
präsentiert sich aktuellen und potenziellen Beschäf
tigten vielfach als eher unattraktiver Tätigkeits-
bereich. Tatsächlich ist der Fachkräftemangel 
gerade im Land Bremen besonders stark ausge
prägt 9 und die geringe Anziehungskraft des Pflege
berufs zeigt sich auch sehr konkret in den Ergeb
nissen der von der Arbeitnehmerkammer 2017 
durchgeführten Beschäftigtenbefragung:

So beklagt etwa ein Drittel der befragten Beschäftig
ten in Pflege- und Altenheimen eine hohe Belastung 
durch körperliche Arbeit und fast die Hälfte der 
befragten Pflegenden berichtet von hoher oder gar 
sehr hoher Belastung durch Stress und Arbeitsdruck. 
Ebenfalls fast 50 Prozent der Arbeit nehmerinnen 
und Arbeitnehmer in dieser Branche sind mit der 
gesellschaftlichen Anerkennung ihres Berufs unzu
frieden und zuletzt deutet auch die unterdurch
schnittliche Betriebszugehörigkeit auf die besonde
ren Herausforderungen des Pflegeberufs hin: Hier 
sind Beschäftigte im Durchschnitt nur 7,9 Jahre 
auf ihrer derzeitigen Arbeitsstelle tätig, unter allen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Bremen 
sind es hingegen immerhin 9,1 Jahre.

9 Vgl. Heyduck (2017), S. 64 f.
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Forderungen für gute Pflege und  
gute Arbeit in der Pflege

Die skizzierten Problematiken zeigen einen erheb
lichen Handlungsbedarf auf, um den Bedürf nissen 
der Pflegenden, der Pflegebedürftigen und ihrer 
Angehörigen umfassend gerecht werden zu können. 
Dabei darf keineswegs nur an Symptomen angesetzt 
werden; vielmehr müssen die fehlerhaften Grund
strukturen in den Blick genommen und nach haltig 
korrigiert werden. Zentrale Ziele eines solchen 
 „großen Wurfs“ in der Pflegepolitik müssen sein:

 Gewährleistung hoher Pflegequalität;
 Attraktivitätssteigerung von Pflegeberufen;
 Zuständigkeit geeigneter und langfristig be -

fähigter Akteure: Träger, Anbieter, Pflegekräfte;
 Vereinbarkeit und gerechte Geschlechterver-

teilung von Sorgearbeit und Beruf in Pflege
phase und weiterem Lebensverlauf.

Damit wäre eine sozial und finanziell nachhal
tige, menschenwürdige und für qualifizierte Kräfte 
attraktive Altenpflege auch im Kontext zunehmen
den Bedarfs an professioneller Pflege möglich. Die
ser dürfte in Großstädten wie Bremen und Bre
merhaven langfristig besonders groß sein, da das 
Unterstützungspotenzial durch das familiäre Umfeld 
in urbanen Räumen tendenziell in besonders hohem 
Maße zurückgeht.

Zur Umsteuerung in Richtung Qualitätsorientie
rung bedarf es anstelle des bisherigen „Flickwerks“ 
zunächst klarer, allgemeiner, wissenschaftlich fun
dierter und effektiver durchgesetzter Maßstäbe für 
gute Pflege. Diese müssen die zu erbringenden Leis
tungen definieren, Arbeitsbedingungen auf einem 
hohen Niveau garantieren und nicht zuletzt ange
messene Personalqualifikationen und -bedarfe fest
schreiben. Keinesfalls darf es zu einer Absenkung 
bisheriger Standards zum kurzfristigen finanziellen 
und personellen „Lückenschluss“ kommen – schließ
lich sind keine bloßen Symptombehandlungen, 

 sondern grundsätzliche Problemlösungen erforder
lich. In diesem Sinne ist auch unbedingt sicherzu
stellen, dass die anstehende Generalisierung der 
Pflegeausbildung nicht zum Absinken der bislang 
vermittelten spezifischen Kompetenzniveaus für 
unterschiedliche Pflegebereiche führt. Ergänzend zu 
wirksamen Kriterien für gute Langzeitpflege muss 
auch die Arbeitsplatzattraktivität unter anderem 
durch angemessene Löhne und eine hohe Tarifbin
dung gewährleistet sein, die gegebenenfalls über 
Allgemeinverbindlichkeitserklärungen zu erreichen 
ist.

Der Umbau des bestehenden Pflegemarktes hin zu – 
idealerweise – ausschließlich guten Pflegeleistungen 
und Arbeitsbedingungen erhöht zwangs läufig den 
insgesamt notwendigen Kostenaufwand und birgt 
damit die Gefahr einer tendenziellen Über forderung 
von Pflegebedürftigen und ihren Angehörigen, die 
nicht mehr auf günstigere Angebote ausweichen 
können. Flankierend zur Erhöhung der Qualitätsvor
gaben und ihrer tatsächlichen Durch setzung bedarf 
es deshalb einer Reduktion der Finanzierungslast 
für beide Personenkreise. Dies kann zielgenau durch 
die Stärkung des Kernmechanismus Pflegeversiche
rung erreicht werden, also durch eine Entwicklung 
in Richtung Vollkaskoschutz mit entsprechender 
Reduktion der verbleibenden Eigenanteile einerseits 
und höheren Beiträgen der Versicherten und Arbeit
geber oder gezielten Bundeszuschüssen anderer
seits. Die Finanzierungsbasis der sozialen Versiche
rung ließe sich in diesem Zuge über einen Ausbau 
zur echten Bürgerversicherung mit einheit licher 
Beitragserhebung verbreitern und stabilisieren 
und so wäre auch die überfällige regelmäßige An -
passung ihrer Leistungen auf eine solidere Grund
lage gestellt. Eine wesentliche Erleichterung für die 
Pflegebedürftigen würde darüber hinaus eine tat
sächlich ausreichende Finanzierung der medizini
schen Behandlungspflege bewirken, die derzeit bei 
stationärer Pflege ein erhebliches Kostenrisiko dar
stellt.10 Alternativ zur eigentlich längst notwendi
gen Stärkung der sozialversicherungsrechtlichen 
Absicherung müsste zumindest eine groß zügigere 
Ausgestaltung der Fürsorgesysteme vorgenommen 
werden, also etwa eine Abschaffung oder Abschwä
chung des Rückgriffs auf Angehörige – hier kann 
die „Grundsicherung im Alter“ als Vorbild dienen 
– oder höhere Vermögensfreibeträge für die Pflege-
bedürftigen selbst.

10 Vgl. Jacobs / Greß (2017), S. 212 f.
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Abbildung 2: 
Hilfe zur Pflege („HzP“) im Land Bremen und in Deutschland (2015)
Anteil der Pflegebedürftigen mit HzP-Bedarf (Prozent) und 
 HzP-Kosten pro Wohnbürger (Euro)

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Drittens muss qualitätsorientierte Pflegepolitik auf 
eine Aufgaben- und Kostenverteilung ausgerich
tet sein, die wesentliche Akteure auch langfris
tig nicht überfordert und „starke Schultern“ ange-
messen in die Pflicht nimmt. In diesem Sinne und 
zur Gewährleistung einheitlicher Standards sollten 
etwa die Fürsorgekosten für auch finanziell bedürf
tige Pflege bedürftige schrittweise vom Bund über
nommen werden, wie dies bereits bei der Grund
sicherung im Alter geschieht. Dass Bedarfslagen 
strukturell ungleich verteilt sind – in Bremen sind 
die Pro-Kopf-Ausgaben für die „Hilfe zur Pflege“ 
beispielsweise deutlich überdurchschnittlich, da 
hier ein erheblich höherer Anteil der Pflegebedürf
tigen auf diese überwiegend vom Land finanzierte 
Sozialhilfeleistung angewiesen ist –, darf sich nicht 
 negativ auf die Haushalte von Ländern und Kommu
nen auswirken, sondern ist eine gesamtgesellschaft
lich zu tragende Last.

11 Vgl. Gerlinger (2017), S. 12.

Städte und Gemeinden müssen daneben nicht nur 
auf finanzieller, sondern auch auf administrativer 
Ebene handlungsfähig bleiben und sollten deshalb 
auch zukünftig nicht als Platzhalter für die Schaf
fung notwendiger Pflegeinfrastrukturen einsprin
gen müssen. Schließlich legt auch das Ziel eines 
fairen Lastenausgleichs den raschen Umbau der 
 sozialen und privaten Pflegeversicherung zur sozia
len Bürger pflegeversicherung nahe, da sie die bishe
rigen einseitigen morbiditätsbedingten Belastungen 
– gesetzliche Pflegekassen schultern hohe Kosten 
bei relativ geringen Einnahmen, bei privaten Ver-
sicherungen ist es hingegen umgekehrt 11 – struktu
rell ausgleichen würde. Mindestens müsste ersatz
weise ein umfassender Lastenausgleich zwischen 
den  beiden Sicherungssystemen vorgenommen 
 werden, um die private Pflegeversicherung endlich 
zu höheren und damit gesamtgesellschaftlich ange
messenen Bei trägen anzuhalten.

Viertens erfordert gute Pflege in einem umfassend 
verstandenen Sinne die tatsächliche Vereinbarkeit 
von häuslicher Pflegetätigkeit und eigent lichem 
Beruf. Notwendig ist dafür eine breite Angebots-
palette mit einem Ausbau professioneller Pflege 
gerade in ambulanten und teilstationären Ange-
boten, um nicht erwerbsmäßige Pflegepersonen 
nicht zur Entscheidung zwischen familiärer Pflege 
und Heimunterbringung zu zwingen und ins gesamt 
auch bei Übernahme von Pflegeverantwortung 
 stabile Erwerbsverläufe zu ermöglichen.
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